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Die NÖ Landesregierung hat über den Antrag der WEB Windenergie AG und der 

Windpark Dürnkrut II GmbH, beide vertreten durch die Schönherr Rechtsanwälte 

GmbH, Schottenring 19, 1010 Wien, vom 14. Juli 2014 auf Erteilung einer Genehmi-

gung für die Errichtung und den Betrieb des Vorhabens „Windpark Dürnkrut-

Götzendorf II“ gemäß § 5 und § 17 Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000 

(UVP-G 2000) und unter Anwendung der für die Ausführung des Vorhabens erforder-

lichen materiellen Genehmigungsbestimmungen wie folgt entschieden: 

Spruch 

I Genehmigung nach dem Umweltverträglichkeitsprüfun gsgesetz 2000 

(UVP-G 2000) 

Der WEB Windenergie AG und der Windpark Dürnkrut II GmbH, beide vertreten 

durch die Schönherr Rechtsanwälte GmbH, Schottenring 19, 1010 Wien, werden 

nach Durchführung des Umweltverträglichkeitsprüfungsverfahrens die Genehmigung 

zur Errichtung und zum Betrieb des Vorhabens „Windpark Dürnkrut-Götzendorf II“ 

bestehend aus insgesamt 9 Windenergieanlagen (WEA), davon  

a) 8 Anlagen der Type REpower 3.2M114 mit einer Nabenhöhe von 143 m (4 An-

lagen: DG-II-11, DG-II-12, DG-II-14,DG-II-15), und 123 m (4 Anlagen: DG-II-16, 

DG-II-17, DG-II-18, DG-II-19), einem Rotordurchmesser von 114 m und einer 

Nennleistung von je 3.170 kW,  

b) 1 Anlage der Type REpower MM92 (DG-II-13) mit einer Nabenhöhe von 100 m, 

einem Rotordurchmesser von 92,5 m und einer Nennleistung von 2.050 kW,  

in Summe demnach eine Gesamtleistung von 27,41 MW, inklusive aller damit im Zu-

sammenhang stehenden Begleitmaßnahmen, in der Marktgemeinde Dürnkrut, der 

Gemeinde Velm-Götzendorf, der Marktgemeinde Spannberg und der Stadtgemeinde 

Zistersdorf, im Verwaltungsbezirk Gänserndorf, erteilt. 

Das Vorhaben ist entsprechend der Vorhabensbeschreibung (Pkt. I.5) sowie den 

Projektunterlagen, die mit einer Bezugsklausel versehen sind, zu errichten und zu 

betreiben. 
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Die unten angeführten Vorschreibungen (Pkt. I.3) sind bei Errichtung und Betrieb des 

Vorhabens einzuhalten. 

Soweit die Zustimmung Dritter für das Vorhaben notwendig ist, wird die Genehmi-

gung unter dem Vorbehalt des Erwerbs der entsprechenden Rechte erteilt. 

Die Genehmigung wird entsprechend den mitanzuwendenden materienrechtlichen 

Genehmigungsvoraussetzungen wie folgt konkretisiert: 

I.1 Ausnahmebewilligung gemäß § 11 Elektrotechnikge setz 1992 

Für die gegenständlichen Windenergieanlagen der Type REpower 3.2M114 wird die 

Ausnahmegenehmigung von der Verpflichtung gemäß dem Punkt 6.5.4 (Fluchtweg-

länge) der mit Elektrotechnikverordnung verbindlich erklärten elektrotechnischen Si-

cherheitsvorschriften ÖVE/ÖNORM E 8383 betreffend Fluchtwege in Hochspan-

nungsanlagen erteilt. 

I.2 Forstrechtlicher Konsens 

I.2.1 Dauernde Rodungen im Ausmaß von 762 m² 

Die dauernde Rodung wird entsprechend der in der Vorhabensbeschreibung ange-

führten Flächenbilanz (Pkt I.5.28) genehmigt. 

I.2.2 Vorübergehende (Befristete) Rodungen im Ausma ß von 1.522 m² 

Die vorübergehende (befristete) Rodung wird entsprechend der in der Vorhabensbe-

schreibung angeführten Flächenbilanz (Pkt I.5.28) genehmigt. 

I.2.3 Rodungszweck 

Die dauernden Rodungen und die vorübergehenden  Rodungen sind an den Zweck 

der ausschließlichen Verwendung der in der Vorhabensbeschreibung angeführten 

Flächen zur Umsetzung (Errichtung und Betrieb) des beantragten Vorhabens „Wind-

park Dürnkrut-Götzendorf II“ gebunden. 

Rodungszweck ist die Umsetzung (Errichtung und Betrieb) des Vorhabens „Windpark 

Dürnkrut-Götzendorf II“ samt aller erforderlichen Nebeneinrichtungen und Maßnah-

men.  
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I.2.4 Fristen 

Die Fristen werden unter Spruchteil I.4 verfügt. 

I.3 Auflagen/Maßnahmen/sonstige Vorschreibungen 

I.3.1 Agrartechnik/Boden 

I.3.1.1 Vor Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Nutzflächen für die Errichtung 

bzw. die Adaptierung von Wegen sowie für die Errichtung der WEA ist das Einver-

ständnis mit den jeweiligen Grundeigentümern und Bewirtschaftern herzustellen.  

I.3.1.2 Da während der Bauphase landwirtschaftliche Flächen vorübergehend nicht 

landwirtschaftlich genutzt werden können und hinsichtlich der Flächen Auswirkungen 

auf Leistungsabgeltungen und Förderungen (z.B. ÖPUL Maßnahmen) gegeben sein 

können, ist bereits vor Baubeginn das Einvernehmen mit den Bewirtschaftern der je-

weiligen Grundflächen sowie mit der zuständigen Bezirksbauernkammer herzustel-

len. 

I.3.1.3 Die Zufahrtsverhältnisse sind für die Bewirtschaftung aufrecht zu erhalten. 

Sollte kurzfristig eine Aufrechterhaltung der Zufahrt nicht möglich sein, ist zuvor das 

Einvernehmen mit den betroffenen Grundeigentümern herzustellen.  

I.3.1.4 Bewirtschaftungserschwernisse bei der Ernte bzw. der Bearbeitung der 

landwirtschaftlichen Flächen während der Bauphase sind zu dokumentieren und ge-

gebenenfalls finanziell abzugelten. 

I.3.1.5 Sollte während des Baus, der Betriebsphase und im Zuge des Abbaus der 

Anlagen eine Kontaminierung des Bodens oder des Pflanzenbestandes auftreten, 

sind diese Vorfälle ebenfalls zu dokumentieren sowie örtlich zuzuordnen. Das kon-

taminierte Material muss entsprechend entsorgt werden. Der Boden ist durch gleich-

wertiges Material zu ersetzen. 

I.3.1.6 Die Baumaßnahmen, die Kabelverlegungen, die Rekultivierungsmaßnahmen 

einschließlich Bodenlockerung und Rückbaumaßnahmen bei Wegverbreiterungen 

etc. haben bei entsprechend trockenen Witterungsverhältnissen zu erfolgen. 

I.3.1.7 Bestehende Feldbrunnen bzw. die Bewässerungsmöglichkeiten während der 

Bau- und Betriebsphase sind zu erhalten bzw. wieder herzustellen. 
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I.3.1.8 Nach Fertigstellung des Wegenetzes bzw. nach Abschluss der Bauarbeiten 

hat eine entsprechende Vermarkung bzw. erforderlichenfalls Vermessung zu erfol-

gen. Das Wegenetz ist während der Betriebsphase für den landwirtschaftlichen Ver-

kehr benutzbar zu erhalten. Die ordnungsgemäße Übergabe des Wegenetzes ist 

durch die Vorlage der diesbezüglichen Einverständniserklärungen aller betroffenen 

Grundeigentümer sowie den Eigentümern der Wege zu bestätigen. 

I.3.1.9 Nach Abschluss der Bauarbeiten sind für die allenfalls beanspruchten land-

wirtschaftlichen Nutzflächen die von den Grundeigentümern unterfertigten Rekultivie-

rungs- bzw. Übernahmebestätigungen vorzulegen. 

I.3.1.10 Im Falle der Entfernung der WEA sind die Fundamente und sämtliche für die 

Errichtung und den Betrieb der WEA erfolgten Grundinanspruchnahmen landwirt-

schaftlicher Flächen zumindest bis zu einer Tiefe von 1m entsprechend den in den 

Finanzbodenschätzungskarten ausgewiesenen Verhältnissen zu rekultivieren. 

I.3.2 Bautechnik 

I.3.2.1 Mindestens einen Monat vor Baubeginn ist je Standort ein Baugrundgutach-

ten durch einen Ingenieurkonsulenten für Geotechnik zu erstellen und der Behörde 

vorzulegen, aus welchem die Baugrundeigenschaften und der Grundwasserspiegel 

hervorgehen. Das Gutachten hat sämtliche geotechnischen Nachweise für die Fun-

dierung je Aufstellungsort zu beinhalten. 

I.3.2.2 Die Ausführung der Fundierung ist zu dokumentieren. Je nach Gründungsart 

sind eine Bodenbeschau, Abnahme von eventuellen Bodenverbesserungen, eventu-

elle Lastversuche, Rammprotokolle, dynamische Pfahl-Integritätsmessungen usw. 

von einer fachlich qualifizierten Person (Geotechniker) durchzuführen bzw. zu bestä-

tigen. Die Protokolle und Dokumentationen sind zur Einsichtnahme durch die Behör-

de bereitzuhalten. 

I.3.2.3 Vor dem Betonieren der Fundamente ist die plan- und fachgerechte Verle-

gung der Bewehrung von einer fachlich qualifizierten Person abzunehmen (Beweh-

rungsabnahme) und in einem Abnahmeprotokoll zu bestätigen. Die Abnahmeproto-

kolle oder eine Bestätigung über die plan- und fachgerechte Bewehrung sind zur Ein-

sichtnahme durch die Behörde bereitzuhalten. 
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I.3.2.4 Der Beton für die Fundamente ist nach den einschlägigen ÖNORMEN her-

zustellen und es ist eine normgemäße Qualitätsprüfung (Identitätsprüfung) gemäß 

ÖNORM B 4710-1 durchzuführen. Die Grundwasserqualität ist bei der Wahl der Be-

tonqualität zu berücksichtigen. Entsprechende Nachweise über die Herstellung bzw. 

Herkunft des Betons sind zur Einsichtnahme durch die Behörde bereitzuhalten.  

I.3.2.5 Die Stahlbetonfertigteile des Turmes sind gemäß Spannanleitung zu ver-

spannen und die Fugen sind ordnungsgemäß zu pressen. Die Spannprotokolle sind 

zur Einsichtnahme durch die Behörde bereitzuhalten. 

I.3.2.6 Die Türme der Windkraftanlagen einschließlich der Schraubverbindungen 

und der Betonfertigteilverbindungen sind nach Fertigstellung durch einen hierzu be-

fugten Fachmann abzunehmen. Die plan- und fachgerechte Herstellung ist in einem 

Abnahmeprotokoll zu bestätigen. Das Abnahmeprotokoll oder eine Abnahmebestäti-

gung ist zur Einsichtnahme durch die Behörde bereitzuhalten. 

I.3.2.7 In allen Bereichen, die auch ohne Rettungsgeschirr begangen werden (Turm-

fuß), sind Absturzsicherungen mit einer Höhe von mindestens 1,0 Meter und mit zu-

mindest einer Brustwehr und einer Mittelwehr herzustellen. 

I.3.2.8 Sämtliche Kabeldurchführungen durch Brandabschnittsgrenzen sind mit ge-

eigneten Materialien auf einen Feuerwiderstand von mindestens EI 60 abzuschotten. 

Hierüber ist eine Bestätigung der einbauenden Firma auszustellen. Diese Bestäti-

gung ist zur Einsichtnahme durch die Behörde bereitzuhalten. 

I.3.2.9 Mindestens einen Monat vor Baubeginn ist ein Brandschutzkonzept der Be-

hörde vorzulegen, welches mit der zuständigen Feuerwehr abgestimmt und vidiert 

ist. Die lokalen Brandschutzanforderungen sind zu berücksichtigen. 

I.3.2.10 Für die erste Löschhilfe sind Feuerlöscher folgender Typen und mit folgen-

den Inhalten bereitzuhalten: 

a) in der Gondel: 2 Stück mind. K5 und 1 Stück mind. P6 

b) im Mastfuß oder im Service-PKW 1 Stück mind. K5 und 1 Stück mind. P4 

c) Die Feuerlöscher sind sicher aufzuhängen oder aufzustellen und alle zwei Jah-

re nachweislich zu überprüfen. 
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I.3.2.11 Die Anlagen sind zu nummerieren bzw. zu bezeichnen. Die Nummern bzw. 

Bezeichnungen sind für das Servicepersonal gut sichtbar anzubringen. 

I.3.2.12 Für den gesamten Windpark ist ein Notfallplan (Brandschutzplan, Rettungs-

plan, Sicherheitsplan, Fluchtwegplan) zu erstellen. Dieser Plan hat zumindest folgen-

des zu beinhalten: 

a) Ausschnitt aus der ÖK 1:50.000, mit zumindest folgendem Inhalt: 

aa) Windkraftanlagen mit Nummerierung 

ab) benachbarte Windkraftanlagen und Windparks 

ac) Zufahrtswege für Lösch- und Rettungsfahrzeuge ab den umliegenden 

Hauptverkehrsstraßen 

b) Anweisungen für die Feuerwehr bei den möglichen Brandereignissen (Brand in 

der Gondel, Trafobrand, usw.) 

c) Fluchtmöglichkeiten aus der Windkraftanlage, Leitern, Stiegen, usw. 

d) Rettungsmöglichkeiten von Personen aus der Windkraftanlage 

e) Lage und Art der Feuerlöscher 

f) Koordinaten der einzelnen Anlagen. WGS84-Koordinaten, ev. auch Gauß-

Krüger-Koordinaten 

g) Verantwortliche Personen mit Telefonnummern, Telefonnummern von Rettung 

und Feuerwehr 

Dieser Plan kann auch gleichzeitig als Sicherheitsplan mit den dort zusätzlich not-

wendigen Eintragungen sein. 

In jeder Windkraftanlage ist jeweils ein Exemplar des Planes aufzubewahren und ein 

weiteres ist der örtlichen Feuerwehr zu übermitteln 

I.3.2.13 Die Befahranlage (Service-Lift) ist einer Abnahmeprüfung zu unterziehen und 

zumindest alle 2 Jahre einer regelmäßigen Überprüfung. Die Abnahmeprotokolle und 

Überprüfungsunterlagen sind zur Einsichtnahme vor Ort aufzubewahren. 
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Auflagen zur Ausnahmebewilligung gemäß § 11 Elektrotechnikgesetz 1992: 

I.3.2.14 Im Turmfuß im Bereich der Befahranlage bzw. Aufstiegsleiter zum Maschi-

nenhaus ist je Wartungspersonal ein Sauerstoffselbstretter (mind. 60 Minuten) be-

reitzustellen und beim Aufstieg mitzuführen.  

I.3.2.15 In der Gondel ist permanent eine plombierte Abseilvorrichtung aufzubewah-

ren. 

I.3.2.16 Die zur Ausnahmebewilligung angeführten organisatorischen Maßnahmen 

sind in Betriebshandbüchern, Bedienungsanleitungen sowie der Inbetriebnahmean-

leitung festzuhalten. 

I.3.2.17 Das Betreten der Windkraftanlage ist nur durch Personen zulässig, welche in 

der Anwendung der persönlichen Schutzeinrichtungen ausgebildet und für die Evaku-

ierung im Notfall sowie hinsichtlich der durch den Hersteller formulierten organisatori-

schen Maßnahmen unterwiesen sind. 

I.3.3 Eisabfall 

I.3.3.1 Die Warntafeln und Warnleuchten sind in regelmäßigen Abständen (zumin-

dest einmal jährlich vor Beginn der Wintersaison) sowie nach entsprechenden Hin-

weisen zu kontrollieren. Die Funktionsweise ist sicherzustellen. Darüber sind Auf-

zeichnungen zu führen und zur Einsichtnahme durch die Behörde bereitzustellen. 

I.3.3.2 Die Warnleuchten müssen auch bei schlechten Sichtverhältnissen (z.B. Ne-

bel) außerhalb des Gefährdungsbereiches (120 % der Gesamthöhe der Windkraftan-

lage) erkennbar sein. 

I.3.3.3 Nachdem eine Windkraftanlage wegen Eisansatz stillgelegt wurde, darf die 

Freigabe der Windkraftanlage und das Deaktivieren der Warnleuchten erst nach opti-

scher Kontrolle vor Ort hinsichtlich Eisfreiheit sowie händische Inbetriebnahme durch 

geschultes Personal erfolgen. Bei Nacht und schlechten Sichtverhältnissen dürfen 

die Freigabe sowie die Deaktivierung der Warnleuchten nicht erfolgen. 

I.3.3.4 Die Mühlenwarte sind zumindest jährlich in Bezug auf den risikorelevanten 

Eisansatz zu schulen und fortzubilden. 
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I.3.4 Elektrotechnik 

I.3.4.1 Für die gesamten gegenständlichen elektrischen Anlagen ist eine Anlagen-

dokumentation zu erstellen und zur Einsichtnahme bereitzuhalten. In dieser Doku-

mentation müssen auch alle in den elektrotechnischen Auflagen geforderten Unterla-

gen enthalten sein. 

I.3.4.2 Es ist ein Anlagenbuch im Sinne der ÖVE/ÖNORM E 8001-6-63 anzulegen. 

In diesem Anlagenbuch muss der Anlagenbetreiber für die elektrischen Anlagen ge-

mäß ÖVE/ÖNORM EN 50110, Ausgabe 2014-10-01, schriftlich festgehalten sein und 

sind auch sämtliche Prüfungen im Zuge der Inbetriebnahme der Anlage, die wieder-

kehrenden Überprüfungen und die entsprechend den Anforderungen des Herstellers 

durchzuführenden Wartungsarbeiten zu dokumentieren. Das Anlagenbuch muss 

stets auf aktuellem Stand gehalten werden. 

I.3.4.3 Vom Anlagenbetreiber gemäß ÖVE/ÖNORM EN 50110, Ausgabe 2014-10-

01, oder einer von ihm hiezu beauftragten fachlich geeigneten Person gemäß § 12 

Elektrotechnikgesetz ist zu prüfen und im Anlagenbuch zu vermerken, dass alle in 

den elektrotechnischen Auflagen geforderten Nachweise vollständig vorhanden sind 

und die elektrotechnischen Auflagen des Genehmigungsbescheides erfüllt sind. 

Sämtliche Bestätigungen, Befunde bzw. Nachweise zur Auflagenerfüllung müssen 

mit einem eindeutigen Bezug auf den Bewilligungsbescheid versehen sein und sind 

zur Einsichtnahme bereitzuhalten. 

I.3.4.4 Die Regelungen zum sicheren Betrieb der Anlagen, insbesondere im Sinne 

der ÖVE/ÖNORM EN 50110, Ausgabe 2014-10-01, sind in einem Betriebsbuch zu-

sammenzufassen. In diesem Betriebsbuch ist auch auf erforderliche Abstimmungen 

zwischen den beiden Betreiberinnen des Windparks und der Verteilnetzbetreiberin 

Netz Niederösterreich GmbH einzugehen. Weiters sind in diesem Betriebsbuch auch 

aufgetretene Schäden sowie außergewöhnliche Ereignisse an den elektrischen An-

lagen (z.B. festgestellte Blitzeinschläge) samt deren vermuteten oder festgestellten 

Ursachen mit Name und Funktion sowie fachlicher Eignung der Person, welche die 

Eintragungen vornimmt, schriftlich festzuhalten. Dieses Betriebsbuch, das auch Be-

standteil des Anlagenbuches sein kann, ist zur Einsichtnahme aufzubewahren. 
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I.3.4.5 Eine aktuelle Netzzugangsvereinbarung für den gegenständlichen Windpark 

ist zur Einsichtnahme bereitzuhalten. 

I.3.4.6 Die Einhaltung der „Technischen und Organisatorischen Regeln“ (TOR) der 

Energie-Control Austria für den Parallelbetrieb der Erzeugungsanlagen mit dem Ver-

teilnetz der Netz Niederösterreich GmbH ist durch den Hersteller der Windenergiean-

lagen zu bestätigen und zu dokumentieren. Die ordnungsgemäße Einstellung der 

Netzentkupplungsschutzeinrichtungen im Einvernehmen mit der Netz Niederöster-

reich GmbH und die Einhaltung der Parallellaufbedingungen sind nachzuweisen. 

I.3.4.7 Die ordnungsgemäße Ausführung und Einstellung der Schutzeinrichtungen in 

den betroffenen 30-kV-Netzabzweigen (Kurzschlussschutz, Überstromschutz, Erd-

schlusserkennung und -abschaltung, etc.) ist im Einvernehmen mit der Verteilnetzbe-

treiberin Netz Niederösterreich GmbH zu kontrollieren und durch eine fachlich geeig-

nete Person gemäß §12 Elektrotechnikgesetz zu dokumentieren. Ebenso ist der 

Nachweis der Kurzschlussfestigkeit der Hochspannungsschaltanlagen zu erbringen. 

Weiters ist festzuhalten, wer für den Betrieb, die Einstellung und Wartung dieser 

Schutzeinrichtungen verantwortlich ist und welche fachliche Ausbildung die verant-

wortliche Person aufweist. 

I.3.4.8 Über die Einhaltung der Anforderungen gemäß vorliegendem Zertifizierungs-

bericht für die elektrische Ausrüstung der Windenergieanlage REpower 3.2M, TÜV 

Nord, ist für die projektsgegenständlichen Windenergieanlagen der Type REpower 

3.2M114 eine Bestätigung einer fachlich geeigneten Person gemäß § 12 Elektro-

technikgesetz zur Einsichtnahme bereitzuhalten. Über die Einhaltung der Auflagen 

gemäß vorliegender Gutachterlicher Stellungnahme für Elektrische Komponenten 

und Blitzschutz, Windenergieanlage REpower MM92, TÜV Nord, ist für die projekt-

gegenständliche Windenergieanlage der Type REpower MM92 eine Bestätigung ei-

ner fachlich geeigneten Person gemäß § 12 Elektrotechnikgesetz zur Einsichtnahme 

bereitzuhalten. 

I.3.4.9 Es ist jeweils ein Gutachten eines Ziviltechnikers für Elektrotechnik über die 

Übereinstimmung der projektsgegenständlichen Windenergieanlagentypen REpower 

3.2M114 und REpower MM92 mit den in Österreich mit Elektrotechnikverordnung 

verbindlich erklärten SNT-Vorschriften (unter Berücksichtigung einer Ausnahmebe-

willigung gemäß § 11 Elektrotechnikgesetz) zur Einsichtnahme bereitzuhalten. 
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I.3.4.10 Die Lüftungsöffnungen der Trafostation bei Windenergieanlage der Type 

REpower MM92 sind stochersicher auszuführen. In der Trafostation bei Windenener-

gieanlage der Type REpower MM92 ist zwischen Zugangstüre zum Traforaum und 

Trafoaufstellplatz eine Abschrankung (z.B. Holzschutzleiste) anzubringen, sofern 

nicht sämtliche Anschlüsse des Transformators vollisoliert und berührungssicher 

sind. 

I.3.4.11 Für die projektgegenständlichen elektrischen Anlagen ist die ordnungsgemä-

ße Ausführung folgender Einrichtungen – soweit bei der jeweiligen Anlagentype 

REpower 3.2M114 bzw. REpower MM92 mit externer Kompakttrafostation vorgese-

hen – ausdrücklich zu bestätigen, und die positive Funktionsprüfung ist im Zuge der 

Inbetriebsetzung zu dokumentieren: 

a) Sicherheitssysteme (NOT-AUS/NOT-HALT, Hauptschalter, Notverstellung 

durch Überdrehzahlschalter, Notabschaltung bei NOT-AUS, Notbremsung bei 

NOT-HALT, Rauchdetektion – Alarmierung, Lichtbogensensor – Abschaltung, 

Fernüberwachung SF6-Gasdruck, usw.) 

b) USV- bzw. Akkuversorgungen, insbesondere für die „Anlagenbefeuerung“, die 

Notbeleuchtung, die Notversorgung der Blattverstellsysteme, die Anlagensteue-

rung und die Fernüberwachung sowie die Einhaltung der ÖVE/ÖNORM EN 

50272-2 für die Aufstellung sämtlicher Batterien 

c) ordnungsgemäße Ausführung und Funktion der Notbeleuchtung 

d) ordnungsgemäße Ausführung der Maßnahmen im Störlichtbogenfall für die 

Hochspannungsschaltanlagen (Vorlage der zugehörigen Prüfbescheinigung für 

die verwendete Schaltanlage und Bestätigung, dass die Aufstell- und Einbau-

bedingungen in der gegenständlichen Anlage den Anforderungen der Prüfbe-

scheinigung bzw. der geprüften Anordnung entsprechen) einschließlich Über-

einstimmung mit den Projektsunterlagen  

e) ordnungsgemäße Ausführung und Prüfung der Hochspannungsanlagen in 

Übereinstimmung mit ÖVE/ÖNORM E 8383 (z.B. Berührungsschutz, Breite und 

Höhe der Bediengänge und Fluchtwege) unter Berücksichtigung einer Ausnah-

mebewilligung gemäß § 11 Elektrotechnikgesetz  
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f) ausreichende Lüftung für die Trafos und Leistungsschränke zur Abfuhr der ent-

stehenden Abwärme  

g) Brandklasse F1 der aufgestellten Trockentransformatoren in den Windenergie-

anlagen der Type REpower 3.2M114; Öldichtheit ausreichende Dimensionie-

rung der Ölauffangvorrichtung unterhalb des Trafoaufstellplatzes in der Tra-

fostation bei Windenenergieanlage der Type REpower MM92 

h) Wirksamkeit der Schutzmaßnahmen gegen elektrischen Schlag sowohl für die 

Hochspannungsanlagen gemäß ÖVE/ÖNORM E 8383 als auch für die Nieder-

spannungsanlagen gemäß ÖVE/ÖNORM E 8001-1  

i) projektsgemäße Ausführung des äußeren und inneren Blitzschutzes (Einhal-

tung der Anforderungen an Blitzschutzklasse I) unter Angabe der angewandten 

Normen  

j) ausreichende Erdung der Anlagen für die elektrischen Schutzmaßnahmen so-

wie Überspannungsschutz und Blitzschutz, mit Angaben über die Art der Er-

dungsanlagen und den messtechnisch ermittelten Erdübergangswiderstand 

k) Einbau von Überspannungsableitern bei jeder 30-kV-Schaltanlage im windpark-

internen Netz  

l) vollständige Beschriftung der elektrischen Anlagen in Übereinstimmung mit den 

Plänen, insbesondere aller Schalt-, Verteil- und Leistungsschränke, Schaltein-

richtungen und Leitungsabgänge  

Hinweis zu Auflagepunkt 11: 

Die Bestätigungen und Nachweise sind zur Einsichtnahme bereitzuhalten und müs-

sen die jeweils betroffenen Anlagenteile umfassen (d.h. zutreffendenfalls auch die 

Kompakttrafostation bei Windenergieanlage der Type REpower MM92). 

I.3.4.12 Die Zugangstüren zu den Windenergieanlagen müssen den Zutritt Unbefug-

ter verhindern und von innen jederzeit ohne besondere Hilfsmittel und ohne großen 

Kraftaufwand zu öffnen sein. An den Zugangstüren zu den Windenergieanlagen der 

Type REpower 3.2M114 sind Hochspannungswarnschilder sowie Hinweise auf die 

elektrische Betriebsstätte und das Zutrittsverbot für Unbefugte anzubringen. An der 
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Zugangstür zur Windenergieanlage der Type REpower MM92 ist ein entsprechendes 

Warnschild mit „Blitzpfeil“ sowie ein Hinweis auf die elektrische Betriebsstätte und 

das Zutrittsverbot für Unbefugte anzubringen. An den Zugangstüren der Trafostation 

bei Windenergieanlage der Type REpower MM92 sind Hochspannungswarnschilder 

anzubringen. 

I.3.4.13 In den Windenergieanlagen und in der Trafostation bei der Windenergieanla-

ge der Type REpower MM92 sind jeweils die 5 Sicherheitsregeln nach ÖVE/ÖNORM 

EN 50110, Ausgabe 2014-10-01 und die Anleitungen nach ÖVE/ÖNORM E 8351 

(Erste Hilfe bei Unfällen durch Elektrizität) anzubringen. Außerdem sind bei den 

Hochspannungsschaltanlagen in den Windenergieanlagen und in der Trafostation bei 

der Windenergieanlage der Type REpower MM92 Übersichtsschaltbilder auszuhän-

gen, welche das gegenständliche 30-kV-Netz darstellen. Die Überspannungsschutz-

einrichtungen sind in den Übersichtsschaltbildern darzustellen und auch vor Ort 

durch entsprechende Beschriftungen an den Schaltfeldern erkenntlich zu machen. 

Weiters müssen klare Warnhinweise bei den Schaltanlagen in dauerhafter Form an-

gebracht werden, damit Fehlschaltungen (z.B. unbeabsichtigte Bespannung freige-

schalteter oder geerdeter Anlagenteile) verhindert werden, soweit solche Fehlschal-

tungen nicht durch technische Verriegelungen verhindert werden. 

I.3.4.14 Vor Durchführung von Grab- oder Kabelverlegungsarbeiten ist das Einver-

nehmen mit den Betreibern der im Bereich der projektgegenständlichen Anlagen vor-

handenen Anlagen und Einbauten hinsichtlich Abständen und erforderlicher Schutz-

maßnahmen herzustellen, sinngemäß auch für firmeninterne und gegenseitige An-

näherung von Anlagen und Einbauten der WEB Windenergie AG und Windpark 

Dürnkrut II GmbH. Die diesbezüglich erforderlichen Maßnahmen sind durchzuführen 

und zu dokumentieren. Darüber ist eine Gesamtbestätigung zur Einsichtnahme be-

reitzuhalten. 

I.3.4.15 Die Kabelverlegung hat gemäß ÖVE/ÖNORM E 8120 zu erfolgen, wobei die 

im Projekt angeführten Verlegungstiefen zu beachten sind. Diesbezüglich ist eine 

Bestätigung der ausführenden Fachfirma oder jener fachkundigen Person, welche 

die Verlegungsarbeiten überwacht hat, zur Einsichtnahme bereitzuhalten.  
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I.3.4.16 Die genaue Lage der erdverlegten Kabel ist in Bezug zu Fixpunkten bzw. mit-

tels Koordinaten einzumessen und in Ausführungsplänen zu dokumentieren. Diese 

Pläne sind für spätere Einsichtnahme bereitzuhalten.  

I.3.4.17 Die im Betrieb der Anlagen tatsächlich auftretenden elektrischen Feldstärken 

und magnetischen Flussdichten sind sowohl innerhalb als auch im Nahbereich au-

ßerhalb der Windenergieanlage beim Turmfuß und im Nahbereich der Trafostation 

bei Windenergieanlage REpower MM92 entsprechend ÖVE/ÖNORM E 8850 nach-

vollziehbar dokumentiert zu bewerten. Weiters ist zu dokumentieren, welche Maß-

nahmen (technisch und organisatorisch) erforderlich waren, um die Einhaltung der 

gemäß ÖVE/ÖNORM E 8850 geforderten maximal zulässigen Werte zu gewährleis-

ten. 

I.3.4.18 Für allfällige Stromversorgungsaggregate, die während der Bauphase einge-

setzt werden, ist durch eine im Sinne des §12 Elektrotechnikgesetz fachlich geeigne-

te Person zu dokumentieren, dass diese Aggregate den SNT-Vorschriften entspre-

chen, bestimmungsgemäß verwendet werden und mit ordnungsgemäß funktionie-

renden Schutzmaßnahmen gegen elektrischen Schlag ausgestattet sind. 

I.3.4.19 Die Windenergieanlagen und die Trafostation bei der Windenergieanlage der 

Type REpower MM92 sind als abgeschlossene elektrische Betriebsstätten entspre-

chend der ÖVE/ÖNORM EN 50110, Ausgabe 2014-10-01, zu betreiben und gegen 

den Zugang Unbefugter versperrt zu halten. Diese Anlagen dürfen nur hiezu befug-

ten Personen zugänglich gemacht werden (Fachleute oder mit den Gefahren der 

elektrischen Anlage vertraute Personen unter Beachtung von Auflagepunkt 30). 

I.3.4.20 Der Betreiber der elektrischen Anlagen (Windenergieanlagen, Trafostation 

bei Windenergieanlage der Type REpower MM92, Erdungen, Kabelleitungen, 

Schalteinrichtungen) hat für die Betreuung, Wartung und Instandhaltung eine fachlich 

geeignete Person im Sinne des Elektrotechnikgesetzes bzw. gemäß ÖVE/ÖNORM 

EN 50110, Ausgabe 2014-10-01, heranzuziehen. Diese Person muss inklusive ihrer 

fachlichen Eignung im Anlagenbuch aktuell und schriftlich festgehalten sein. Für Ar-

beiten an den elektrischen Anlagen, wie z.B. Behebung von Störungen, dürfen nur 

hiezu befugte Fachleute im Sinne des Elektrotechnikgesetzes herangezogen werden. 



 

 
Seite 20 von 148 

I.3.4.21 Die elektrischen Anlagen sind jeweils entsprechend den Angaben des Her-

stellers zu warten und wiederkehrend zu überprüfen. Jedenfalls ist eine wiederkeh-

rende Überprüfung der gesamten elektrischen Anlagen längstens alle 5 Jahre – im 

Sinne der derzeit geltenden Elektroschutzverordnung 2012 – durch eine fachkundige 

und hiezu befugte Person vornehmen zu lassen und zu dokumentieren. 

I.3.4.22 Über die ordnungsgemäße Ausführung des internen Erd- und Kurzschluss-

schutzes, d.h. insbesondere Erkennung und Abschaltung, in den geschützten Anla-

genteilen der Windenergieanlagen der Type REpower 3.2M114 ist eine Bestätigung 

zur Einsichtnahme bereitzuhalten. Im Zuge der Inbetriebnahme ist die Funktion der 

schnell wirkenden Abschaltvorrichtungen des internen Erd- und Kurzschlussschutzes 

für die Windenergieanlagen zu überprüfen und sind die Ausschaltzeiten zu dokumen-

tieren. Die Gesamtausschaltzeit des internen Erd- und Kurzschlussschutzes ist ent-

sprechend der physikalisch vorgegebenen Schaltzeiten zu minimieren, wobei ein 

Wert von 180 ms nicht überschritten werden darf. 

I.3.4.23 Es ist ein Nachweis des Kabelherstellers aufzulegen, dass die in den Wind-

energieanlagen der Type REpower 3.2M114 ausgeführten Hochspannungskabel ge-

prüft entsprechend EN 60332-1-2 selbstverlöschend sind. 

I.3.4.24 Die einwandfreie Ausführung der Kabelendverschlüsse (Teilentladungsfrei-

heit) der Hochspannungskabel in den Windenergieanlagen der Type  3.2M114 ist 

durch Teilentladungsmessungen nach einem geeigneten Verfahren, z.B. auf Ultra-

schallbasis, vor Inbetriebnahme nachzuweisen und zu dokumentieren. Die Teilentla-

dungsfreiheit der Hochspannungskabel in den Windenergieanlagen der Type 

REpower 3.2M114 inklusive der Endverschlüsse ist wiederkehrend im Abstand von 

höchstens 5 Jahren zu überprüfen. Über alle Teilentladungsmessungen sind die 

Prüfprotokolle zur behördlichen Einsichtnahme bereitzuhalten und für die Dauer des 

Bestehens der Anlage aufzubewahren. 

I.3.4.25 Es ist eine erläuternde Bestätigung darüber zur Einsichtnahme bereitzuhal-

ten, dass für die Hochspannungskabel in den Windenergieanlagen der Type 

REpower 3.2M114 der Mindestbiegeradius gemäß Herstellerangaben eingehalten 

wurde. 
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I.3.4.26 Es ist eine erläuternde Bestätigung darüber zur Einsichtnahme bereitzuhal-

ten, dass die Hochspannungskabel in den Windenergieanlagen der Type REpower 

3.2M114 gemäß ÖVE/ÖNORM E 8383 den thermischen und dynamischen Auswir-

kungen eines Kurzschlussstromes sicher standhalten sowie dass diese Kabel mit ei-

nem metallischen Schirm ausgestattet sind.  

I.3.4.27 In den Gondeln der Windenergieanlagen der Type REpower 3.2M114 ist 

permanent eine plombierte Abseilvorrichtung aufzubewahren.  

I.3.4.28 Aufbauend auf die Maßnahmen der Ausnahmebewilligung gemäß § 11 Elekt-

rotechnikgesetz und die zu der vorliegenden Risikoanalyse im Projekt enthaltenen 

Maßnahmen zur Risikoreduzierung ist eine Risikobeurteilung für die Windenergiean-

lagentype REpower 3.2M114 zu erstellen. Diese Risikobeurteilung ist entsprechend 

der ÖNORM EN ISO 12100, Ausgabe 2013-10-15, zu erstellen, wobei die techni-

schen Maßnahmen zur Risikoreduzierung spätestens bei Baubeginn und die organi-

satorischen Maßnahmen spätestens bei Inbetriebnahme schriftlich festgelegt sein 

müssen. Eine übersichtliche Darstellung der Risikoanalyse, der technischen und der 

organisatorischen Maßnahmen zur Risikoreduzierung, die Risikobewertung und 

schließlich die Beurteilung der Maßnahmen sind zur Einsichtnahme durch die Behör-

de auf Bestandsdauer der Anlagen zur Verfügung zu halten. Die zur Ausnahmebewil-

ligung angeführten technischen und organisatorischen Maßnahmen sind in den Be-

triebshandbüchern, Bedienungsanleitungen, Inbetriebnahmeanleitungen, etc. zu do-

kumentieren. 

I.3.4.29 Die Ausführung der Windenergieanlagen der Type 3.2M114 gemäß den aus 

der Risikobeurteilung abgeleiteten technischen Maßnahmen sowie die Übergabe der 

Dokumentation zu den entsprechenden organisatorischen Maßnahmen sind durch 

den Hersteller der Windenergieanlage zu bestätigen. Die Bestätigung ist zur Ein-

sichtnahme bereitzuhalten. 

I.3.4.30 Ein Betreten der Windenergieanlagen der Type REpower 3.2M114 und 

REpower MM92 ist nur durch Personen zulässig, die in der Anwendung der persönli-

chen Schutzeinrichtungen ausgebildet und für die Evakuierung im Notfall sowie der 

durch den Hersteller formulierten organisatorischen Maßnahmen unterwiesen sind 

(unter Beachtung von Auflagepunkt 19). 
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I.3.4.31 Zur Erhaltung des betriebssicheren Anlagenzustandes der Windenergieanla-

gen der Type REpower 3.2M114 und REpower MM92 ist der Betrieb der Anlagen nur 

unter Wartung durch eine fachlich geeignete Firma unter exakter Einhaltung der Vor-

gaben des Herstellers der Windenergieanlage zulässig. Für diese Wartungsaufgaben 

sind Wartungsverträge abzuschließen. Rechtzeitig vor Ablauf eines Wartungsvertra-

ges ist dieser zu verlängern oder mit einer ebenfalls fachlich geeigneten Firma ein 

neuer Wartungsvertrag abzuschließen. Die Wartungsverträge sowie Nachweise der 

fachlichen Eignung der Wartungsfirma in Bezug auf die Vorgaben des Herstellers der 

Windenergieanlage sind zur Einsicht durch die Behörde aufzubewahren. 

I.3.4.32 Die Wartung und Instandhaltung der Windenergieanlagen der Type REpower 

3.2M114 und REpower MM92 hat entsprechend der Wartungsrichtlinien der Herstel-

lerfirma und den Anforderungen der Typenprüfungen zu erfolgen.  

I.3.4.33 Die Bedienung der Windenergieanlagen der Type REpower 3.2M114 und 

REpower MM92 darf nur durch entsprechend unterwiesene Personen erfolgen. Die 

Betriebsanleitung, in welcher auch Hinweise über Verhaltensmaßnahmen bei gefähr-

lichen Betriebszuständen enthalten sein müssen, sind bei den Windenergieanlagen 

aufzubewahren, ebenso für jede Windenergieanlage ein Servicebuch. In diese Ser-

vicebücher sind jene Personen oder Firmen einzutragen, die zu Eingriffen an den 

Windenergieanlage berechtigt und entsprechend unterwiesen sind. 

I.3.4.34 Für die Windenergieanlagen einschließlich Trafostation bei Windenenergie-

anlagen der Type REpower MM92 sind entsprechende Konformitätserklärungen zur 

Einsichtnahme bereitzuhalten.  

I.3.4.35 Die Bestimmungen der ÖVE/ÖNORM EN 50110, Ausgabe 2014-10-01, sind 

einzuhalten. 

I.3.5 Forst- und Jagdökologie 

Auflagen dauernde Rodung 

I.3.5.1 In Anbetracht der hohen Schutz- und Wohlfahrtswirkung der dauernd zu ro-

denden Waldflächen sind als Ausgleichsmaßnahme Ersatzaufforstungen im Verhält-

nis von mindestens 1 zu 3 (dauernd gerodete Fläche zu Ersatzaufforstungsfläche), 

das sind zumindest 2.286 m², an geeigneter Stelle im Nahebereich der Rodungsflä-
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chen notwendig. Die Ersatzaufforstung ist derart anzulegen, dass die Fläche auch 

die Waldeigenschaft aufweist (beispielsweise durch Aufforstung am Waldrand oder in 

Zusammenhang mit einer anderen Ersatzaufforstung, sodass mind. 1.000 m² zu-

sammenhängende Waldfläche mit einer durchschnittlichen Breite von 10m vorhan-

den sind): 

I.3.5.2 Die technische Rodung ist erst zulässig, wenn im Einvernehmen mit dem zu-

ständigen ASV geeignete Ersatzaufforstungsflächen festgelegt worden sind. 

I.3.5.3 Für die Aufforstung (im Pflanzverband 1,5 m x 1m) ist mindestens 2-jährig 

verschultes Pflanzgut folgender Arten zu verwenden: 30% Eiche, 20% Hainbuche, 

Spitzahorn, Wildapfel, Wildkirsche, Elsbeere, Speierling, Wildbirne und folgende 

Sträucher: wolliger Schneeball, Flieder, Heckenrose, Feldahorn, Liguster, Roter und 

Gelber Hartriegel, Sanddorn, Schlehdorn. In den Randreihen zur Freifläche sind aus-

schließlich Sträucher zu setzen, innerhalb der Fläche sind Baum und Strauch ab-

wechselnd zu setzen. Die Ersatzaufforstungsflächen sind bis zur Sicherung der Kul-

tur mittels Einzelschutzes oder Flächenschutzes (rehwildsicherer Zaun) zu schützen 

und erforderlichenfalls nachzubessern. Der Einzelschutz soll mittels gitterartigen 

Schutzsäulen (ZB Klimavit schmal) erfolgen, da in dieser Region in sommerlichen 

Hitzephasen mit Monosäulen negative Erfahrungen gemacht wurden. 

I.3.5.4 Die Aufforstung ist bis zur Sicherung der Kultur zu pflegen, um einen optima-

len Anwuchs zu ermöglichen. 

Auflagen befristete Rodungen: 

I.3.5.5 Die befristet zu rodenden Flächen sind in der Folge wieder zu rekultivieren. 

Sollte sich wider Erwarten nicht innerhalb von 3 Jahren ausreichende Verjüngung 

durch Ausschlag oder Kernwüchse einstellen, sind entsprechende Nachbesserungen 

vorzunehmen. Sollte das bloße Abstocken nicht ausreichen, und auch Bodenabtra-

gungen oder Aufschüttungen erforderlich sein, so ist eine ausreichende Ausschlag-

verjüngung nicht garantiert, weswegen derartige Flächen nach Humusierung wieder-

aufzuforsten sind. Für eine allfällig notwendige Aufforstung (im Pflanzverband 1,5m x 

1m) ist mindestens 2-jährig verschultes Pflanzgut folgender Arten zu verwenden: 

30% Eiche, 20% Hainbuche, je 10% Winterlinde, Wildkirsche, Elsbeere, Speierling 

und Spitzahorn. Die Wiederaufforstungsflächen sind bis zur Sicherung der Kultur mit-
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tels eines hasendichten Wildschutzzaungeflechts mit 2 m Höhe oder Einzelschutz zu 

schützen und erforderlichenfalls nachzubessern. 

Auflagen Jagdökologie 

I.3.5.6 Die Fundamentflächen und die rückbaubaren Flächen, die nach Humusie-

rung nicht wieder landwirtschaftlich genutzt werden sollen oder können, sind mit Hu-

mus zu überdecken und mit geeignetem Saatgut zu besäen und in der Folge wei-

testgehend der Sukzession zu überlassen oder max. 1 mal jährlich zu mähen. 

I.3.5.7 Die Kabeltrasse ist, soweit möglich, gemeinsam mit der Kabeltrasse des WP 

Großinzersdorf zu verlegen, um die Rodungsflächen sowie die Eingriffe möglichst 

gering zu halten. 

I.3.6 Grundwasserhydrologie 

I.3.6.1 Im Zuge der Herstellung der Mastfundamente, ist der angetroffene Unter-

grund anzusprechen und zu dokumentieren. Dabei ist das Auftreten von Staunässe 

bzw. Schicht- und Grundwässer in der Baugrube aufzunehmen.  

I.3.6.2 Erforderlich werdende Wasserhaltungsmaßnahmen sind im Hinblick auf 

Pumpmenge, Art der Förderung, Ableitung und Versickerung zu dokumentieren. Die-

se Dokumentation mit Auswertung ist im Abnahmeverfahren vorzulegen. 

I.3.6.3 Sollte es im Zuge der Bauherstellung zu Untergrund- oder Grundwasserver-

unreinigungen kommen, ist über die durchgeführten Sofortmaßnahmen und die in 

weiterer Folge erfolgten Sanierungs- und Entsorgungsmaßnahmen ein Bericht zu er-

stellen und dieser ist im Zuge des Abnahmeverfahrens vorzulegen. 

I.3.6.4 Sollten bei Leitungsverlegungen bzw. bei baulichen Maßnahmen, Drainagen 

oder Entwässerungsanlagen angetroffen, diese beeinträchtigt oder beschädigt wer-

den, sind diese im Einvernehmen mit dem Grundstückseigentümer bzw. dem Be-

rechtigten fachgerecht wieder herzustellen. Hierüber sind Dokumentationen zu erstel-

len, die im Abnahmeverfahren vorzulegen sind. 

I.3.6.5 Für das Abnahmeverfahren ist ein eigenes Operat mit Beilagen zu erstellen, 

in denen die in den geohydrologischen Auflagen geforderten Dokumentationen und 

Auswertungen enthalten sind. 
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I.3.7 Lärmschutz 

I.3.7.1 Eingesetzte Baumaschinen müssen über eine CE Kennzeichnung nach der 

Richtlinie 14/2000/EG verfügen. Dies ist bei Maschinen mit einem Baujahr ab 2002 

grundsätzlich der Fall. Seitens des Bauwerbers ist sicherzustellen, dass im Zusam-

menhang mit dem Baustellenbetrieb dem Stand der Technik entsprechend lärmarme 

Geräte verwendet werden. Die Grenzwerte der 249. Verordnung (BGBl. II Nr. 

249/2001 i.d.F. Nr. 247/2006) des Bundesministeriums für Wirtschaft und Arbeit über 

Geräuschemissionen von zur Verwendung im Freien vorgesehenen Geräten und 

Maschinen sind für alle verwendeten Maschinen und Geräte einzuhalten. 

I.3.7.2 Auf Anforderung der Behörde sind binnen 1 Monat die auf der Baustelle ein-

gesetzten Maschinen durch eine akkreditierte Prüfstelle, einen Ziviltechniker oder ei-

nen allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen auf die Ein-

haltung der Grenzwerte überprüfen zu lassen. Als eingehalten gelten die Grenzwerte, 

wenn der gemessene Schallleistungspegel um nicht mehr als 3 dB über dem Grenz-

wert (Auflage 1) bzw. über dem Grenzwert der Verordnung liegt. Die Nachweise sind 

unverzüglich der UVP-Behörde zu übermitteln.  

I.3.7.3 Die Fahrgeschwindigkeit auf dem Baustellengelände und den Zufahrtswegen 

ist mit maximal 50 km/h zu begrenzen.  

I.3.7.4 Für die Emissionen der Windenergieanlagen liegen nur garantierte Angaben 

vor. Daher sind binnen sechs Monaten ab Inbetriebnahme die Emissionswerte der 

WEA Repower3.2M114 gemäß ÖVE/ÖNORM EN 61400-11 vom 01.05.2007 durch 

eine akkreditierte Prüfstelle, einen Ziviltechniker oder einen allgemein beeideten und 

gerichtlich zertifizierten Sachverständigen messtechnisch nachzuweisen. Diese Per-

son darf nicht bereits im Genehmigungsverfahren tätig gewesen sein. Die Messun-

gen haben neben dem Schallleistungspegel auch die Charakteristik der Schalldruck-

pegelverteilung der Messwerte zu enthalten.  

Überdies ist durch diesen Gutachter der rechnerische / messtechnische Nachweis 

erbringen zu lassen, dass die in der UVE / UVP prognostizierten betriebskausalen 

Immissionen des gegenständlichen Windparks an den der Beurteilung zugrunde ge-

legten Immissionspunkten eingehalten werden. 
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I.3.7.5 Sollten die in der UVE zugrunde gelegten Emissionen der WKA überschritten 

werden, so sind entsprechende zusätzliche Schallschutzmaßnahmen zu setzen (z.B. 

schalloptimierter Betrieb weiterer Anlagen) und die Einhaltung der projektierten 

Emissionen ist unverzüglich durch eine akkreditierte Prüfstelle, einen Ziviltechniker 

oder einen allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen nach-

weisen zu lassen. Der schriftliche Nachweis ist der Behörde unverzüglich vorzulegen. 

I.3.8 Luftfahrttechnik 

I.3.8.1 Allgemeine Auflagen 

I.3.8.1.1 Der Turm hat eine helle Farbgebung (weiß oder grau) aufzuweisen. Die 

Ausführung der Sockelzone, begrenzt mit max. 25% der Turmhöhe, in grüner Farbe 

ist zulässig. 

I.3.8.1.2 Zwei bis vier Wochen vor Baubeginn ist dem Amt der NÖ Landesregie-

rung, Abteilung Umwelt- und Energierecht und der Abteilung Verkehrsrecht der Be-

ginn der Bauarbeiten des Windparks schriftlich mitzuteilen. 

I.3.8.1.3 Die Fertigstellung des Windparks ist neben sonstiger Meldungsverpflich-

tungen dem Amt der NÖ Landesregierung, Abteilung Verkehrsrecht, schriftlich mitzu-

teilen. 

Die Fertigstellungsmeldung hat unter Anschluss des ausgefüllten Hindernisformulars 

der Austro Control GmbH, basierend auf dem Vermessungsprotokoll, erstellt von ei-

nem hierzu Befugten, zu erfolgen. 

Das aktuelle Hindernisformular ist auf der Internet Homepage der Austro Control ab-

rufbar unter: 

http://www.austrocontrol.at > FLUGSICHERUNG > AIM SERVICES > DATENAUF-

LIEFERUNG gemäß ADQ > HINDERNISSE (LFG 85/1 & 85/2 Z1). 

Auf die EU-Verordnung Nr. 73/2010 der Kommission vom 26. Januar 2010 zur Fest-

legung der qualitativen Anforderungen an Luftfahrtdaten und Luftfahrtinformationen 

für den einheitlichen Luftraum wird verwiesen. 

I.3.8.1.4 Der Betreiber des Windparks hat künftig, unbeschadet anderer gesetzli-

chen Bestimmungen, Ausfälle oder Störungen der Kennzeichnung des Windparks, 
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sowie die erfolgte Behebung der Ausfälle oder Störungen unverzüglich der Austro 

Control GmbH sowie dem Amt der NÖ Landesregierung Abteilung Umwelt- und 

Energierecht und der Abteilung Verkehrsrecht anzuzeigen. Die Austro Control GmbH 

hat diese Information in luftfahrtüblicher Weise zu verlautbaren. 

I.3.8.1.5 Im Falle eines Wechsels des Betreibers des Windparks hat der neue Be-

treiber dem Amt der NÖ Landesregierung, Abteilung Umwelt- und Energierecht und 

der Abteilung Verkehrsrecht, unverzüglich seinen Namen und seine Anschrift mitzu-

teilen. 

I.3.8.1.6 Die Entfernung der Anlage ist unter Bekanntgabe des Abbruchtages der 

Austro Control GmbH. und dem Amt der NÖ Landesregierung, Abteilung Umwelt-

recht und der Abteilung Verkehrsrecht bekannt zu geben. 

I.3.8.2 Nachtmarkierung 

I.3.8.2.1 Als Nachtkennzeichnung ist auf allen Windkraftanlagen das Feuer „W rot“ 

einzusetzen. (Anlage 1)  

I.3.8.2.2 Diese Feuer sind gedoppelt und versetzt am konstruktionsmäßig höchsten 

Punkt der Türme (Gondel), gegebenenfalls auf Tragekonstruktionen so zu installieren 

und jeweils gleichzeitig (synchron blinkend) zu betreiben, dass bei stehenden Rotor-

blättern mindestens ein Feuer aus jeder Richtung sichtbar ist. Bei der Verwendung 

von konventionellen Leuchtmittel (z.B. Glühbirnen) sind die Feuer als Zwillingsleuch-

ten auszuführen. Beim Einsatz von LED reicht die einfache Ausführung. 

I.3.8.2.3 Konventionelle Leuchtmittel: 

Bei Ausfall eines Leuchtmittels muss die automatische Aktivierung des Leuchtenzwil-

lings gewährleistet sein. 

I.3.8.2.4 LED: Bei Ausfall von mehr als 25% der Leuchtdioden (LEDs) ist das Sys-

tem auszutauschen. Der Umfang des Ausfalls kann durch Messung der Stromstärke 

ermittelt werden. 

I.3.8.2.5 Die Feuer sind mit einer Ausfallsicherung für Stromunterbrechungen zu 

versehen. 
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I.3.8.2.6 Die Feuer müssen eine Betriebslichtstärke von mindestens 100 cd und ei-

ne photometrische Lichtstärke von mindestens 170 cd aufweisen. 

I.3.8.2.7 Die Feuer sind getaktet zu betreiben: 1s hell - 0,5s dunkel - 1s hell - 1,5s 

dunkel. 

I.3.8.2.8 Die Schaltzeiten und Blinkfolgen aller Feuer des projektierten Windparks 

und allenfalls der nächstgelegenen, in Sichtweite befindlichen, mit dem Gefahrenfeu-

er „W-rot“ versehenen Windkraftanlagen sind auf GPS-Basis zu synchronisieren.  

Alternativ ist die synchronisierte Taktfolge mit der 00.00.00 Sekunde gemäß UTC zu 

starten. 

I.3.8.2.9 Oberhalb der Horizontalen hat sich die gesamte Betriebslichtstärke zu ent-

falten. Die Montage einer mechanischen Abschattung für die Abstrahlung unterhalb 

der Horizontalen ist nicht zulässig. 

I.3.8.2.10 Bei den Windkraftanlagen DGII-11, DGII-12, DGII-14, DGII-15 sind auf 

halber Turmhöhe sind 4 LED-Hindernisfeuer mit einer effektiven Betriebslichtstärke 

von mindestens 10 cd am Turm um je 90° versetzt, anzubringen. (Hindernisfeuer 

10cd: Type „Low-intensity, Type A nach Richtlinie der ICAO) Bei Vorliegen baulicher 

oder technischer Notwendigkeiten kann die Befeuerungsebene bis zu 70% der 

Turmhöhe angehoben werden. Es ist sicher zu stellen, dass keine Abdeckung der 

Befeuerungsebene durch die Rotorblätter erfolgt. 

I.3.8.2.11 In der Errichtungsphase ist ab Erreichen einer Bauhöhe von 100 Meter 

über Grund am höchsten Punkt der jeweiligen Windkraftanlage ein provisorisches 

Hindernisfeuer anzubringen. Das Hindernisfeuer muss als rotes, im Erhebungswinkel 

von 10° über der Horizontalen rundum sichtbares, Dauerlicht mit einer Lichtstärke 

von 70 cd ausgeführt werden und beim Unterschreiten der Tageshelligkeit von 100 

Lux aktiviert werden. Ein 24-stündiger Dauerbetrieb ist zulässig. 

I.3.8.2.12 Die Feuer sind bei einer Unterschreitung einer Tageshelligkeit von 100 

Lux zu aktivieren. 

I.3.8.2.13 Die tatsächlichen Lichtstärken sowie die fachgerechte Montage der Feuer 

und der Ausfallsicherung sind von einem dafür autorisierten Unternehmen oder vom 

Hersteller der Befeuerungsanlagen zu bestätigen. 
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I.3.8.3 Tagesmarkierung 

I.3.8.3.1 An allen Windkraftanlagen sind die äußeren Hälften jedes Rotorblattes 

rundum mit einer Tagesmarkierung zu versehen.  

I.3.8.3.2 Jedes Rotorblatt an den Senvion 3.2 M114 – Windkraftanlagen, hat 5 

Farbfelder mit einer Höhe von 5,0 bis 6,0 Meter aufzuweisen, wobei von der Rotor-

blattspitze beginnend das erste Farbfeld rot auszuführen ist.  

I.3.8.3.3 Jedes Rotorblatt an der Senvion MM92– Windkraftanlage, hat 5 Farbfelder 

mit einer Höhe von 4,0 bis 5,0 Meter aufzuweisen, wobei von der Rotorblattspitze 

beginnend das erste Farbfeld rot auszuführen ist. 

I.3.8.3.4 Die Farbwerte für den Warnanstrich betragen:   

WEISS: RAL 9010   

ROT: RAL 3000 oder RAL 3020  

I.3.8.3.5 Die Tagesmarkierungselemente (Farbfelder) sind vom Betreiber in einem 

Intervall von einem Jahr augenscheinlich auf ihre Farbdichte zu überprüfen. Bei ei-

nem deutlich erkennbaren Abweichen von den vorgeschriebenen Farbwerten, z.B. 

Ausbleichen durch UV-Bestrahlung, ist eine Messung der Farbdichte erforderlich. 

Liegen die Farbwerte außerhalb der definierten Farbwerte gem. Farbschema der CIE 

(Internationale Beleuchtungskommission), veröffentlicht im ICAO Annex 14 (siehe 

Anlage 2), ist der konsensgemäße Zustand wieder herzustellen. 

I.3.8.4 Markierung von Kränen während der Errichtungsphase 

I.3.8.4.1 Am Kran muss bei Unterschreiten der Tageshelligkeit von 100 Lux ab Er-

reichen einer Höhe von 100 Meter über Grund ein Hindernisfeuer am höchstmögli-

chen Punkt errichtet und betrieben werden. 

I.3.8.4.2 Das obere Drittel des Kranes (beinhaltend alle Bestandteile) ist mit einer 

rot weißen Tagesmarkierung zu versehen.  

Die Farbwerte für den Warnanstrich betragen:   

WEISS: RAL 9010   

ROT: RAL 3000 oder RAL 3020  
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Der Kran ist vom höchsten Punkt nach unten mit 5 Farbfeldern zu versehen. Das 

oberste Farbfeld ist rot auszuführen. 

I.3.8.4.3 Die Verpflichtung zur Anbringung einer Tagesmarkierung entfällt, wenn 

der Kran ausschließlich bei Sichtweiten über 1.500 Meter bzw. keiner sonstigen 

Sichtbeeinträchtigung, wie stärkere Niederschläge, Dunst, Rauch etc. errichtet ist. Es 

muss gewährleistet sein, dass der Kran durch Umlegen, Einfahren etc. unverzüglich 

auf eine max. Höhe von 30 Meter über Grund gekürzt wird. 

I.3.8.4.4 Kann eine Tagesmarkierung nicht aufgebracht werden, ist am höchstmög-

lichen Punkt ein weißes Mittelleistungsfeuer mit einer Lichtstärke von 20.000 cd und 

einer Blitzfolge von 20-60 je Minute betrieben werden, welches bei einer Tageshellig-

keit von über 100 Lux zu aktivieren ist. Das Feuer muss rundum strahlend sein und 

über der Horizontalen 100% seiner Leuchtkraft entfalten. Ein gleichzeitiger Betrieb 

mit der Nachtmarkierung (Hindernis-/Gefahrenfeuer) sowie bei einer Tageshelligkeit 

unter 100 Lux ist nicht zulässig. 

Anlage 1 

Nachtkennzeichnung  

Spezifikation Feuer W, rot 

Die Lichtfarbe muss den Anforderungen der ICAO Anhang 14 Band I Anlage 1 Punkt 

2.1 Farben für Luftfahrtbodenfeuer entsprechen.  

Die Lichtstärke muss bezogen auf die Horizontale in den unten angegebenen vertika-

len Winkelbereichen die erforderlichen Mindestwerte erreichen. Für die Entfaltung 

unterhalb der Horizontalen werden keine Anforderungen festgelegt. 

Geometrie: 
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Lichtstärke: 

Die effektive Betriebslichtstärke hat mindestens gemäß dem Bereich der nachfolgen-

den Grafik zu entsprechen, wobei der Lichtstärke unterhalb der Horizontalen aus luft-

fahrttechnischer Sicht keine Bedeutung zugeordnet wird:  

 

Taktfolge: 

Das Feuer W-rot wird getaktet betrieben. 

Die Taktfolge beträgt: 1 s hell - 0,5 s dunkel - 1 s hell - 1,5 s dunkel 

(s = Sekunde) 

Für die Bestimmung der Hellzeiten wird als Schwellwert 50 % der maximalen Licht-

stärke verwendet. 
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Die effektive Betriebslichtstärke IBetrieb ergibt sich aus photometrischen Messungen, 

wenn die zeitliche Lichterscheinung I gemäß DIN V/ENV 50234 (Europäische Vorn-

orm) in eine effektive Lichtstärke Ieffektiv umgerechnet und dieser Wert mit Faktor 0,75 

multipliziert wird. 

Kann das Feuer im Neuzustand z. B. für photometrische Zwecke in einen Dauerbe-

trieb versetzt werden, so ergibt sich eine Abschätzung zwischen photometrischer 

Lichtstärke Iphoto und effektiver Betriebslichtstärke IBetrieb: 

IBetrieb: 100 cd 

Iphoto : 170 cd 

Anlage 2 

ICAO - Annex 14 

Toleranzbereiche für die im Gutachten vorgeschriebenen Farbwerte weiß und rot 

gem. CIE und ICAO.  

Nachfolgende Tabelle ICAO Annex 14, Figure A1-2. Ordinary colours for markings 

and externally illuminated signs and panels ist für die Ermittlung der Toleranzberei-

che anzuwenden. 
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I.3.9 Maschinenbautechnik 

I.3.9.1 Folgende Bestätigungen sind für die Windkraftanlagen vorzulegen: 

a) Konformitätserklärung entsprechend MSV (CE Kennzeichnung)  

b) Konformitätsbescheinigung für die Übereinstimmung der Anlagen mit der ty-

pengeprüften Anlage 

c) Herstellerbescheinigung über die ordnungsgemäße Fertigung und Prüfung der 

eingesetzten Rotorblätter. Eine Bauüberwachung der Rotorblätter im Herstel-

lerwerk ist durch einen Sachverständigen durchzuführen und durch eine Be-

scheinigung zu bestätigen. Die ordnungsgemäße Montage sowie die Montage 

der Rotorblätter sind durch den Hersteller oder den Aufsteller der Windkraftan-

lage zu bescheinigen. Diese Bescheinigung ist dem Sachverständigen vorzule-

gen. 
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d) Inbetriebnahmeprotokoll mit einer Bestätigung, dass die Auflagen in den gut-

achtlichen Stellungnahmen erfüllt sind. Weiters sind alle für den sicheren Be-

trieb der Anlage erforderlichen Daten (Einstellwerte) anzuführen. Es ist von der 

Herstellerfirma zu bestätigen, dass die Erprobung ohne Beanstandung abge-

schlossen wurde. Das Inbetriebnahmeprotokoll ist auch dem Betreiber zusam-

men mit dem Wartungspflichtenbuch sowie einer Betriebsanleitung auszuhän-

digen. Im geforderten Inbetriebnahmeprotokoll ist anzugeben, dass selbst bei 

Ausfall aller versorgungstechnischen Einrichtungen die Anlage zuverlässig ab-

gebremst und die Rotorflügel festgehalten werden. Die diesbezügliche gewählte 

Maßnahme ist zu beschreiben.  

I.3.9.2 Sämtliche sicherheitsrelevanten Anlagenteile sind wirksam gegen Korrosion 

(Stahlteile) bzw. Verwitterung (Beton) zu schützen. 

I.3.9.3 Die Anlagen sind mit Schildern zu versehen, welche das unbefugte Betreten 

bzw. Besteigen untersagen. Weiters sind die Türme gegen unbefugte Besteigung 

abzusichern (versperrbare Einstiegstüre). 

I.3.9.4 In den Gondeln ist durch entsprechende Hinweisschilder für das Wartungs-

personal auf den Gebrauch der Arretierung für den Rotor aufmerksam zu machen. 

I.3.9.5 Zur Erhaltung des betriebssicheren Anlagenzustandes ist der Betrieb der An-

lagen nur unter Wartung durch eine fachlich geeignete Firma zulässig. Für diese 

Wartungsaufgaben sind Wartungsverträge abzuschließen. Rechtzeitig vor Ablauf ei-

nes Wartungsvertrages ist dieser zu verlängern, oder mit einer ebenfalls fachlich ge-

eigneten Firma (hinsichtlich der fachlichen Eignung muss die Zustimmung von der 

Herstellerfirma bestehen) ein neuer Wartungsvertrag abzuschließen. 

Die Wartungsverträge sind zur Einsicht durch die Behörde aufzubewahren. 

I.3.9.6 Die Wartung und Instandhaltung der Windkraftanlagen hat entsprechend der 

Wartungsrichtlinien der Herstellerfirma und den Anforderungen der Typenprüfungen 

zu erfolgen. 

I.3.9.7 Entsprechende Nachweise sind der Behörde auf Anforderung vorzulegen. 
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I.3.9.8 Die Wartungs- und Instandhaltungsarbeiten sowie eventuelle Betriebsstörun-

gen sind aufzuzeichnen und diese Aufzeichnungen sind zur Einsichtnahme durch die 

Behörde bei den Anlagen aufzubewahren.  

I.3.9.9 Die Bedienung der Anlagen darf nur durch entsprechend unterwiesene Per-

sonen erfolgen. Die Betriebsanleitung, in welcher auch Hinweise über Verhaltens-

maßnahmen bei gefährlichen Betriebszuständen aufzunehmen sind, sind bei den An-

lagen aufzubewahren, ebenso für jede Anlage ein Servicebuch. In diese Servicebü-

cher sind jene Personen oder Firmen einzutragen, die zu Eingriffen an der Anlage 

berechtigt und entsprechend unterwiesen sind. 

I.3.9.10 Ein Betrieb der Anlagen bei Vereisung ist nicht zulässig und sind daher die 

Windkraftanlagen außer Betrieb zu setzen. Eine Wiederinbetriebnahme darf erst 

nach Kontrolle auf Eisfreiheit durch eine entsprechend unterwiesene Person (Müh-

lenwart) erfolgen. 

I.3.9.11 Schäden an den maschinenbaulichen Komponenten und Rotorblättern, wel-

che über geringfügige Beschädigungen hinausgehen, sind der Behörde zu mitzutei-

len. 

I.3.9.12 Der Aufstieg in die Kanzeln darf nur von schwindelfreien und gesunden Per-

sonen erfolgen Bei Wartungs- und Reparaturarbeiten muss eine Begleitperson an-

wesend sein, die im Gefahrenfalle Hilfe holen kann. Während des Ab- und Aufstieges 

sind die Sicherheitseinrichtungen zu verwenden. Vor jeder Benützung der 

Steigschutzeinrichtung ist der ordnungsgemäße Zustand (eventuelle Beschädigun-

gen, Justierung, Funktion des Fallstops u. dgl.) zu kontrollieren. 

I.3.9.13 Die Steigschutzeinrichtungen und die zugehörigen persönlichen Schutzein-

richtungen (Aufstiegsgurte) sind zumindest einmal jährlich durch eine befugte Person 

einer Prüfung auf Eignung und zulässigen Verschleiß zu unterziehen. 

I.3.9.14 Da entsprechend dem Stand der Technik die Lebensdauer für Windkraftan-

lagen mit ca. 20 Jahren angegeben wird, ist nach Ablauf dieser Nutzungsdauer bei 

einer Weiterbenützung eine eingehende Untersuchung hinsichtlich Materialermüdung 

an allen sicherheitstechnisch relevanten Teilen durchzuführen. Als Prüfinstitutionen 

für diese Untersuchungen sind akkreditierte Prüfanstalten heranzuziehen. 
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Der Weiterbetrieb der Anlagen ist der Behörde unter Vorlage eines positiven Unter-

suchungsbefundes anzuzeigen. 

I.3.9.15 Im Zuge der Inbetriebnahme ist mit den örtl. Feuerwehr und Rettung eine 

Übung hinsichtlich „Rettung Verunglückter“, „Verhalten bei Unfällen und Brand“ und 

die „Benutzung von Sicherheitseinrichtungen“ durchzuführen. Im Zuge dieser Übung 

sind der Bedarf und die Bereitstellung von eventuell erforderlichen Schutzeinrichtun-

gen, wie z.B. Aufstiegsgurte abzuklären. Entsprechende Aufzeichnungen sind bei der 

Anlage zur Einsichtnahme bereitzuhalten. 

I.3.9.16 Außergewöhnliche Vorfälle, welche die routinemäßigen Wartungs- und Ser-

vicetätigkeiten übersteigen, wie z. B. Reparatur von Schäden durch Blitzschlag, 

Schäden an Rotorblättern und dgl. sind der Behörde zu melden. 

I.3.9.17 Die mechan. Aufstiegshilfen sind vor der Inbetriebnahme einer Abnahmeprü-

fung unterziehen zu lassen und infolge jährlich wiederkehrend überprüfen zu lassen. 

Die Ergebnisse der Prüfungen sind in den Prüfbüchern festzuhalten 

I.3.10 Naturschutz/Ornithologie 

I.3.10.1 Als Ausgleich für Lebensraumbeeinträchtigung und Erhöhung des Kollisions-

risikos für Vögel im Umfeld des international bedeutenden March- Thaya-Korridors 

sind lebensraumverbessernde Maßnahmen im Vorland der March oder innerhalb des 

Vogelschutzgebiets zu treffen: Es sind als Nahrungsraum für Vögel, besonders 

Greifvögel, geeignete Flächen als Brachen oder im Wege der Wiesenrückführung 

oder als Weideflächen entsprechend den Angaben in der UVE im Gesamtausmaß 

von 18 ha anzulegen. Es wird empfohlen, diese Maßnahmen mit jenen für die be-

nachbarten bewilligten Windparks Dürnkrut-Götzendorf, Zistersdorf Ost und Loidest-

hal abzustimmen. 

I.3.10.2 Die Anlage der Brache- oder Wiesen- oder Weideflächen ist spätestens 3 

Monate vor Inbetriebnahme des Windparks zu belegen. 

I.3.10.3 Über das Vorhandensein und die Geeignetheit der Flächen ist der Behörde 

jährlich fachlich Bericht zu legen. 

I.3.10.4 Die Gerinne Ulrichsgraben, Hofbach und Loidesthaler Bach sind bei der Ka-

belableitung wie bei den anderen Windparkvorhaben im Gebiet mittels Spülbohrung 
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in mindestens 1,5 m Tiefe unter der Gewässersohle ohne Eingriff an der Oberfläche 

zu queren. 

I.3.10.5 Um das Kollisionsrisiko für Fledermäuse entscheidend zu vermindern, sind 

die Windkraftanlagen in der Zeit von 15. August bis 30. September bei Windge-

schwindigkeiten unter 6,0 m/sec und einer Lufttemperatur von über 10 Grad Celsius 

jeweils im August zwischen 18.00 Uhr und 04.00 Uhr und im September zwischen 

17.00 Uhr und 0.00 Uhr abzuschalten. 

Bei Niederschlag, also bei mittlerem bis starkem Regen, sind die Anlagen nicht ab-

zuschalten. 

(Hinweis: 

Gemäß § 15 Abs. 4 NÖ Elektrizitätswesengesetz 2005 (NÖ ElWG 2005) kann auf 

Antrag  diese Auflage aufgehoben oder abgeändert werden, wenn ein über 4 Jahre 

nach Inbetriebnahme der  Windkraftanlage durchgeführtes Monitoring (Gondelmoni-

toring) der Fledermausaktivität und relevanter abiotischer Parameter, insbesondere 

der Windgeschwindigkeit in Nabenhöhe, ergibt, dass kein erhebliches Kollisionsrisiko 

besteht. Einem allfälligen Antrag sind die dokumentierten Ergebnisse des Monito-

rings beizulegen.) 

I.3.10.6 Die Abschaltung der Anlagen ist zu dokumentieren. Über die Abschaltungen 

ist jährlich Bericht zu legen. 

I.3.11 Raumordnung/Landschaftsbild/Ortsbild 

I.3.11.1 Rechtzeitig vor Baubeginn ist die weitere Vorgehensweise bezüglich archäo-

logischer Fundstellen mit dem Bundesdenkmalamt abzustimmen. 

I.3.11.2 Rechtzeitig vor Baubeginn ist die genaue Lage sämtlicher betroffener Sach-

güter in Kooperation mit den Betreibern/Eigentümern zu bestimmen. Um Schäden an 

Sachgütern oder Gefährdungen zu vermeiden, sind rechtzeitig vor Baubeginn mit 

den betroffenen Betreibern/Eigentümern geeignete Maßnahmen festzulegen bzw. 

Vereinbarungen zu treffen. Sämtliche auftretende Schäden an Sachgütern sind durch 

den Projektwerber nach dem Verursacherprinzip zu beheben / abzugelten. 
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I.3.11.3 Werbeaufschriften oder ähnlich auffällige Farbmuster an Masten und Rotor-

blättern sind zu unterlassen, sofern diese nicht durch andere Auflagen vorgeschrie-

ben sind. 

I.3.11.4 Herstellung von begrünten Fundamenthügeln und Bepflanzungen der Bö-

schungen mit heimischen standortgerechten Sträuchern zur Sichtverschattung der 

herausgehobenen Fundamente. Die Bepflanzungen der Böschungen sind vor bzw. 

spätestens 4 Wochen nach Inbetriebnahme des Windparks durchzuführen und auf 

Dauer des Bestands des Windparks entsprechend zu pflegen. Mit der Maßnahme ist 

sicherzustellen, dass die herausgehobenen Fundamente nicht oder nur unwesentlich 

als bauliche Anlagen sichtbar sind. 

I.3.11.5 Es wird empfohlen, die Bepflanzungsmaßnahme mit dem Sachverständigen 

für Pflanzen, Tiere und Lebensräume abzustimmen, um sicherzustellen, dass durch 

die Bepflanzungen keine zusätzlichen Gefährdungen für Tiere (Anlockung) entste-

hen. 

I.3.11.6 Bei Nichtbenützbarkeit von Wegen (Radweg 947) in der Bauphase sind ent-

sprechende Hinweisschilder aufzustellen und die Wege umzuleiten. 

I.3.12 Wasserbautechnik/Gewässerschutz 

I.3.12.1 Die Bauführungen im Gerinne sowie auf dem öffentlichen Wassergut haben 

im Einvernehmen mit dem Grundeigentümer, der zuständigen Wasserbauverwaltung, 

dem Fischereiberechtigten sowie dem Erhaltungsverpflichtenden zu erfolgen. 

I.3.12.2 Die Lagerung oder Manipulation mit wassergefährdenden Stoffen (Treibstof-

fe, Schmiermittel etc.) ist im Abflussquerschnitt verboten. Das Waschen von Geräten 

im Abflussquerschnitt ist untersagt. 

I.3.12.3 Bei Gefahr von Hochwasser sind unverzüglich die erforderlichen Siche-

rungsmaß- nahmen einzuleiten, um den vorhandenen Hochwasserschutz zu gewähr-

leisten und ein ungehindertes Abfließen der Hochwasserwelle zu ermöglichen. Dazu 

sind Baugeräte, Bauhilfseinrichtungen und zwischengelagerte Baumaterialien unver-

züglich aus dem Hochwasserabflussbereich im notwendigen Umfang zu entfernen 

bzw. gegen Abschwemmen zu sichern. 
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I.3.12.4 Nach Abschluss der Bauarbeiten ist der Baustellenbereich unverzüglich zu 

räumen und sind Hilfsbauten und Bauabfälle zu entfernen. 

I.3.12.5 Sämtliche Baumaßnahmen sind unter dem größtmöglichen Schutz beste-

hender Strukturen im Flussbett und an den Ufern durchzuführen bzw. sind diese 

nach Fertigstellung der Baumaßnahmen wieder zu initiieren. Der vorhandene Ufer-

bewuchs ist im Rahmen der Baudurchführung größtmöglich zu erhalten bzw. neu 

auszupflanzen. 

I.3.12.6 Die Kreuzungsstellen mit dem Gerinne sind an geeigneten Stellen dauerhaft 

zu vermarken. Eine Behinderung der Nutzung von angrenzenden Grundstücken so-

wie der Instandhaltungsarbeiten am Gerinne darf dadurch nicht erfolgen. 

I.3.12.7 Der Bewilligungsbescheid ist der bauausführenden Firma zur Kenntnis zu 

bringen. 

I.3.12.8  Abgeändert hergestellte Querungen sind als Ausführungsoperat mit 

Beschreibung und Plänen der Behörde vorzulegen. 

I.4 Befristungen gemäß § 17 Abs 6 UVP-G 2000 

Sämtliche Fristen für das Vorhaben werden gemäß § 17 Abs 6 UVP-G 2000 festge-

legt. 

I.4.1 Erlöschen der Genehmigung (Baubeginnfrist) 

Die Genehmigung erlischt, wenn mit dem Bau nicht innerhalb von fünf Jahren ab 

Rechtskraft dieses Bescheides  begonnen wird. 

I.4.2 Bauvollendung 

Als Bauvollendungsfrist wird der 

31. Dezember 2022 

bestimmt. 
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I.4.3 Rodungen 

I.4.3.1 Dauernde Rodung 

I.4.3.1.1 Umsetzung des Rodungszwecks 

Der Rodungszweck ist spätestens bis  

31. Dezember 2022 

zu realisieren, anderenfalls erlischt die Rodungsbewilligung. 

I.4.3.1.2 Ersatzaufforstungen 

Die Ersatzmaßnahmen sind vor Baubeginn durchzuführen.  

I.4.3.2 Vorübergehende (befristete) Rodung 

I.4.3.2.1 Umsetzung des Rodungszwecks 

Der Rodungszweck ist spätestens bis  

31. Dezember 2022 

zu realisieren, anderenfalls erlischt die Rodungsbewilligung. 

I.4.3.2.2 Erlöschen der vorübergehenden (befristeten) Rodung 

Die Bewilligung für die vorübergehende (befristete) Rodung erlischt spätestens mit 

31. Dezember 2022 

I.4.3.3 Wiederaufforstungen 

Die Wiederaufforstung der vorübergehend beanspruchten Waldflächen ist umgehend 

nach Abschluss der Errichtungsarbeiten, spätestens bis 

31. Dezember 2022 

durchzuführen. 

(Hinweis  

Die Behörde kann diese Fristen aus wichtigen Gründen verlängern, wenn der Pro-
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jektwerber/die Projektwerberin dies vor Ablauf beantragt. In diesem Fall ist der Ablauf 

der Frist bis zur rechtskräftigen Entscheidung oder zur Entscheidung des Verwal-

tungsgerichtshofes oder Verfassungsgerichtshofes über die Abweisung des Verlän-

gerungsantrages gehemmt. Im Rahmen eines Berufungsverfahrens oder eines Ver-

fahrens gemäß § 18b UVP-G 2000 können die Fristen von Amts wegen geändert 

werden.) 

I.5 Vorhabensbeschreibung 

I.5.1 Zweck des Vorhabens  

I.5.1.1 Die geplanten Windkraftanlagen dienen zur nachhaltigen, risikoarmen und 

klimaschonenden Erzeugung von elektrischer Energie am Standort Dürnkrut-

Götzendorf II.  

I.5.1.2 Der Windpark Dürnkrut-Götzendorf II ist ein Beitrag zur Produktion elektri-

scher Energie in Österreich und verringert so die Stromimporte nach Österreich und 

die Abhängigkeit von nicht heimischen Energieträgern. 

I.5.2 Kenndaten des Vorhabens 

Projektname:  Windpark Dürnkrut-Götzendorf II 

Projektbetreiber: WEB Windenergie AG, Davidstraße 1,3834 

Pfaffenschlag 

 Windpark Dürnkrut II GmbH, Simonsfeld 57a, 

2115 Ernstbrunn 

Anzahl der Windenergieanlagen:  9 

Windenergieanlagen (WEAs):  

8 x REpower 3.2M114:  Nennleistung pro WEA: 3,17 MW  

Rotordurchmesser 114 m, Nabenhöhe 143 m 

und 123 m 

1 x REpower MM92: Nennleistung pro WEA: 2,05 MW  

Rotordurchmesser 92,5 m, Nabenhöhe 100 m 

Windparkleistung: 27,41 MW 

Netzableitung: Mittelspannungs-Erdkabel  

Netzanschlusspunkt: UW Spannberg 

Bundesland: Niederösterreich 
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Verwaltungsbezirk: Gänserndorf 

Gemeinden: Dürnkrut,  

Velm-Götzendorf 

Spannberg (nur Kabeltrasse) 

Zistersdorf (nur Teile der Zuwegung)  

Katastralgemeinde: Dürnkrut (Marktgemeinde Dürnkrut) 

Götzendorf, Velm (Gemeinde Velm-

Götzendorf) 

Spannberg (Markgemeinde Spannberg) 

Loidesthal (Stadtgemeinde Zistersdorf) 

I.5.3 Vorhabensumfang 

I.5.3.1 Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen folgende Bestandteile: 

I.5.3.1.1 Errichtung und Betrieb von 9 Windenergieanlagen (WEAs)  

Das Windparkprojekt besteht aus 9 WEAs, dabei handelt es sich um 8 Anlagen der 

Type REpower 3.2M114 und eine WEA der Type REpower MM92. Die REpower 

3.2M114 hat einen Rotordurchmesser von 114 m und eine Nennleistung von je 

3.170 kW. Vier dieser REpower 3.2M114-Anlagen sollen eine Nabenhöhe von 143 m 

aufweisen, die restlichen vier sind mit einer Nabenhöhe von 123 m geplant.  

Die REpower MM92 hat einen Rotordurchmesser von 92,5 m, eine Nennleistung von 

2.050 kW und ist mit einer Nabenhöhe von 100 m geplant. 

Die Gesamtleistung des Windparks Dürnkrut-Götzendorf II beträgt 27,41 MW. 

I.5.3.1.2 Elektrische Anlagen zum Netzanschluss sowie IT- bzw. SCADA-Anlagen  

Die elektrische Anlagen zum Netzanschluss umfassen insbesondere Mittelspan-

nungs-Erdkabelsysteme (u.a. mit Leerrohren und Daten- bzw. Lichtwellenleitern), 

durch welche einerseits einzelne Windenergieanlagen untereinander verbunden wer-

den (= Windpark-interne Verkabelung) und über die andererseits die Windenergiean-

lagen des Windparks am Netzanschlusspunkt der Netz Niederösterreich GmbH an-

gebunden werden (= Netzanbindung). Der gegenständliche Netzanschlusspunkt ist 

das Umspannwerk (UW) Spannberg. Dort befindet sich die Eigentumsgrenze zwi-

schen dem Konsenswerber und der Netz Niederösterreich GmbH.  
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Die Datenleitungen, z.B. Lichtwellenleiter, sind Teil der erwähnten Erdkabelsysteme. 

(Weitere) IT- und SCADA-Anlagen sind in den Windenergieanlagen oder z.B. in einer 

Schalt-und Trafostation untergebracht. 

I.5.3.1.3 Errichtung von Kranstellflächen, (Vor-)Montageflächen und Lagerflächen 

sowie Errichtung und Adaptierung der notwendigen Anlagenzufahrten 

Zur Errichtung der Windenergieanlagen und ggf. bei Reparaturen und Wartungen 

sind Montageplätze erforderlich (auch als Bauplätze oder Kranstellflächen bezeich-

net).  

Die unmittelbare Zufahrt zu den WEA-Standorten erfolgt weitgehend über das beste-

hende Wegenetz, welches für den Baustellenverkehr und den Transport der WEA-

Komponenten adaptiert werden muss. Zum Teil sind die Anlagenzufahrten auch neu 

zu errichten. Das bestehende Wegenetz ist insbesondere hinsichtlich Breite, Tragfä-

higkeit und Größe der Kurvenradien anzupassen. In diesem Zusammenhang wird 

auch eine bestehende Brücke über einen temporär wasserführenden Graben adap-

tiert oder erneuert.  

I.5.3.1.4 Errichtung von Hinweistafeln betreffend Eisfall 

Um vor der Gefahr von Eisstücken zu warnen, welche von den Windenergieanlagen 

fallen können, werden in entsprechend großen Distanzen Hinweistafeln aufgestellt, 

welche mit Warnleuchten versehen sind, die bei Gefahr von Eisfall aktiviert werden. 

I.5.4 Vorhabensgrenze  

I.5.4.1 Die Grenze des gegenständlichen Vorhabens (im Sinne des UVP-G 2000) 

stellen die Kabelendverschlüsse, der vom Windpark kommenden Erdkabel im Um-

spannwerk Spannberg dar. 

I.5.4.2 Die Kabelendverschlüsse sind noch Teil des Vorhabens, alle aus Sicht des 

Windparks (den Kabelendverschlüssen) nachgeschalteten Einrichtungen und Anla-

gen sind nicht Gegenstand des Vorhabens. 

I.5.5 Anlagen und Einrichtungen außerhalb der Vorha bensgrenze 

Nicht zum Vorhaben gehören die Anlagen und Einrichtungen im Bereich des Netzan-

schlusspunktes (UW Spannberg), welche sich im Eigentum der Netz Niederöster-

reich GmbH befindet. Im Umspannwerk Spannberg erfolgen die Zählung der einge-

speisten Energie und die Einspeisung ins öffentliche Netz. 
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I.5.6 Lage 

I.5.6.1 Allgemeines 

I.5.6.1.1 Die gesamt 9 Windenergieanlagen (WEAs) des Windparks Dürnkrut-

Götzendorf II sind im östlichen Weinviertel in den Gemeindegebieten der Gemeinde 

Velm-Götzendorf und der Marktgemeinde Dürnkrut, jeweils Bezirk Gänserndorf, Nie-

derösterreich, im unmittelbaren Nahebereich zum bestehenden Windpark Dürnkrut-

Götzendorf I, geplant. 

I.5.6.1.2 Das nördliche Windparkareal wird von der Landstraße B40 durchschnitten. 

Die Situierung der WEAs erfolgt auf landwirtschaftlich genutzten Flächen. 

I.5.6.1.3 Für die Bezeichnung der geplanten WEAs wird die Nummerierung des 10 

Windenergieanlagen umfassenden Windparks Dürnkrut-Götzendorf I fortgesetzte, 

sodass die gegenständlichen Windenergieanlagen als DG-II-11 bis DG-II-19 be-

zeichnet werden. 

I.5.6.1.4 In den Standortgemeinden der Windenergieanlagen sind geplant die 

windparkinterne Verkabelung, sowie die Errichtung und Adaptierung von Zufahrtswe-

gen und die Errichtung von Kranstell-, (Vor-)Montage- und Lagerflächen. Durch die 

Anbindung an das öffentliche Netz im UW Spannberg ist auch das Gemeindegebiet 

der Marktgemeinde Spannberg durch das Vorhaben betroffen, da Mittelspannungs-

erdkabelsysteme vom Windpark zum UW Spannberg verlegt und betrieben werden 

müssen. Die Adaptierung der Zufahrtswege ist in sehr geringem Ausmaß ist auch in 

der Gemeinde Zistersdorf geplant. 

I.5.6.2 Grundstücksverzeichnis Windkraftanlagenstandorte 

Die nachfolgende Tabelle zeigt die von den gegenständlichen WEA-Standorten be-

troffenen Grundparzellen, wobei die fett markierten Parzellen-Nummern jene Grund-

stücke kennzeichnen, auf welchen die Fundamente geplant sind:  

WEA-Standort und -type  Gemeinde Katastral-
gemeinde 

Grundstücks-
nummer * 

DG-II-11 

(REpower 3.2M114 mit 143 m 
NH) 

Dürnkrut Dürnkrut 1789/1, 1789/2, 
1789/3 
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DG-II-12 

(REpower 3.2M114 mit 143 m 
NH) 

Velm-
Götzendorf 

Götzendorf 1911, 1912 

DG-II-13 

(REpower MM92 mit 100 m 
NH) 

Velm-
Götzendorf 

Götzendorf 1839, 1841, 1842, 
1843, 1846, 1848 

DG-II-14 

(REpower 3.2M114 mit 143 m 
NH) 

Velm-
Götzendorf 

Götzendorf 1823, 1825 

DG-II-15 

(REpower 3.2M114 mit 143 m 
NH) 

Velm-
Götzendorf 

Götzendorf 2036, 2037, 2038, 
2039 

DG-II-16 

(REpower 3.2M114 mit 123 m 
NH) 

Velm-
Götzendorf 

Götzendorf 2227, 2228, 2229 

DG-II-17 

(REpower 3.2M114 mit 123 m 
NH) 

Velm-
Götzendorf 

Götzendorf 2199, 2200, 2201, 
2202, 2203, 2204, 
2205, 2206 

DG-II-18 

(REpower 3.2M114 mit 123 m 
NH) 

Velm-
Götzendorf 

Götzendorf 2059, 2061, 2062, 
2065, 2066/2, 2067 

DG-II-19 

(REpower 3.2M114 mit 123 m 
NH) 

Velm-
Götzendorf 

Götzendorf 2075, 2076, 2077, 
2078, 2080, 2081 

*… fett  hervorgehoben sind jene Grundstücke, welche auch vom Fundament der je-
weiligen WEA betroffen sind (und nicht nur vom Rotor überstrichen werden) 

I.5.6.3 Grundstücksverzeichnis windparkinterne Verkabelung 

Bereich Parzelle EZ KG Gemeinde Nutzung 

Erdkabel von 
WEA DG-II-16 
bis WEA DG-
II-15 

2227 242 Götzendorf Velm-
Götzendorf 

Landw (Feld/Wiese) 

2226 236 Götzendorf Velm-
Götzendorf 

Sonst (Straße) 
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2225 866 Götzendorf Velm-
Götzendorf 

Landw(Feld/Wiese) 

2190 236 Götzendorf Velm-
Götzendorf 

Sonst (Straße) 

2037 24 Götzendorf Velm-
Götzendorf 

Landw(Feld/Wiese) 

Erdkabel von 
WEA DG-II-16 
bis WEA DG-
II-17 

2228 590 Götzendorf Velm-
Götzendorf 

Landw(Feld/Wiese) 

2226 236 Götzendorf Velm-
Götzendorf 

Sonst (Straße) 

2262 236 Götzendorf Velm-
Götzendorf 

Sonst (Straße) 

2202 33 Götzendorf Velm-
Götzendorf 

Landw(Feld/Wiese) 

Erdkabel von 
WEA DG-II-17 
bis WEA DG-
II-18 

2190 236 Götzendorf Velm-
Götzendorf 

Sonst (Straße) 

2066/2 1007 Götzendorf Velm-
Götzendorf 

Landw (Feld/Wiese) 

Erdkabel von 
WEA DG-II-18 
bis WEA DG-
II-19 

2190 236 Götzendorf Velm-
Götzendorf 

Sonst (Straße) 

2070 236 Götzendorf Velm-
Götzendorf 

Sonst (Straße) 

2093 236 Götzendorf Velm-
Götzendorf 

Sonst (Straße) 

2077 555 Götzendorf Velm-
Götzendorf 

Landw(Feld/Wiese) 

Erdkabel von 
WEA DG-19 
bis WEA DG-
12 

2091 236 Götzendorf Velm-
Götzendorf 

Sonst (Straße) 

1815 234 Götzendorf Velm-
Götzendorf 

Wasser(fließ end) 

1805/2 236 Götzendorf Velm-
Götzendorf 

Sonst (Straße) 

1817 236 Götzendorf Velm-
Götzendorf 

GST-Fläche 
Sonst(Straße) 
Sonst(Randf.) 1805/1 236 Götzendorf Velm-

Götzendorf 
Sonst (Straße) 

1872 236 Götzendorf Velm-
Götzendorf 

Sonst (Straße) 

1873/1 104 Götzendorf Velm-
Götzendorf 

Landw(Feld/Wiese) 
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1869 236 Götzendorf Velm-
Götzendorf 

Sonst (Straße) 

1886 524 Götzendorf Velm-
Götzendorf 

Landw(Feld/Wiese) 

1874 236 Götzendorf Velm-
Götzendorf 

Sonst (Straße) 

1909 236 Götzendorf Velm-
Götzendorf 

Sonst (Straße) 

1912 682 Götzendorf Velm-
Götzendorf 

Landw(Feld/Wiese) 

Erdkabel von 
WEA DG-12 
bis WEA DG-
11 

1911 614 Götzendorf Velm-
Götzendorf 

Landw(Feld/Wiese) 

1910 236 Götzendorf Velm-
Götzendorf 

Sonst (Straße) 

2246/1 303 Waidendorf Waidendorf Sonst (Straße) 

1789/7 732 Dürnkrut Dürnkrut GST-Fläche 
Landw(Feld/Wiese) 
Wald(Wälder) 1789/20 494 Dürnkrut Dürnkrut Sonst (Straße) 

1789/2 1191 Dürnkrut Dürnkrut Landw(Feld/Wiese) 

Erdkabel von 
WEA DG-18 
bis WEA DG-
14 

2066/1 1007 Götzendorf Velm-
Götzendorf 

Landw(Feld/Wiese) 

2033 236 Götzendorf Velm-
Götzendorf 

Sonst (Straße) 

2031 234 Götzendorf Velm-
Götzendorf 

Wasser(fließ end) 

1816/1 236 Götzendorf Velm-
Götzendorf 

Sonst (Straße) 

1817 236 Götzendorf Velm-
Götzendorf 

GST-Fläche 
Sonst(Straße) 
Sonst(Randf.) 

1818 104 Götzendorf Velm-
Götzendorf 

Wald(Wälder) 

1819 236 Götzendorf Velm-
Götzendorf 

Sonst (Straße) 

1823 128 Götzendorf Velm-
Götzendorf 

Landw(Feld/Wiese) 

Erdkabel von 
WEA DG-14 

1830 236 Götzendorf Velm-
Götzendorf 

Sonst (Straße) 
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bis WEA DG-
13 

1849 128 Götzendorf Velm-
Götzendorf 

Landw(Feld/Wiese) 

1843 229 Götzendorf Velm-
Götzendorf 

Landw(Feld/Wiese) 

I.5.6.4 Grundstücksverzeichnis Netzanbindung 

Bereich Parzel-
le 

EZ KG Gemeinde Nutzung 

Kabeltrasse vom 
Umspannwerk bis 
zur WEA DG-II-16 

6724/2 3177 Spannberg Spannberg Sonst (Be-
triebsf.) 

6723 1738 Spannberg Spannberg Landw 

6644 3020 Spannberg Spannberg Sonst (Straße) 

6643 3020 Spannberg Spannberg Sonst (Straße) 

6641 2034 Spannberg Spannberg Landw 

1227 450 Velm Velm-
Götzendorf 

Landw 

890 450 Velm Velm-
Götzendorf 

Landw 

833/2 20 Velm Velm-
Götzendorf 

Sonst (Straße) 

811 31 Velm Velm-
Götzendorf 

Landw 

812 320 Velm Velm-
Götzendorf 

Landw 

813 337 Velm Velm-
Götzendorf 

Landw 

807 20 Velm Velm-
Götzendorf 

Sonst (Straße) 

806 289 Velm Velm-
Götzendorf 

Wasser 

735 81 Velm Velm-
Götzendorf 

Landw 

728 164 Velm Velm-
Götzendorf 

Landw 

711 20 Velm Velm-
Götzendorf 

Sonst (Straße) 
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692 31 Velm Velm-
Götzendorf 

Landw 

669 288 Velm Velm-
Götzendorf 

Sonst (Straße) 

636 500 Velm Velm-
Götzendorf 

Landw 

Kabeltrasse vom 
Umspannwerk bis 
zur WEA DG-II-16 

618 20 Velm Velm-
Götzendorf 

Sonst (Straße) 

617 9 Velm Velm-
Götzendorf 

Landw 

Velm 

616 9 Velm Velm-
Götzendorf 

Landw 

Velm 

557 289 Velm Velm-
Götzendorf 

Wasser 

614 9 Velm Velm-
Götzendorf 

Landw 

Velm 

613 9 Velm Velm-
Götzendorf 

Landw 

Velm 

606 20 Velm Velm-
Götzendorf 

Sonst (Straße) 

603 81 Velm Velm-
Götzendorf 

Landw 

602 20 Velm Velm-
Götzendorf 

Sonst (Straße) 

590 20 Velm Velm-
Götzendorf 

Sonst (Straße) 

601 359 Velm Velm-
Götzendorf 

Landw 

2235 236 Götzendorf Velm-
Götzendorf 

Sonst (Straße) 
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I.5.7 Koordinaten des Windparks Dürnkrut-Götzendorf  II 

��������	
���
����
��	�����	
��������������	���	�
� ��������
WEA  WEA Höhe Anlagen Blatt- Gauß-Krüger (MGI) Zone 

M34 
Nummer Type ü. 

NN 
-höhe spitze rechts hoch 

DG-II-11 Senvion 3.2M114, NH 
143m 

208 200 408 35.758,92 5.373.625,58 

DG-II-12 Senvion 3.2M114, NH 
143m 

208 200 408 35.245,58 5.373.156,81 

DG-II-13 Senvion MM92, NH 
100m 

204 146 350 34.506,78 5.372.886,14 

DG-II-14 Senvion 3.2M114, NH 
143m 

192 200 392 34.349,93 5.372.543,03 

DG-II-15 Senvion 3.2M114, NH 
143m 

190 200 390 33.605,64 5.372.624,87 

DG-II-16 Senvion 3.2M114, NH 
123m 

204 180 384 33.140,18 5.371.902,53 

DG-II-17 Senvion 3.2M114, NH 
123m 

205 180 385 33.573,82 5.372.070,71 

DG-II-18 Senvion 3.2M114, NH 
123m 

198 180 378 34.019,22 5.372.166,34 

DG-II-19 Senvion 3.2M114, NH 
123m 

189 180 369 34.479,81 5.372.028,41 

 � � � � � �
� � � � � � �
WEA  WEA Höhe Anlagen Blatt- BMN (MGI) Zone M34 
Nummer Type ü. 

NN 
-höhe spitze rechts hoch 

DG-II-11 Senvion 3.2M114, NH 
143m 

208 200 408 785.758,92 373.625,58 

DG-II-12 Senvion 3.2M114, NH 
143m 

208 200 408 785.245,58 373.156,81 

DG-II-13 Senvion MM92, NH 
100m 

204 146 350 784.506,78 372.886,14 

DG-II-14 Senvion 3.2M114, NH 
143m 

192 200 392 784.349,93 372.543,03 

DG-II-15 Senvion 3.2M114, NH 
143m 

190 200 390 783.605,64 372.624,87 

DG-II-16 Senvion 3.2M114, NH 
123m 

204 180 384 783.140,18 371.902,53 

DG-II-17 Senvion 3.2M114, NH 
123m 

205 180 385 783.573,82 372.070,71 

DG-II-18 Senvion 3.2M114, NH 
123m 

198 180 378 784.019,22 372.166,34 

DG-II-19 Senvion 3.2M114, NH 
123m 

189 180 369 784.479,81 372.028,41 

� � � � � � �
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� � � � � � �
WEA  WEA Höhe Anlagen Blatt- Geographisch   (WGS84) 
Nummer Type ü. 

NN 
-höhe spitze Ost Nord 

DG-II-11 Senvion 3.2M114, NH 
143m 

208 200 408 16°48'57,56'' 48°29'59,31'' 

DG-II-12 Senvion 3.2M114, NH 
143m 

208 200 408 16°48'32,41'' 48°29'44,23'' 

DG-II-13 Senvion MM92, NH 
100m 

204 146 350 16°47'56,34'' 48°29'35,62'' 

DG-II-14 Senvion 3.2M114, NH 
143m 

192 200 392 16°47'48,60'' 48°29'24,54'' 

DG-II-15 Senvion 3.2M114, NH 
143m 

190 200 390 16°47'12,38'' 48°29'27,33'' 

DG-II-16 Senvion 3.2M114, NH 
123m 

204 180 384 16°46'49,50'' 48°29'04,04'' 

DG-II-17 Senvion 3.2M114, NH 
123m 

205 180 385 16°47'10,67'' 48°29'09,40'' 

DG-II-18 Senvion 3.2M114, NH 
123m 

198 180 378 16°47'32,39'' 48°29'12,41'' 

DG-II-19 Senvion 3.2M114, NH 
123m 

189 180 369 16°47'54,78'' 48°29'07,86'' 

� � � � � � �
� � � � � � �
WEA  WEA Höhe Anlagen Blatt- UTM (WGS84) Zonenfeld 

33U 
Nummer Type ü. 

NN 
-höhe spitze Ost Nord 

DG-II-11 Senvion 3.2M114, NH 
143m 

208 200 408 634.148,16 5.373.446,63 

DG-II-12 Senvion 3.2M114, NH 
143m 

208 200 408 633.643,19 5.372.969,06 

DG-II-13 Senvion MM92, NH 
100m 

204 146 350 632.909,38 5.372.685,59 

DG-II-14 Senvion 3.2M114, NH 
143m 

192 200 392 632.758,57 5.372.339,86 

DG-II-15 Senvion 3.2M114, NH 
143m 

190 200 390 632.013,12 5.372.408,67 

DG-II-16 Senvion 3.2M114, NH 
123m 

204 180 384 631.560,44 5.371.678,46 

DG-II-17 Senvion 3.2M114, NH 
123m 

205 180 385 631.990,99 5.371.854,15 

DG-II-18 Senvion 3.2M114, NH 
123m 

198 180 378 632.434,56 5.371.957,53 

DG-II-19 Senvion 3.2M114, NH 
123m 

189 180 369 632.897,39 5.371.827,69 
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I.5.8 Übersichtslageplan des Windparks  
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I.5.9 Übersichtslageplan der Verkabelung und Netzan bindung 

 

I.5.10 Flächenwidmung 

Die Errichtung der Windenergieanlagen ist auf Flächen geplant, welche rechtskräftig 

als „Grünland Windkraftanlage“(Gwka) gewidmet sind. Die nachfolgenden Abbildun-

gen zeigen u.a. die Widmungsflächen der gegenständlichen WEA-Standorte.  
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I.5.11 Lage in Relation zu Siedlungen und Wohnbaula nd 

I.5.11.1 Abstände der jeweils nächstgelegenen Anlage des Windparks Dürnkrut-

Götzendorf II zu ausgewählten Siedlungsgebieten bzw. Wohngebäuden: 

Ortschaft,  
Siedlungsrand,  
Wohngebäude 
etc.  
(Widmungs-
kategorie) 

Nächstgele-
gene WEA 
des gegen-
ständlichen  
Windparks 

Abstand 
WEA-
Mittelpunkt 
zum relev. 
Immissions-
punkt (Wohn-
gebäude) 

Abstand (geplante) WEA-
Widmungsfläche zur nächstgelege-
nen Widmungsgrenze von Wohnbau-
land oder Bauland Sondergebiet 
(BS) mit erhöhtem Schutzanspruch 
bzw. zu einer Punktwidmung (Geb) 



 

 
Seite 57 von 148 

Dürnkrut (BW) DG-II-12 3,2 km 3,1 km 

Waidendorf (BW) DG-II-19 2,6 km 2,5 km 

Götzendorf (BA) DG-II-19 1,5 km 1,3 km 

Antonshof  
(BS Reitsportan-
lage) 

DG-II-16 1,5 km 1.4 km 

Loidesthal 
(Gho/BA) 

DG-II-16 2,5 km (Gho) 2,5 km (BA) 

I.5.11.2 Darüber hinaus befinden sich die Ortsränder von Jedenspeigen und Groß-

Inzersdorf in jeweils ca. 3,6 km Entfernung sowie jene von Zistersdorf und Eichhorn 

in jeweils gut 5 km Entfernung.  

I.5.12 Lage in Relation zu Schutzgebieten  

I.5.12.1 Die Standorte der Windenergieanlagen, die windparkinterne Verkabelung 

sowie die Netzanbindung und auch die Infrastruktureinrichtungen der Zufahrt sind 

nicht in naturschutzrechtlich geschützten Gebieten geplant, insbesondere nicht in ei-

nem Kategorie A-Gebiet gemäß Anhang 2 zum UVP-G 2000. 

I.5.12.2 Nächstgelegene naturschutzrechtlich relevante Schutzgebiete:  

Schutzgebietskategorie Bezeichnung des 
Schutzgebietes 

Abstand zum 
Windpark 

Bemerkungen 

Natura 2000-
Vogelschutzgebiet 

March-Thaya Auen ca. 5 km z.B. Kaiseradler, 
Kornweihe, Rohr-
weihe, Rotmilan, 
Seeadler, Weiß-
storch, etc. 

Natura 2000-FFH-
Gebiet 
 

March-Thaya Auen ca. 5 km - 
Weinviertler Klippen-
zone 

ca. 9 km Steinbergwald 

Landschaftsschutzgebiet 
 

Donau-March-Thaya-
Auen 

ca. 5 km - 

Steinbergwald ca. 9 km - 
Naturschutzgebiet Angerer und Dürnkru-

ter Marchschlingen 
ca. 6 km - 

I.5.12.3 Windenergieanlagen und andere Vorhabensbestandteile sind weder auf 

(Teil-) Flächen weiterer nationaler Schutzgebiete geplant (Naturpark, geschützter 

Landschaftsteil, Naturdenkmal, Pflanzenschutzgebiet und Ruhegebiet) noch auf Flä-
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chen internationaler Schutzgebiete der Kategorien Ramsar-Gebiet, Biosphärenreser-

vat und Biogenetisches Reservat.  

I.5.12.4 Naturdenkmale, wasserrechtliche Schutz- und Schongebiete, sowie Altlas-

tenbereiche sind vom Vorhaben nicht betroffen. 

I.5.13 Benachbarte Windparks 

Im Nahebereich der geplanten Windenergieanlagen befinden sich die Windparks 

Dürnkrut-Götzendorf I und Velm-Götzendorf, sowie der bereits genehmigten, aber 

noch nicht in Betrieb befindliche Windpark Zistersdorf Ost. 

I.5.13.1 Windpark Velm-Götzendorf 

Betreiber:  Raiffeisen Windpark Velm GmbH 

WEA-Anzahl:  10 

WEA-Type:  DeWind D6 

Rotordurchmesser: 64 m 

Nabenhöhe:  92 m 

Nennleistung: 1.250 kW pro WEA, gesamt: 12,5 MW 

Der geringste Abstand einer Anlage des Windparks Dürnkrut-Götzendorf II (DG-II-13) 

zu einer Anlage des Windparks Velm-Götzendorf (WKA 10) beträgt ca. 450 m 

I.5.13.2 Windpark Dürnkrut-Götzendorf I 

Betreiber:  WEB Windenergie AG / Windkraft Simonsfeld AG 

WEA-Anzahl:  10 

WEA-Type:  5 x Vestas V90 - 2,0 MW und 5 x REpower MM92 

Rotordurchmesser: 90 m bzw. 92,5 m 

Nabenhöhe:  105 m bzw. 100 m 

Nennleistung: 2.000 kW bzw. 2050 kW pro WEA, gesamt: 20 MW 

Der geringste Abstand einer Anlage des Windparks Dürnkrut-Götzendorf II (DG-II-11) 

zu einer WEA des Windparks Dürnkrut-Götzendorf I (DG-6) beträgt ca. 350 m. 

I.5.13.3 Windpark Zistersdorf Ost 

Betreiber:  RENERGIE - Windpark Zistersdorf Ost GmbH / ImWind ZiOst 

GmbH 

Status genehmigt, noch nicht errichtet 

WEA-Anzahl:  9 
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WEA-Type:  Enercon E-101 - 3,0 MW (z.T. in Umbewilligung in Vestas V112) 

Rotordurchmesser: 101 m 

Nabenhöhe:  135 m 

Nennleistung: 3.050 kW pro WEA, gesamt: 27 MW 

Der geringste Abstand einer WEA des geplanten Windparks Dürnkrut-Götzendorf II 

(DG-II-15) zu einer WEA des Windparks Zistersdorf Ost (WKA 9) beträgt ca. 480 m 

I.5.14 Technische Angaben der Windenergieanlage REp ower 3.2M114 

I.5.14.1 Kenndaten der REpower 3.2M114 

Hersteller: Senvion SE, Überseering 10, 22297 Hamburg, Deutschland 

Typ: 3.2M114 

Nennleistung:  3.170 kW 

Rotor: Luvläufer mit 3 aktiv verstellbaren Rotorblättern  

Rotordurchmesser: 114 m 

Turm: Spannbeton-Stahlrohr-Hybridturm 

Nabenhöhe: 143 m bzw. 123 m 

Gesamthöhe: 200 m 

Fundament: Ringförmiges Stahlbeton-Fundament 

Generator: Doppelt gespeister Schleifring-Asynchrongenerator 

Transformator: Gussharz-Trockentransformator im Turmfuß 

Schaltstation: typengeprüfte, metallgekapselte SF6-Schaltanlage 

im Turmfuß 

Fernüberwachung: REguard Monitoring / REguard Scada-System 

I.5.14.2 Kenndaten Rotor 

Blattanzahl: 3 

Blattlänge: 55,8 m 

Blattmaterial: glasfaserverstärkter Kunststoff mit integriertem Blitz-

schutz 

Rotorblattverstellung: 3 unabhängige, elektrische Stellsysteme mit je eige-

ner Notversorgung 

Überstrichene Fläche: 10.207 m² 

Rotordrehzahlbereich: 6,5 – 14,1 min-1 
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Drehrichtung Rotor: Uhrzeigersinn (Blickrichtung windabwärts) 

Startwindgeschwindigkeit: 3,0 m/s 

Nennwindgeschwindigkeit: 12,5 m/s 

Abschaltgeschwindigkeit: 22,0 m/s 

Blattspitzengeschwindigkeit: 75,2 m/s 

I.5.14.3 Kenndaten Maschinenhaus 

Gondelaufbau: glasfaserverstärkter Kunststoff 

Windnachführung: Elektromotoren mit Stellgetrieben (Azimutgetriebe) 

Mechanische Bremsen: Hydraulische Haltebremse sowie Rotorarretierung 

Aerodynamische Bremsen:  Fahnenstellung der Rotorblätter (primäre Bremse) 

mit energiegepufferter Notverstelleinheit für jedes 

einzelne Rotorblatt 

Getriebe: Planeten- / Stirnradgetriebe 

I.5.14.4 Turm 

Bauart: Spannbeton-Fertigteil-Hybridturmmit 

- Betonfertigteilsegmenten (unten) und  

- Stahlsegmenten (oben) 

Aufstieg: Innenliegende Leiter mit Sicherheitsinstallationen 

und Serviceaufzug innen 

Beleuchtung: Turminnenbeleuchtung und Notbeleuchtung 

I.5.14.5 Fundamente 

Bauart: Kreisringförmige Stahlbetonfundamente, ohne oder 

mit Pfählen (Flachgründung ohne Auftrieb, Flach-

gründung mit Auftrieb oder Tiefgründung) 

Material: Beton C30/37, Betonstahl BSt 500 S 

Vor Baubeginn werden detaillierte Baugrunduntersuchungen an den WEA-

Standorten durchgeführt, auf deren Grundlage die Fundamentierung der gegenständ-

lichen WEAs standortspezifisch festgelegt werden. 

I.5.14.6 Innenausstattung  

I.5.14.6.1 Steigleiter und Zwischenpodeste im Turm 
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Im Turmfuß ist eine Türöffnung vorgesehen, die einen wettergeschützten Aufstieg im 

Turminneren ermöglicht. Der Aufstieg zum Maschinenhaus erfolgt (auch) über eine 

ortsfeste Steigleiter mit Fallschutzsystem. Im gegenständlichen Projekt ist eine Stei-

gleiter vom Typ Hailo ALO-72 MA vorgesehen, es kann jedoch auch eine sicherheits-

technisch gleichwertige Steigleiter zum Einsatz kommen. Im Turm sind mehrere Zwi-

schenpodeste montiert. 

I.5.14.6.2 Befahranlage im Turm 

Jede REpower 3.2M114 ist mit einer Befahranlage ausgestattet. Die Befahranlage 

darf im Allgemeinen maximal von zwei Personen benutzt werden bzw. ist eine Maxi-

mallast von 250 kg nicht zu überschreiten. 

I.5.14.6.3 Notbeleuchtung  

Im Turm sowie im Maschinenhaus sind mehrere Beleuchtungselemente vorgesehen, 

die sowohl als Arbeitsleuchten, als auch als Notbeleuchtung bei Netzausfall funktio-

nieren. Die Beleuchtungselemente im Turm sind entlang der Aufstiegsleiter und im 

Maschinenhaus jeweils auf beiden Seiten unterhalb des Maschinenhausdaches in-

stalliert. Bei einem Netzausfall werden die Beleuchtungselemente über eine zentrale 

USV (Unterbrechungsfreie Strom-Versorgung) mit Energie versorgt. 

I.5.14.6.4 Trafo und Schaltanlage im Turm 

Der Transformator und die Mittelspannungsschaltanlage werden innerhalb des 

Turms installiert. Das Transformatorgehäuse wird direkt auf dem Fundament mon-

tiert. Zum Einsatz kommt ein Trockengießharztransformator der Brandschutzklasse 

F1 in einem separat abgeschlossenen Raum. Es wird eine typengeprüfte, metallge-

kapselte, SF6-Gas-isolierte Kompaktschaltanlage eingesetzt. 

I.5.14.6.5 Rettungsgerät im Maschinenhaus 

Im Maschinenhaus befindet ein Rettungsgerät zum Abseilen aus der Gondel. Ge-

plant ist der Einsatz der Type MILAN der Fa. Skylotec oder ein sicherheitstechnisch 

gleichwertiges System.   
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I.5.14.7 Darstellung der Windenergieanlage REpower 3.2M114 

�

I.5.15 Technische Angaben der Windenergieanlage REp ower MM92 

I.5.15.1 Kenndaten der REpower MM92 
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Hersteller: Senvion SE, Überseering 10, 22297 Hamburg, 

Deutschland 

Typ: MM92 

Nennleistung:  2.050 kW 

Rotor: Luvläufer mit 3 aktiv verstellbaren Rotorblättern  

Rotordurchmesser: 92,5 m 

Turm: zylindrisches/konisches Stahlrohr 

Nabenhöhe: 100 m 

Gesamthöhe: 146 m 

Fundament: Ringförmiges Stahlbeton-Fundament 

Generator: Doppelt gespeister Asynchrongenerator 

Trafo- und Schaltstation: fabrikfertige typengeprüfte Kompaktstation  mit 

Mittelspannungstransformator typengeprüfter metall-

gekapselter SF6-Schaltanlage und Niederspan-

nungsverteilung 

Fernüberwachung: REguard Monitoring / REguard Scada-System Kenn-

daten Rotor 

Blattanzahl: 3 

Blattlänge: 45,2 m 

Blattmaterial: glasfaserverstärkter Kunststoff mit integriertem Blitz-

schutz 

Rotorblattverstellung: elektrische Einzelblattverstellung (synchrongeregelt) 

mit Notversorgung 

Überstrichene Fläche: 6.720 m² 

Rotordrehzahlbereich: 7,8 – 15,0 U/min 

Drehrichtung Rotor: Uhrzeigersinn (Blickrichtung windabwärts) 

Startwindgeschwindigkeit: 3,0 m/s 

Nennwindgeschwindigkeit: 12,5 m/s 

Abschaltgeschwindigkeit: 24,0 m/s 

Kenndaten Maschinenhaus 

Gondelaufbau: glasfaserverstärkter Kunststoff 

Generator: Doppelt gespeister Asynchrongenerator mit Schleif-

ringläufer 

Frequenz/Spannung: 50 Hz / 690 V (Stator) 
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Generatordrehzahl: 900 - 1.800 U/min  

Umrichter: Pulsweitenmodulierter IGBT-Frequenzumrichter mit 

Gleichstromzwischenkreis 

Getriebe: Planeten-/Stirnradgetriebe 

Getriebeübersetzung: 1:120 

Windnachführung: 4 elektrische Getriebemotoren (ergänzt mit hydrauli-

schen Bremszangen) 

Aerodynamische Bremsen:  volle Fahnenstellung der Rotorblätter 

Mechanische Bremsen: Haltebremse sowie Rotorarretierung 

Bordkran  

Turm 

Bauart: konischer Stahlrorturm, lackiert (RAL 7035 lichtgrau) 

mit Geräusch- und Schwingungsdämpfer  

Aufstieg: Innenliegende Leiter mit Sicherheitsinstallationen 

und Befahranlage innen 

Eingangstür: Zylinderschloss mit Panikverschluss (Öffnen der Tür 

von innen jederzeit ohne Schlüssel oder Werkzeug 

möglich) 

Notbeleuchtung: Beleuchtung im Turm, Maschinenhaus und Rotorna-

be: Bei Stromausfall ist eine Notbeleuchtung vorge-

sehen. 

Fundamente 

Bauart: Kreisringförmige Stahlbetonfundamente, (erforderli-

chenfalls) mit Pfählen  

Material: Beton C30/37, Betonstahl BSt 500 S 

Vor Baubeginn werden detaillierte Baugrunduntersuchungen an den WEA-

Standorten durchgeführt, auf deren Grundlage die Fundamentierung der gegenständ-

lichen WEAs standortspezifisch festgelegt werden. 

Transformator- und Schaltstation (neben der WEA) 

Bauart: Kompaktstation 

Transformator: Öl-Transformator 

Schaltanlage: typengeprüfte SF6-Schaltanlage 
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I.5.15.2 Innenausstattung  

I.5.15.2.1 Steigleiter und Zwischenpodeste im Turm 

Im Turmfuß ist eine Türöffnung vorgesehen, die einen wettergeschützten Aufstieg im 

Turminneren ermöglicht. Eine ortsfeste Steigleiter mit Steig- bzw. Fallschutzsystem 

ermöglicht den Aufstieg zum Maschinenhaus. Im Turm sind mehrere Zwischenpo-

deste montiert. 

I.5.15.2.2 Befahranlage im Turm 

Die MM92 ist mit einer Befahranlage ausgestattet. Geplant ist ein Gerät der Fa. 

PowerClimber, mit einer Tragfähigkeit von 240 kg bzw. 2 Personen, oder eine si-

cherheitstechnisch vergleichbare Anlage. 

I.5.15.2.3 Notbeleuchtung  

Im Turm sowie im Maschinenhaus sind mehrere Beleuchtungselemente vorgesehen, 

die sowohl als Arbeitsbeleuchtung, als auch als Notbeleuchtung bei Netzausfall funk-

tionieren. Die Beleuchtungselemente sind im Turm entlang der Aufstiegsleiter und im 

Maschinenhaus jeweils auf beiden Seiten unterhalb des Maschinenhausdaches in-

stalliert. Bei einem Netzausfall werden die Beleuchtungselemente jeweils über eine 

USV mit Energie versorgt. (Die REpower Windenergieanlage MM92 entspricht  hin-

sichtlich der Ausführung  der Notbeleuchtung den Anforderungen der EN 50308 

Windenergieanlagen – Schutzmaßnahmen – Anforderungen für Konstruktion, Betrieb 

und Wartung …) 

I.5.15.2.4 Steuerungssystem 

Das mikroprozessorbasierte Steuerungssystem erlaubt die Integration des SCADA-

Systems und ermöglicht so den Zugriff auf die Steuerung der Anlage von außen so-

wie den entsprechenden Datenaustausch. Das Steuergerät ist in der Gondel mon-

tiert. Ein zusätzliches Display erlaubt die Betriebsführung aus dem Turmfuß. 

I.5.15.2.5 Umrichter-Anlage im Turmfuß 

Die Umrichter-Anlage befindet sich auf einer separaten Plattform im Turmfuß-

Bereich. Die elektrische Energie wird über geschirmte Stromschienen und Kabel vom 
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Generator im Maschinenhaus herantransportiert und vom Umrichter weiter zum 

Transformator (außerhalb der WEA). 

I.5.15.2.6 Abseil-/Rettungsgerät im Maschinenhaus 

Im Maschinenhaus befindet ein Rettungsgerät zum Abseilen aus der Gondel. Ge-

plant ist der Einsatz der Type MILAN AGR 2001 der Fa. Skylotec oder ein sicher-

heits-technisch gleichwertiges System.   
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I.5.15.3 Darstellung der Windenergieanlage REpower MM92 

�

 

I.5.16 Luftfahrtsicherheit 

Die Kennzeichnung der Windenergieanlagen als Luftfahrthindernis erfolgt. 
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I.5.17 Elektrische Anlagen zum Netzanschluss 

I.5.17.1 Die elektrischen Anlagen zum Netzanschluss umfassen beim gegenständli-

chen Projekt im Wesentlichen die Mittelspannungs-Erdkabel-Systeme zwischen den 

Windenergieanlagen (=Windpark-interne Verkabelung) sowie von den jeweiligen 

Windenergieanalgen (WEA DG-II-16 bzw. WEA DG-II-18) zum Netzanschlusspunkt 

UW Spannberg (= Netzanbindung). 

I.5.17.2 Die geplanten Mittelspannungs-Erdkabelsysteme bestehen je aus 3 Mit-

telspannungs-Einleiter-Erdkabel inkl. mitverlegter (PE-Leerrohr(en) für bzw. mit 

Lichtwellenleiter (DN 50), Rund-)Erder und einem Leitungswarnband. 

I.5.17.3 Details zu den Trassen der Mittelspannungs-Erdkabelsysteme: 

Trassenlänge:  ca. 9,1 km  

Berührte Gemeinde(n): Dürnkrut, Velm-Götzendorf, Spannberg 

Einbauten/Fremdleitungen: Die durchgeführten Erhebungen und deren Er-

gebnisse sind im Lageplan ersichtlich bzw. tabel-

larisch aufgelistet  

Querung Landesstraßen: L3026 zwischen Loidesthal und Götzendorf  

Querung Gewässer: Hofbach, Loidesthaler Bach und Ulrichsgraben 

(temporär wasserführender Graben nördlich der 

Riede Heidtal in der KG Götzendorf) 

I.5.17.4 Die einzelnen Windenergieanlagen können über Schaltanlagen im Turmfuß 

bzw. im Falle der MM92 in der Trafo- und Schaltstation bei Bedarf vom Windparknetz 

getrennt werden bzw. können Kabelstränge bei Bedarf spannungsfrei geschaltet 

werden. 

I.5.17.5 Die Kabelverlegungen erfolgen sowohl Windpark-intern, als auch vom Wind-

park zum Netzanschlusspunkt nach ÖVE/ÖNORM E 8120: 2013 08 01, im Bereich 

von Landwirtschaftsflächen in mindestens 100 cm Tiefe, unter Wegen in 80 cm Tiefe. 

I.5.17.6 Die Kabelwege der Verkabelung verlaufen, wie im Lageplan ersichtlich, ab-

gesehen von den erwähnten Querungen und/oder Entlangführungen an Straßen, 

sowie Gewässern und allfälligen Begleitgehölzen im Wesentlichen auf Feldwegen 

und Äckern sowie über kurze Strecken auch in anderen Biotoptypen, etwa in Wald-

flächen. Um den Eingriff auf Grund und Boden zu minimieren, erfolgt die Verlegung 
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der Kabel soweit es der Untergrund und die Nähe zu Einbauten erlauben, durch 

Pflügen. Der dabei entstehende Schlitz wird nach der Verlegung des Kabelbündels 

wieder geschlossen und durch Walzen geebnet. Auf Strecken, bei denen dies bei-

spielsweise wegen der herrschenden Bodenverhältnisse oder auf Grund benachbar-

ter Nutzungen nicht möglich ist, werden Künetten gegraben, wobei darauf geachtet 

wird, dass die autochthone Humusschicht separat vom restlichen Aushub zwischen-

gelagert wird. Dadurch kann gewährleistet werden, dass bei der Wiederauffüllung der 

Künette nach der Grabung weitgehend derselbe Bodenaufbau wieder hergestellt 

werden kann. Die Grabung von Künetten ist im Wesentlichen im unmittelbaren Be-

reich um die Windenergieanlagen sowie nahe des Umspannwerkes geplant sowie 

ggf. (ca. 5 bis 10 m) vor und nach diversen Querungen. Temporär und dauerhaft 

wasserführende Bäche und Gräben werden, wenn möglich, durch Pflügen, bei ent-

sprechend geringer Wasserführung, aber auch in offener Bauweise, auf Brücken o-

der durch gelenkte Bohrungen gequert.  

I.5.17.7 Bei der Verlegung der Erdkabel müssen zur Verbindung einzelner Kabelab-

schnitte Muffengruben gegraben werden. Dort erfolgt die Wiederherstellung ver-

gleichbar mit der Künettenverlegung. 
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I.5.18 Schemaplan Windparkverkabelung 

 

I.5.19 Maßnahmen bezüglich Ausnahmebewilligung nach  § 11 Elektrotechnik-

gesetz 1992 (ETG) 

I.5.19.1 Der Windpark Dürnkrut-Götzendorf II, wird aus 9 Windenergieanlagen beste-

hen. Es sind 8 Anlagen der Type REpower 3.2M114 mit Nabenhöhen von 143 m und 

123 m und 1 Anlage REpower MM92 mit einer Nabenhöhe von 100 m geplant. Die 

Gesamtleistung des Parks beträgt 27,41 MW, diese wird im UW Spannberg in das 

Netz der Netz Niederösterreich GmbH eingespeist. 

I.5.19.2 Das 30 kV-Netz, in welches eingespeist werden soll, wird als isoliertes Netz 

hinsichtlich der Erdschlussbehandlung betrieben (der 30 kV-seitige Transformator–

Sternpunkt des Umspanners 110/30kV im Umspannwerk Spannberg wird nicht geer-

det). Am Netzverknüpfungspunkt erfolgt eine Erdschlusserfassung. Der gemeldete 

Erdfehler wird vom Netzbetreiber, lt. dessen betrieblichen Vorgaben (Erdschlussor-

tung gemäß ÖVE EN 50110) von diesem behandelt. 

I.5.19.3 Die in der Ausnahmebewilligung nach §11 ETG für die 3.2M114 erwartete 

Auflage - Gesamtausschaltzeit des internen Erdschlussschutzes entsprechend der 
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physikalisch vorgegebenen Schaltzeiten zu minimieren und dabei (für die Mittelspan-

nungskabel und die Trafos im Turm der Windenergieanlagen) einen Wert von 180 ms 

anzustreben - wird in der Konzeption der Umspannwerksausrüstung (Abzweigaus-

rüstung) jedoch nicht berücksichtigt. Diese Schutzeinrichtung wird in jeder Windener-

gieanlage separat vorgesehen. 

I.5.19.4 Die MM92 wird mit einer externen Trafostation ausgeführt. Diese WEA fällt 

somit nicht unter die Bestimmungen der ÖVE/ÖNORM E 8383. 

I.5.19.5 Die 3.2M114: Die Windenergieanlagen (WEAs) haben eine Nabenhöhe von 

143 m bzw. 123 m. Der Aufstieg zum Maschinenhaus erfolgt innen im Turm über Lei-

tern oder eine Befahranlage. Im Maschinenhaus befinden sich der Generator, Um-

richter sowie die Niederspannungsschaltanlage. Die Energieübertragung im Turm 

erfolgt über geschirmte Stromschienen mit Niederspannung < 1 kV zu den im Turm-

fuß angeordneten Komponenten, Mittelspannungstransformator und MS-

Schaltanlage, und von dort weiter in Richtung der Netze der öffentlichen Energiever-

sorger. 

I.5.19.6 Durch die Anordnung des Transformators und der Mittelspannungsschaltan-

lage im Turmfuß fällt dieser Bereich unter die Vorschriften der ÖVE/ÖNORM E 8383 

für elektrische Anlagen mit Betriebsspannungen über 1 kV. In Abschnitt 6.5.4 werden 

in der Norm Angaben zu den erforderlichen Fluchtwegen gemacht, die bei elektri-

schen Anlagen mit einer Spannung von bis zu 52 kV eine maximale Länge von 20 m 

nicht überschreiten dürfen.  

I.5.19.7 Diese Forderung ist bei der vorliegenden Geräteanordnung nicht vollständig 

realisierbar, da zwar der normale Fluchtweg aus dem Turmfuß durch die Tür im Turm 

deutlich unter 20 m beträgt, jedoch eine Person sich auf der Leiter oder in der Be-

fahranlage in einer Höhe aufhalten kann, von wo der Fluchtweg nach unten als auch 

nach oben die zulässige Fluchtwegslänge überschreitet.  

I.5.19.8 Um die Gefährdung aufgrund dieser Abweichung auf ein von der Norm ge-

fordertes Maß zu bringen wurden im Rahmen einer Risikobewertung durch REpower 

organisatorische und technische Maßnahmen vorgeschlagen.  

I.5.19.9 Vorgeschlagene Maßnahmen 
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a) Erd- und Kurzschlusserkennung Mittelspannungsanlagen, Abschaltverhalten 

aa) System für die Erd- und Kurzschlusserfassung (Überwachung der Kabel-

verbindung zw. Mittelspannungsschaltanlage und Transformator) 

ab) Erweiterung der ursprünglichen Ausführung der Mittelspannungs-

Schaltanlage (Erweiterung um eine Abführung von ev. auftretenden Stör-

lichtbogengasen bzw. Rauchgasen bei einer Druckentlastung der Schalt-

anlage) 

b) Erdschusserkennung des im Turmfuss geführten Mittelspannungskabels 

c) Ausführungsform und technische Daten dieses Mittelspannungskabels (selbst-

verlöschend nach EN 60332-1-2/2004) 

d) Nachweis einwandfreie Ausführung der Kabelendverschlüsse, Teilentladungs-

messung 

e) Vorgabe zu den Teilentladungsmessungen (werden im Intervall von 5 Jahren 

durchgeführt) 

f) Vorgabe zu Prüfprotokollen der Teilentladungsmessungen (Aufbewahrung für 

die Dauer des Bestehens der Anlage) 

g) Sicherheitsvorgaben Abseilvorrichtung Gondel (plombierte Abseilvorrichtung in 

der Gondel standardmäßig) 

h) Betriebsvorschriften bei Wartungs- und Reparaturarbeiten (Anwesenheit zweier 

Personen) 

i) Erstellung einer Risikoanalyse 

j) Vorgaben zum Umfang und der Ausführungsform der Anlagendokumentation 

(Ausführung der Anlage gemäß den Projektunterlagen) 

k) Erklärung der Gleichwertigkeit zur Einhaltung der ÖVE/ÖNORM E 8383 
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I.5.20 Betriebsüberwachung 

I.5.20.1 Die gegenständlichen Windenergieanlagen werden mit Hilfe von speziellen, 

Hersteller-spezifischen SCADA-Systemen überwacht und gesteuert (SCADA = Sys-

tem Control and Data Acquisition).  

I.5.20.2 Die WEAs sind über erdverlegte Datenleitungen (z.B. LWL) miteinander und 

mit dem Netzanschlusspunkt verbunden. Über diese Leitungen sowie über einen 

zentralen SCADA-Rechner erfolgt der Datenaustausch zwischen den Anlagen sowie 

die Kommunikation nach außen.  

I.5.20.3 Der Betrieb der Windenergieanlagen erfolgt vollautomatisch, er ermöglicht 

die Abfrage von Daten sowie eine Fernüberwachung und auch das Reagieren auf 

ungewollte Betriebszustände. 

I.5.21 Wegenetz und Verkehrskonzept 

I.5.21.1 Allgemeines 

Für den Bau des Windparks ist zum Teil eine Adaptierung des bestehenden Wege-

netzes nötig, teilweise müssen Zufahrtswege zu den WEAs auch neu errichtet wer-

den und es ist eine Brücke über einen temporär wasserführenden Graben (im Wind-

parkgelände) anzupassen oder neu zu errichten. 

I.5.21.2 Verkehrskonzept 

Ein Verkehrswegekonzept und eine Baustellenzufahrtsregelung werden nach folgen-

den Grundsätzen erstellt:  

a) Möglichst geringe Belastung durch Lärm und Staub für die Bevölkerung der 

Windparkgemeinden sowie der umliegenden Gemeinden. 

b) Zu- und Abfahrtsmöglichkeit für alle Baustellenfahrzeuge, auch Sondertranspor-

te mit Überlängen, auf definierten Wegen bei einer maximalen Achslast von 

12 t. 

c) Bevorzugte Nutzung bereits bestehender Güterwege.  

d) Befestigung von Wegen bevorzugt in Abstimmung mit Gemeinden und Anraine-

rInnen. 
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e) Wirtschaftlichste Zufahrtsmöglichkeit. 

f) Bevorzugt Einbahnregelungen im Baustellenbereich mit möglichst kurzen Zu-

fahrtswegen zu den Windenergieanlagen (gültig für Sondertransporte und 

LKWs). 

g) Geringhaltung von Verkehrsbeeinträchtigungen auf öffentlichen Straßen. 

I.5.21.3 Großräumige Zufahrt 

I.5.21.3.1 Die Zufahrt der WEA-Komponenten nach Österreich erfolgt i.A. auf Auto-

bahnen, seltener auch per Schiff.  

I.5.21.3.2 Die Transporte der WEA-Komponenten auf Straßen und Autobahnen sind 

im Allgemeinen Sondertransporte, für welche seitens des Anlagenherstellers bzw. 

eines beauftragten Unternehmens bei den zuständigen Behörden Genehmigungen 

eingeholt werden. Abhängig von diesen Genehmigungen erfolgt der Transport auf 

den entsprechenden österreichischen Autobahnen oder Schnellstraßen, hier bei-

spielsweise über die A1, S33, S5, A22, S1, A5 und weiter über Landesstraßen bis 

zum Windpark, wobei nach aktuellem Wissensstand die Transporte voraussichtlich 

von Nordwesten her über die B40 (Mistelbacher Straße) erfolgen werden.  

I.5.21.3.3 Von der B40 biegen die Sondertransporte an eigens dafür vorgesehenen 

Stellen in das Windparkgelände ab. 

I.5.21.3.4 Die für Beton- und Erdmaterialtransporte sowie von anderen Baufahrzeu-

gen genutzten, weiträumigen Zufahrtsmöglichkeiten erfolgen abhängig von den be-

auftragten Bauunternehmen sowie ggf. von deren Subauftragnehmer. Die Zufahrt 

zum Windpark erfolgt, wie bei Sondertransporten, im Endeffekt über die Landesstra-

ße B40.  

I.5.21.3.5 Die Zufahrtsmöglichkeit zum Windpark muss in vergleichbarer Weise für 

die Betriebsphase erhalten bleiben, da Reparaturen den Antransport der jeweiligen 

WEA-Komponenten zwingend erforderlich machen können. 

I.5.21.4 Wegenetz im Windparkgelände 
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I.5.21.4.1 Die Einfahrten von der Landesstraße zu den jeweiligen WEA-Standorten 

sind an die Anforderungen für die Sondertransporte anzupassen: Die Kurvenradien 

müssen vergrößert und entsprechend tragfähig gemacht werden. 

I.5.21.4.2 Nachdem die Transporte die Landesstraße verlassen haben und ins 

Windparkgelände eingebogen sind, werden einerseits bestehende Feldwege genutzt 

und andererseits werden auch neue Wege für die unmittelbaren Zufahrten zu den 

WEAs errichtet. Die bestehenden Wege sind insbesondere hinsichtlich Breite und 

Tragfähigkeit zu adaptieren. Zudem müssen die Kurvenradien vergrößert werden.  

I.5.21.5 Anpassung der Feldwege 

I.5.21.5.1 Um den mechanischen Belastungen der Schwertransporter Stand zu hal-

ten und den Transportanforderungen für die WEA-Komponenten zu entsprechen, 

wird eine Verbreiterung der Feldwege auf 4 m angestrebt.  

I.5.21.5.2 Aufgrund der großen Entfernung der Standorte zu Wohnbauten, können 

Staub- oder Lärmbelastungen während der Errichtung der Windenergieanlagen ent-

sprechend den Grundsätzen des Verkehrskonzeptes auf ein Minimum reduziert wer-

den. 

I.5.21.5.3 Die Zufahrtsmöglichkeit zu den einzelnen WEA-Standorten muss in ver-

gleichbarer Weise für die Betriebsphase erhalten bleiben, da Reparaturen den An-

transport der jeweiligen WEA-Komponenten zwingend erforderlich machen können. 

I.5.21.6 Anpassung der Brücke bei Trompete T22  

I.5.21.6.1 Die Brücke (Trompete T22) führt über einen temporär wasserführenden 

Graben (Ulrichsgraben, Parzelle Nr. 2031, KG Götzendorf) und muss hinsichtlich 

Breite und (voraussichtlich) hinsichtlich ihrer Tragfähigkeit angepasst werden. Zudem 

müssen die fixen Geländer durch demontierbare ersetzt werden. Alternativ zur An-

passung der Brücke kann diese auch entfernt und zur Gänze erneuert werden. 

I.5.21.6.2 Im Falle einer Neuerrichtung der Brücke erfolgt zuerst die Abtragung und 

Entsorgung bzw. Wiederverwertung der (Stahl-)Beton- und Stahlteile. Die Brücke 

kann dann unter Verwendung von Schwerlastrohren errichtet werden, wobei demon-

tierbare Geländer vorzusehen sind. Ansonsten ist nach vorangehender Baugrunder-

kundung und entsprechender Fundamentierung auf Basis einer den Lastanforderun-
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gen entsprechenden Dimensionierung und Auslegung eine neue Stahlbetonbrücke 

bzw. eine Anpassung der bestehenden Brücke geplant. Die Lage der Brücke ist u.a. 

im Plan mit der Nr. DG-II-02-T22  (Dok.-Nr. B.2.46) dargestellt.  

I.5.21.6.3 Wesentliche Prämissen bei der Anpassung oder Erneuerung der Brücke 

sind: 

a) Die Tragfähigkeit und Breite haben den Anforderungen der WEA-Transporte 

und Baustellefahrzeuge zu entsprechen. 

b) Der Abflussquerschnitt darf nicht kleiner werden. 

c) Die Gewässersohle soll im Zuge der Bauphase auch unterhalb der Brücke aus 

natürlichem Material aufgebaut bzw. wiederhergestellt werden, bevorzugt aus 

autochthonem Material, wobei auf eine allfällige Abschwemmungsgefahr zu 

achten ist.  
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I.5.22 Verkehrskonzept für die Bauphase 

 

I.5.23 Kranstellflächen, (Vor-)Montageflächen und L agerflächen 

I.5.23.1 Bei allen gegenständlichen Windenergieanlagen muss i.A. eine Kranstellflä-

che sowie bei Bedarf Lager- und (Vor-)Montagefläche (etc.) errichtet werden. Diese 

dienen im Zuge der Errichtung der jeweiligen Anlage der Aufstellung des Montage-

krans, als Rangierfläche für den Hilfskran sowie als Montage- und Lagerfläche für 

aufzubauende Anlagen- und Turmteile (etc.). Nur die Kranstellfläche ist dauerhaft be-
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festigt. Die Lager- und Vormontagefläche sind i.A. als vorübergehend geschotterte 

Fläche ausgeführt, mitunter können sie zumindest auch nur mit Baggermatten (oder 

dergleichen) vorübergehend befestigt werden. 

I.5.23.2 Die Kranstellflächen, Vormontageflächen und Lagerflächen werden i.A. an 

die Bearbeitungsrichtung der betroffenen Landwirtschaftsflächen angepasst, um die 

Bewirtschaftung möglichst wenig zu beeinträchtigen.  

I.5.24  (Weitere) Infrastruktureinrichtungen in der  Bauphase 

I.5.24.1 Die Stromversorgung während der Bauphase erfolgt über mobile Dieselag-

gregate, die en aktuelle einschlägigen Normen und Richtlinien entsprechen müssen. 

Beispielhaft kann ein Aggregat der Fa. Bredenoord eingesetzt werden. 

I.5.24.2 Die sanitären Einrichtungen werden von den bauausführenden Firmen zur 

Verfügung gestellt. Die Entsorgung erfolgt ebenfalls durch diese Firmen.  

I.5.24.3 Als Aufenthaltsräume werden Baucontainer genutzt, welche von den bauaus-

führenden Firmen zu Verfügung gestellt werden.  

I.5.24.4 Die nicht ortsansässigen Beschäftigten werden i.A. in den nahe gelegenen 

Ortschaften untergebracht. 

I.5.25 Sicherheitsvorkehrungen 

I.5.25.1 Sicherheitsvorkehrungen bei Eisansatz/Erkennen von Eisansatz 

I.5.25.1.1 Erkennung von Eisansatz bei der REpower 3.2M114 

Das REpower-System zur Erkennung von Eisansatz funktioniert auf Basis eines be-

heizten und eines unbeheizten Anemometers. Das System ist an jeder REpower-

Anlage des gegenständlichen Vorhabens installiert und erkennt Eisansatz sowohl 

während des Normalbetriebes mit drehendem Rotor, als auch bei Stillstand der Anla-

ge und schaltet die jeweilige Anlage selektiv ab. Dieses System ist auch schon bei 

anderen Windenergieanlagen der Fa. REpower im Einsatz, kann auf langjährige Be-

triebserfahrungen aufbauen und ist entsprechend ausgereift.  

Darüber hinaus wird jede REpower-Anlage des gegenständlichen Vorhabens mit ei-

nem  Eisdetektor ausgerüstet, welcher Eisansatz ebenfalls sowohl bei drehendem 

Rotor, als auch bei Stillstand erkennt. Beim Ansprechen dieses Detektors wird die 
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betroffene Anlage abgeschaltet. Als Eisdetektor ist ein Sensor der Fa. Labko geplant 

(vgl. Unterlagen dazu, in Abschnitt B.6 Technische Angaben zur Windenergieanlage 

REpower 3.2M114), alternativ kann ein Detektor mit vergleichbarer Funktion verwen-

det werden.  

I.5.25.1.2 Erkennung von Eisansatz bei der REpower MM92  

Die Erkennung von Eisansatz erfolgt bei der REpower MM92 ebenso wie bei der 

REpower 3.2M114. 

I.5.25.2 Risikomindernde Maßnahmen bei Eisansatz 

I.5.25.2.1 Zur Vermeidung und Verminderung des Risikos bei Eisansatz sind folgen-

de Maßnahmen geplant: 

a) Ausschalten der WEA bei Eisansatz und Schutz vor Wiedereinschalten  

b) Warnung vor Gefahren durch Eisfall 

c) Einhaltung von Mindestabständen zu Straßen 

I.5.25.2.2 Ausschalten der WEA bei Eisansatz und Schutz vor Wiedereinschalten 

Nach dem Erkennen von Eisansatz werden die (jeweiligen) WEAs automatisch ab-

geschaltet. Die Rotorblätter gehen in Fahnenstellung und der Rotor wird aerodyna-

misch bis zum Quasi-Stillstand gebremst.  

Nach Abschaltung der WEAs infolge von Eisansatz wird eine WEA erst wieder in 

(Normal-)Betrieb versetzt, wenn sich die zuständige Person (Mühlenwart etc.) vor Ort 

von der Eisfreiheit der Rotorblätter überzeugt hat. Eiswurf, also das Wegschleudern 

von Eisstücken im normalen Produktionsbetrieb, ist damit ausgeschlossen. 

I.5.25.2.3 Warnung vor Gefahren durch Eisfall 

Eine wesentliche Maßnahme zur Verbesserung des Personenschutzes im Hinblick 

auf mögliche Gefahren durch Eisfall ist die Warnung vor der Gefahr durch Eisfall.  

Die Warnung erfolgt anhand folgender Methoden: 

a) Warnung mittels Hinweisschildern und  

b) Warnung mittels Warnleuchten, welche beim Erkennen von Eisansatz einge-

schaltet werden.  
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Die Hinweisschilder werden im Wesentlichen an allen Wegen aufgestellt, welche sich 

im Umkreis der 1,2-fachen Gesamthöhe der jeweiligen WEA befinden und zwar in 

einem Abstand von mindestens der 1,2-fachen Gesamthöhe zur jeweiligen WEA. Auf 

den Hinweisschildern wird auf die Gefahr durch Eisfall hingewiesen und zwar durch 

einen entsprechenden Text, der beispielsweise wie folgt lautet: „Achtung möglicher 

Eisfall! Bei Warnlicht Lebensgefahr!“. 

Die Warnleuchten werden an bzw. bei den Warnschildern angebracht. Die Lage der 

geplanten Hinweisschilder ist planlich dargestellt (siehe Vorhaben, Abschnitt B.2 Plä-

ne und Karten). 

I.5.25.2.4 Einhaltung von Mindestabständen zu Straßen 

Die gegenständlichen WEAs halten im Minimum folgende Distanzen zu den nachfol-

gend genannten Straßen ein:  

Abstand zur Landesstraße B40: ca. 240 m  

Diese Distanz entspricht im Hinblick auf die Gesamthöhe der relevanten Windener-

gieanlagen und im Hinblick auf das Abschalten der WEAs bei Eisansatz den aktuell 

üblichen Mindestabständen von WEAs zu Landesstraßen und Autobahnen. Eine Ge-

fährdung des Verkehrs auf diesen öffentlichen Straßen ist gemäß bisheriger Er-

kenntnisse und Erfahrungen auf Grund der genannten Abstände nicht zu erwarten. 

I.5.26 Maßnahmen zum Arbeitnehmerschutz 

I.5.26.1 Der Windpark Dürnkrut-Götzendorf II wird von der WEB Windenergie AG und 

der Windpark Dürnkrut II GmbH projektiert und soll von diesen Firmen oder nahe 

stehenden Firmen auch errichtet werden. 

I.5.26.2 Die Energiewerkstatt Consulting GmbH wurde für das gegenständliche Pro-

jekt mit der Planungskoordination beauftragt. Seitens der Energiewerkstatt Consul-

ting GmbH wird Herr Ing. René Lutsch als Planungskoordinator namhaft gemacht. 

Herr Lutsch hat die HTBLA für Bautechnik – Hochbau absolviert, ist zertifizierter Pla-

nungs-, und Baustellenkoordinator und kann eine mehrjährige Berufserfahrung im 

Hochbaumanagement und in der Planung von Windparks vorweisen.  

I.5.26.3 Die Unterlagen zur Planungskoordination gliedern sich im Wesentlichen in 

den "SiGe-Plan" mit Beilagen und die "Unterlage für spätere Arbeiten" mit Beilagen. 

I.5.26.4 Die Beilagen zum "SiGe-Plan" sind: 



 

 
Seite 81 von 148 

a) Notfallplan (siehe Abschnitt C.4) 

b) Baustellenordnung 

c) Übersicht Zufahrt (Übersichtsplan Verkehr, DG-II-02-Ü02, 1:25.000) 

I.5.26.5 Die Beilagen zur "Unterlage für spätere Arbeiten" sind: 

a) Sicherheitskonzept Windpark Dürnkrut-Götzendorf II 

b) Übersicht Zufahrt (Übersichtsplan Verkehr, DG-II-02-Ü02, 1:25.000) 

Die Unterlagen wurden gemäß BauKG in der aktuellen Fassung erstellt. Die ÖNORM 

B 2107 wurde bei der Umsetzung berücksichtigt. 

I.5.27 Flächenbedarf 

I.5.27.1 Flächenbedarf für Anlagen und Infrastruktur 

Darstellung der für die Errichtung und den Betrieb der Windenergieanlagen und der 

notwendigen Infrastruktur benötigten (ungefähren) Gesamtflächen:  

Art der Fläche Länge [m] Breite [m] Einzelmaß 
[m²] 

Fläche [m²] 

8 Fundamente 3.2M114 Durchmesser: 22 380 3.040 
8 Kranstellflächen 3.2M114 (durch-
schnittl. Angabe) 

ca. 60 ca. 30 ca. 1.800 14.400 

1 Fundament MM92 Schlüsselweite: 16 rd. 200 200 
1 Kranstellfläche MM92  45 25 rd. 1.125 1.125 
Bestehende Wege ohne Anpas-
sungsbedarf  

6.200 - - - 

Best. Wege: Tragfähigkeit & Breite 
anpassen 

2.600 4 - 10.400 

Bestehende Wege: Wegverbreite-
rung 

100 1 - 100 

Zufahrtswege neu zu errichten 740 4 - 2.960 
Wegetrompeten/Kurvenradien/etc. - - - 7.100 
Kabeltrasse (gesamt) 9.100 1 - 9.100 

I.5.28 Bedarf an Waldflächen (gemäß Forstgesetz 197 5) 

I.5.28.1 Die WEA-Standorte sind so geplant, dass durch den Bau der Windenergiean-

lagen an sich keine Waldflächen betroffen sind bzw. dass Waldflächen nicht direkt 

beansprucht werden.  
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I.5.28.2 Für die Windpark-Infrastruktur werden jedoch Waldflächen teils vorüberge-

hend, teils dauerhaft beansprucht. Dafür sind Rodungen erforderlich.  

I.5.28.3 Nicht alle der aufgelisteten Rodungsflächen betreffen tatsächlich Waldflä-

chen im Sinne des Forstgesetzes.  

Betroffenes 
Grundstück 
Parz. Nr. 

Einlage- 
zahl 

Katastral- 
gemeinde 

Rodung im 
Bereich 

(Siehe) 
Plan 
Nr. 

Dauernd 
e Ro-
dung 
[m²] 

Befristete 
Rodung 
[m²] 

Sum-
me[m²] 

1789/7 732 Dürnkrut Trompete 
T18 

DG-II-
02-R05 

362 160 522 

1792/2 104 Götzendorf Trompete 
T23 

DG-II-
02-R08 

19 - 19 

1817 104 Götzendorf Nähe 
Trompete 
T22 & 
Trasse 
südl. DG-II-
14 

DG-II-
02-R07 

40 294 334 

1818 236 Götzendorf Nähe 
Trompete 
T22 & 
Trasse 
südl. DG-II-
14 

DG-II-
02-R07 

31 476 507 

2021 104 Götzendorf Nähe 
Trompete 
T21 

DG-II-
02-R06 

- 5 5 

2022/1 104 Götzendorf Nähe 
Trompete 
T21 

DG-II-
02-R06 

- 3 3 

2023/2 104 Götzendorf Nähe 
Trompete 
T21 

DG-II-
02-R06 

- 62 62 

2023/3 236 Götzendorf Nähe 
Trompete 
T21 

DG-II-
02-R06 

- 63 63 

603 81 Velm Kabeltras-
se 1 süd-
westl. der 
DG-II-16 

DG-II-
02-R11 

185 278 463 

606 20 Velm Kabeltras-
se 1 süd-
westl. der 
DG-II-16 

DG-II-
02-R11 

9 13 22 

613 9 Velm Kabeltras-
se 1 süd-
westl. der 

DG-II-
02-R11 

7 11 18 
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DG-II-16 

735 81 Velm Kabeltras-
se 2 nördl. 
Hofbach 

DG-II-
02_R12 

109 157 266 

Summe: 762 1.522 2.284 

I.5.29 Darstellung der Bauphase 

Chronologisch verläuft die Errichtung und Inbetriebnahme in folgenden Schritten (ab-

hängig von der spezifischen Projektsituation, vom Standort oder/und vom Verlauf der 

tatsächlichen Arbeiten können sich Überschneidungen der einzelnen Arbeitsphasen 

oder Änderungen ergeben): 

a) Verlegung der Erdkabel 

b) Adaptierung der Zufahrtswege  

c) Errichtung der Montageplätze 

d) Errichtung der Fundamente 

e) Montage bzw. Errichtung der Anlagen 

f) Innenausbau der Anlagen 

g) Inbetriebnahme und Testbetrieb 

h) Abnahme der Anlage 

I.5.30 Darstellung der wesentlichen Merkmale der Be triebsphase 

I.5.30.1 Allgemein 

Die nachfolgend beschriebenen Betriebsarten und Phasen charakterisieren den Be-

trieb von Windenergieanlagen. Im Detail sind diese zwar WEA-Typen-spezifisch, sie 

können jedoch ausreichend präzise wie folgt beschrieben werden: 

I.5.30.2 Start der WEA 

Wird von den Sensoren eine für den Betrieb der Anlage geeignete Windgeschwindig-

keit gemessen und die Überwachungssensorik meldet keine Störungen der Kompo-
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nenten, so beginnt, nachdem sich die Anlage zum Wind ausgerichtet hat, der auto-

matische Anlauf.  

Dazu werden die Rotorblätter langsam synchron vorgefahren. Die Leistungsabgabe 

beginnt, sobald die Drehzahl die untere Grenze des Betriebsbereichs erreicht, womit 

die Anlage in den Regelbetrieb übergeht. 

I.5.30.3 Regelbetrieb 

Nach erfolgreichem Startvorgang geht die Anlage in den Regelbetrieb über. Dabei 

werden weiterhin die Sensoren der einzelnen Komponenten abgefragt, um bei Bedarf 

die entsprechenden Maßnahmen für Optionen wie „Sicheren Betrieb“, “Parken“ oder 

“Notbremsung“ einzuleiten.  

Im Teillastbetrieb erfolgt die Leistungsabgabe drehzahlorientiert. Dabei wird der 

Blattwinkel i.A. leistungsabhängig derart geregelt, dass die Leistungsabgabe optimal 

ist. Bei Erreichen der Nennleistung sind die Blattwinkel bereits etwas abgeregelt.  

Im Betrieb oberhalb der Nennwindgeschwindigkeit bleibt die Leistung in weiten Be-

reichen konstant, die Rotordrehzahl wird über die Verstellung des  Blattwinkels gere-

gelt. Dabei werden die erforderlichen Blattwinkeländerungen durch z.B. Auswertung 

der Rotordrehzahl- und Beschleunigungsmessung ermittelt.  

Bei Sturm werden die Drehzahl und die Leistung in Abhängigkeit von der Windge-

schwindigkeit reduziert, bis die Abschaltwindgeschwindigkeit erreicht wird.  

Die Windgeschwindigkeit wird redundant über den Blattwinkel und am beheizten 

Windmessgerät auf der Gondel gemessen. 

I.5.30.4 Trudelbetrieb  

Wird die Anlage durch manuellen Eingriff oder durch die Steuerung geparkt, so wird 

der Blattwinkel abgeregelt und die Anlage läuft bis zum quasi Stillstand aus. Beim 

Trudelbetrieb wird die Haltebremse nicht betätigt und die Windnachführung bleibt in 

Funktion.  

Ausgelöst wird der Trudelbetrieb beispielsweise durch Manuelles Einstellen, Wind-

mangel, Erreichen des Abschaltwindes, Erreichen des Abschaltblattwinkels, Kabel-

verdrillung oder Interne Testroutinen. 
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Stehen diese oder andere Statusmeldungen nicht mehr an, geht die Anlage über den 

automatischen Startvorgang wieder in Betrieb. 

I.5.30.5 Wartungen 

Zur Erhaltung der Betriebssicherheit der Anlage ist die regelmäßige Wartung ent-

sprechend des Wartungspflichtenheftes erforderlich.  

Die Servicearbeiten dürfen nur von sachkundigem Personal durchgeführt werden. 

Voraussetzung ist die erforderliche fachliche Qualifikation sowie eine technische 

Einweisung durch den Hersteller der Anlage. 

Nach erfolgter Wartung und Kontrolle ist i.A. die Freigabe der Anlage durch das War-

tungspersonal im Wartungsprotokoll zu bestätigen. 

Zur Durchführung von Wartungsarbeiten lässt sich die jeweilige Anlage i.A. vom au-

tomatischen in den manuellen Betrieb umschalten.  

I.5.30.6 Störfälle und Reparaturen 

Beim Auftreten von Störungen wie z.B. Netzausfall, Überdrehzahl, Generatorkurz-

schluss, Störung der Blattverstellung o.a. wird der Notbremsvorgang eingeleitet. Bei 

Auslösung des Notbremsvorganges werden die Blattverstellantriebe auf die Notver-

sorgungseinheiten umgeschaltet und die Blattschnellverstellung ausgelöst. Je nach 

Auslöseursache wird parallel dazu die Haltebremse ausgelöst und ggf. ist eine Quit-

tierung erforderlich. 

I.5.30.7 Betriebsüberwachung 

Der Betrieb erfolgt im Allgemeinen vollautomatisch, dabei sind sowohl Fernüberwa-

chung, als auch Ferndiagnosen und Fernsteuerung der Anlagen möglich. Ein Daten-

austausch mit externen Einrichtungen ist ebenso möglich wie der Eingriff von außen. 

I.5.31 Bestanddauer, Rückbau- und Nachsorgephase 

Windenergieanlagen sind nach Beendigung der Nutzungsdauer vollständig abbaubar 

und hinterlassen keine nachhaltigen Beeinträchtigungen des Natur- und Land-

schaftshaushaltes. Die geplante Betriebsdauer der Anlagen wird mit 20 Jahren kalku-

liert. 
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I.5.32 Maßnahmen zur Beweissicherung und zur beglei tenden Kontrolle 

Beweissicherungs- und Kontrollmaßnahmen wie beispielsweise eine bodenkundliche 

Baubegleitung oder ökologische Bauaufsicht sollen einer rechtzeitigen Erkennung 

allfälliger, bei der Projektierung (noch) nicht absehbarer Auswirkungen dienen und 

das Ergreifen geeigneter Gegenmaßnahmen bei Auftreten derartiger Auswirkungen 

ermöglichen. Aufgrund der bisherigen Erfahrungen bei der Errichtung von Windparks 

sind derartige Auswirkungen beim gegenständlichen Vorhaben nicht zu erwarten, 

weshalb Maßnahmen zur Beweissicherung und Kontrolle aktuell nicht als Teil des 

Vorhabens vorgesehen sind. 

(Hinweis: Die Kostenentscheidung ergeht gesondert)  

Rechtsgrundlagen 

Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 – AVG, BGBl. Nr. 51/1991 (WV) idF 

BGBl. I Nr.161/2013 insbesondere §§ 44a ff und 59; 

Bundesgesetz über die Prüfung der Umweltverträglichkeit, Umweltverträglichkeits-

prüfungsgesetz 2000 (UVP-G 2000), BGBl. Nr. 697/1993, idF BGBl. I Nr. 14/2014, 

insbesondere § 3 Abs 1 und 3, § 5, § 17 Abs 1 bis 6, § 19 und § 39 sowie Anhang 1 

Spalte 2 Z 6 lit a in Verbindung mit: 

Bundesgesetz, mit dem die Organisation auf dem Gebiet der Elektrizitätswirtschaft 

neu geregelt wird (Elektrizitätswirtschafts- und –organisationsgesetz 2010 – ElWOG 

2010) BGBl. I Nr. 174/2013  

NÖ Elektrizitätswesengesetz 2005 (NÖ ElWG 2005), LGBl 7800-5, insbesondere 

§§ 5, 11 und 12 

NÖ STARKSTROMWEGEGESETZ, LGBl 7810-4, insbesondere §§ 1, 2 und 7 

Bundesgesetz über Sicherheitsmaßnahmen, Normalisierung und Typisierung auf 

dem Gebiete der Elektrotechnik (Elektrotechnikgesetz 1992 - ETG 1992), BGBl. Nr. 

106/1993 idF BGBl. I Nr. 129/2013 insbesondere § 11  
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Verordnung des Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit über Sicherheit, Normali-

sierung und Typisierung elektrischer Betriebsmittel und Anlagen sowie sonstiger An-

lagen im Gefährdungs- und Störungsbereich elektrischer Anlagen (Elektrotechnik-

verordnung 2002 - ETV 2002), BGBl. II Nr. 222/2002 idF BGBl. II Nr. 229/2014 

Bundesgesetz vom 3. Juli 1975, mit dem das Forstwesen geregelt wird (Forstgesetz 

1975), BGBl. Nr. 440/1975 idF BGBl. I Nr. 189/2013, insbesondere § 17 Abs 3 bis 5, 

§ 18 Abs 1, 2 und 4; 

Bundesgesetz vom 2. Dezember 1957 über die Luftfahrt (Luftfahrtgesetz – LFG), 

BGBl. Nr. 253/1957 idF BGBl. I Nr. 108/2013, insbesondere § 85 und § 91  

Bundesgesetz über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit (Arbeitnehme-

rInnenschutzgesetz - ASchG), BGBl. Nr. 457/1995 idF BGBl. I Nr. 94/2014 insbeson-

dere § 92 

Verordnung der Bundesministerin für Arbeit, Gesundheit und Soziales, mit der Anfor-

derungen an Arbeitsstätten und an Gebäuden auf Baustellen festgelegt und die Bau-

arbeiterschutzverordnung geändert wird (Arbeitsstättenverordnung - AStV), BGBl. II 

Nr. 368/1998 idF BGBl. II Nr. 324/2014  

NÖ Naturschutzgesetz 2000, LGBl 5500-11, insbesondere § 7, 9, 10, und 11  

NÖ GEBRAUCHSABGABEGESETZ 1973, LGBl 3700–8, insbesondere § 1 und § 2 

NÖ Bauordnung 2014, LGBl Nr 6/2015, insbesondere § 1 

NÖ Raumordnungsgesetz 2014 (NÖ ROG 2014), LGBl. Nr. 3/2015, insbesondere 

§ 20 Abs. 6 

Bundesgesetz über eine nachhaltige Abfallwirtschaft (Abfallwirtschaftsgesetz 2002 - 

AWG 2002), StF: BGBl. I Nr. 102/2002 idF BGBl. I Nr. 193/2013, insbesondere §§ 1 

und 2 

NÖ Bodenschutzgesetz (NÖ BSG), LGBl 6160-5 
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Begründung 

1 Verfahrensverlauf 

1.1 Mit Schriftsatz vom 14. Juli 2014 haben die WEB Windenergie AG und die 

Windpark Dürnkrut II GmbH, beide vertreten durch die Schönherr Rechtsanwälte 

GmbH, Schottenring 19, 1010 Wien, einen Antrag auf Erteilung einer Genehmigung 

für die Errichtung und den Betrieb des Vorhabens „Windpark Dürnkrut-Götzendorf II“ 

gemäß § 5 UVP-G 2000 gestellt. 

1.2 Mit Edikt vom 27. November 2014 wurde gemäß den §§ 44a und 44d AVG der 

verfahrenseinleitende Antrag im Großverfahren in der Krone, dem Kurier, dem Amts-

blatt zur Wiener Zeitung, den Niederösterreichischen Amtlichen Nachrichten sowie im 

Internet kundgemacht. Die Projektunterlagen, sowie der verfahrenseinleitende Antrag 

lagen vom 27. November 2014 bis einschließlich 9. Jänner 2015 in der Marktge-

meinde Dürnkrut, der Gemeinde Velm-Götzendorf, der Marktgemeinde Spannberg 

und der Stadtgemeinde Zistersdorf, sowie beim Amt der NÖ Landesregierung zur 

Einsicht auf. Der Antrag mit den entsprechenden Antragsunterlagen inkl. der Um-

weltverträglichkeitserklärung war entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen auf-

gelegt. 

1.3 Ebenso wurde die zusammenfassende Bewertung der Umweltauswirkungen 

(inkl des Anhanges „Bedingungen, Auflagen und Maßnahmen sowie Fristen“) gemäß 

§ 12 a UVP-G 2000 entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen erstellt. Diese 

wurde gemäß § 13 UVP-G 2000 versandt. 

2 Vorbringen zum Vorhaben 

2.1 Einwendungen/Stellungnahmen 

Im Zuge der öffentlichen Auflage wurden keine Einwendungen und keine Stellung-

nahmen zum gegenständlichen Vorhaben eingebracht. 

2.2 Einvernehmen mit der Austro Control GmbH  

Mit Schreiben vom 27. Mai 2014 wurde von der Austro Control GmbH erklärt, dass 

das gemäß § 93 Abs. 2 Luftfahrtgesetz (LFG) geforderte Einvernehmen als herge-

stellt erachtet werden kann und keine relevanten elektrischen Störwirkungen iSd § 94 
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LFG durch den Windpark Dürnkrut-Götzendorf II auf zivile Flugsicherungsanalgen zu 

erwarten sind. 

3 Erhobene Beweise 

3.1 Teilgutachten/Zusammenfassende Bewertung der Um weltauswirkungen 

3.1.1 Im Zuge des Ermittlungsverfahrens wurden Gutachten zu folgenden Fachbe-

reichen eingeholt. 

Fachgebiet Nachname Vorname Titel 

Bautechnik MAYRHOFER Wilhelm Ing. 

Eisabfall KLOPF Thomas DI 

Elektrotechnik SCHROTT Oswald DI 

Forst- und Jagdökologie GRUBER Florian DI 

Geohydrologie/Grundwasserhydrologie STAINDL Andreas  

Lärmschutz POINTNER Ludwig Ing. 

Landwirtschaft EDELMANN Josef DI 

Verkehrstechnik WENNY Rudolf DI 

Luftreinhaltetechnik ELLINGER Reinhard DI 

Maschinenbautechnik SPANGL Bruno DI 

Naturschutz/Ornithologie KOLLAR Hans Peter Dr. 

Raumordnung/Landschaftsbild/Ortsbild KNOLL Thomas DI 

Umwelthygiene JUNGWIRTH Michael Dr. 

Wasserbau/Gewässerschutz SCHAAR Wolfgang DI 

3.1.2 Das eingereichte Projekt wurde, unter Einhaltung der einschlägigen Bestim-

mungen, einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterzogen, d.h. es wurden von den im 

Verfahren beigezogenen Sachverständigen die umweltrelevanten Auswirkungen des 

Vorhabens geprüft, sowie die Maßnahmen zur Verringerung bzw. Verhinderung von 

Auswirkungen und Kontrollmaßnahmen im Hinblick auf das UVP-G 2000 erarbeitet. 

3.1.3 Auf Basis der gesetzlichen Vorgaben wurde von der Behörde ein Untersu-

chungsrahmen erarbeitet, welcher den Sachverständigen vorgelegt wurde. Die kon-

kretisierten Fragestellungen wurden in Bereiche zu Auswirkungen, Maßnahmen und 

Kontrolle geteilt. 
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3.1.4 Im Untersuchungsrahmen wurde eine Relevanzmatrix erstellt, die im Hinblick 

auf das Vorhaben die möglichen, relevanten, mittelbaren und unmittelbaren Beein-

flussungen der Schutzgüter darstellt. Die Relevanzmatrix ermöglicht eine Analyse der 

Ursache-Wirkungsbeziehungen zwischen Umweltauswirkungen und Schutzgütern. 

3.1.5 Aufgrund der Relevanzmatrix ergaben sich Themenbereiche und Fragestel-

lungen, die in der Beeinflussungstabelle aufgelistet wurden. Jeder Risikofaktor wurde 

einem oder mehreren Gutachtern zur Bearbeitung im Teilgutachten vorgelegt. 

3.1.6 Die Fragen wurden nach folgendem Muster gestellt, wobei je nach Art der Be-

einflussung die Fragestellungen aufgrund der jeweils anzuwendenden Materienge-

setze angepasst wurden: 

- Frage nach der Relevanz der Beeinflussung  

- Frage nach der fachlichen Beurteilung der Beeinflussung 

- Frage nach der fachlichen Beurteilung der Wirksamkeit der vom Projektwerber 

vorgeschlagenen Verminderungs-, Ersatz- oder Ausgleichsmaßnahmen 

- Fragestellungen nach § 17 UVP-Gesetz 2000 

- Fragestellungen nach den Materiengesetzen (Genehmigungstatbestände) 

- Frage nach zusätzlichen/anderen Maßnahmenvorschlägen 

- Frage nach der fachlichen Beurteilung der zu erwartenden Restbelastung durch 

Emissionen 

- Frage nach Kontroll-, Beweissicherungs- (bei Emissionen) bzw. Ausgleichs-

maßnahmen. 

3.1.7 Im Rahmen der Erstellung der zusammenfassenden Bewertung der Umwelt-

auswirkungen wurden folgende Schutzgüter geprüft: 

- Schutzgut Untergrund und Grundwasser 

- Schutzgut Luft und Klima 

- Schutzgut Gesundheit/Wohlbefinden 

- Schutzgut Landschaftsbild 

- Schutzgut Gewässerschutz 

- Schutzgut Wohn- und Baulandnutzung 

- Schutzgut Freizeit/Erholung/Fremdenverkehr 

- Schutzgut Verkehrsinfrastruktur 

- Schutzgut Wasserwirtschaft 
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- Schutzgut Abfallwirtschaft 

- Schutzgut Naturschutz 

3.1.8 Diese wurden wie folgt gegliedert: 

- Umweltmedien 

- Untergrund und Grundwasser 

- Luft und Klima 

- Bevölkerung 

- Schutzinteressen der Bevölkerung 

- Gesundheit/Wohlbefinden 

- Landschaftsbild 

- Gewässerschutz 

- Nutzungsinteressen der Bevölkerung 

- Wohn- und Baulandnutzung 

- Freizeit/Erholung/Fremdenverkehr 

- Verkehrsinfrastruktur 

- Wasserwirtschaft 

- Abfallwirtschaft 

- Tiere/Pflanzen/Ökosysteme 

- Ökosysteme/Flora/Fauna 

3.1.9 Den Schutzgütern gegenübergestellt werden die unmittelbaren und mittelba-

ren Beeinflussungen:  

- Emissionen: 

- Luftschadstoffe 

- Lärm 

- Abfall 

- Sickerwasser/Abwasser 

- Standortveränderungen: 

- Geländeveränderungen/Flächeninanspruchnahme 

- optische Störung 

3.1.10 Es wurden die umweltrelevanten Auswirkungen des Projektes geprüft sowie 

die Maßnahmen zur Verhinderung von Auswirkungen und Kontrollmaßnahmen im 

Hinblick auf das UVP-Gesetz 2000 erarbeitet und Fachgutachten erstellt.  
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3.1.11 Aus den Gutachten ist ersichtlich, dass aus der jeweiligen fachlichen Sicht die 

vorgelegten Unterlagen vollständig vorgelegt wurden, das Gesamtvorhaben dem 

Stand der Technik entspricht, die Umweltverträglichkeit sowohl aus dem jeweiligen 

Fachbereich heraus als auch unter der Berücksichtigung von Wechselwirkungen mit 

anderen Fachbereichen gegeben ist und gegen die Erteilung einer Genehmigung 

kein fachlicher Einwand besteht, sofern die vorgeschlagenen Auflagen eingehalten 

werden. 

3.1.12 Aufgrund dieser Teilgutachten wurde die zusammenfassende Bewertung der 

Umweltauswirkungen erstellt, die ebenfalls zum Ergebnis kommt, dass das geplante 

Vorhaben umweltverträglich ist.  

3.2 Öffentliche mündliche Verhandlung 

Von der Durchführung einer mündlichen Verhandlung konnte Abstand genommen 

werden, da weder begründende Bedenken in einer Stellungnahme gemäß § 9 Abs. 5 

UVP-G 2000, noch innerhalb der Ediktalsfrist Einwendungen gegen das Vorhaben 

abgegeben wurden und die Abhaltung einer mündlichen Verhandlung zur Erhebung 

des Sachverhaltes nicht erforderlich war. 

4 Entscheidungsrelevanter Sachverhalt 

Der Entscheidung wurde folgendes zugrunde gelegt: 

4.1 Das Vorhaben „Windpark Dürnkrut-Götzendorf II“ wie es unter Punkt I.5 be-

schrieben und in den Einreichunterlagen sowie der Umweltverträglichkeitserklärung 

sowie den Verbesserungen, Präzisierungen und insbesondere in der Projektmodifika-

tion beschrieben wurde;  

4.2 Die von der Behörde eingeholten Gutachten, die darin enthaltenen Befunde 

und Schlussfolgerungen; 

4.3 Die in den technischen Unterlagen bereits enthaltenen, die aufgrund des Er-

mittlungsverfahrens geforderten und ins Projekt aufgenommenen Anpassungen so-

wie die von den beigezogenen Gutachtern als zusätzlich für erforderlich erachteten 

Maßnahmen (Pkt I.3); 
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4.4 Die Feststellung, dass unter der Voraussetzung, dass die im Antrag und in 

den technischen Unterlagen bereits enthaltenen sowie die von den beigezogenen 

Gutachtern als zusätzlich für erforderlich erachteten Maßnahmen berücksichtigt wer-

den und  das Vorhaben umweltverträglich ist; 

4.5 Die Feststellung, dass das geplante Vorhaben vom technischen Standpunkt 

betrachtet geeignet ist und dem aktuellen Stand der Technik entspricht; 

4.6 Die Feststellung, dass nach einhelligem fachlichen Dafürhalten die berück-

sichtigungswürdigen öffentlichen Interessen nicht nachteilig berührt werden; 

4.7 Die Feststellung, dass die Flächen, auf denen die Windkraftanlagen errichtet 

werden sollen, rechtskräftig als „Grünland-Windkraftanlagen“ gewidmet sind. 

4.8 Die Feststellung, dass die Flächen, auf denen die Windkraftanlagen erschlos-

sen werden, entweder bestehende öffentliche Straßen sind oder Bestandteil der Er-

zeugungsanlage („Stichwege“) sind. 

5 Beweiswürdigung 

5.1 Allgemeine Ausführungen 

Die Entscheidung gründet sich auf das durchgeführte Ermittlungsverfahren, insbe-

sondere auf die Einreichunterlagen sowie die Umweltverträglichkeitserklärung samt 

Verbesserungen und Präzisierungen insbesondere der Unterlagen zur Beurteilung 

zum Eisabfall, auf die erstellten Teilgutachten samt den Stellungnahmen der Prüfgut-

achter, die darauf aufbauende zusammenfassende Bewertung sowie auf die Erklä-

rungen der Parteien und der Beteiligten. 

5.2 Teilgutachten/zusammenfassende Bewertung der Um weltauswirkungen 

5.2.1 Insbesondere wurden zu allen beurteilungsrelevanten Themen Gutachten ein-

geholt, welche die Grundlage für die zusammenfassende Bewertung bilden. Die Gut-

achten wurden von in den jeweiligen Fachgebieten einschlägig gebildeten Fachleu-

ten erstellt, die nicht nur die fachliche Ausbildung, sondern auch entweder eine lang-

jährige Erfahrung als (Amts)Sachverständige in den jeweils einschlägigen materien-

rechtlichen Genehmigungsverfahren besitzen, als gerichtlich beeidete Sachverstän-

dige eingetragen sind oder auch (in der Mehrzahl) wiederholt bei UVP-Verfahren – 

nicht nur bei Verfahren der NÖ Landesregierung – als Gutachter beigezogen wurden.  
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5.2.2 Die von der Behörde eingeholten Teilgutachten sind methodisch einwandfrei 

und entsprechen - sowohl formal als auch inhaltlich - den allgemeinen Standards für 

derartige Gutachten. Die beigezogenen Sachverständigen gehen in ihren Gutachten 

auf die ihnen gestellten Fragestellungen ausführlich ein. In den einzelnen Gutachten 

wurden die Prüfmethoden und das Prüfergebnis beschrieben. Anhand dieser Be-

schreibung zeigt es sich, dass bei der fachlichen Beurteilung nach wissenschaftli-

chen Maßstäben vorgegangen wurde. Vor allem kann nachvollzogen werden, dass 

der sachverständigen Beurteilung die einschlägig relevanten, rechtlichen wie fachli-

chen Regelungswerke und technischen Standards zugrunde gelegt wurden. Ange-

sichts dessen erfüllen die Ausführungen der von der Behörde beigezogenen Sach-

verständigen die rechtlichen Anforderungen, die an ein Gutachten gestellt sind.  

5.2.3 Die Art und Weise, wie die Beweise (insbesondere die Gutachten) von der 

Behörde erhoben wurden, entspricht damit den Bestimmungen des Ermittlungsver-

fahrens des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes.  

5.2.4 Auch inhaltlich sind die Teilgutachten schlüssig und nachvollziehbar und be-

antworten alle von der Behörde gestellten Fragen. Ein Widerspruch zu den Erfahrun-

gen des Lebens und den Denkgesetzen kann nicht erkannt werden.  

5.2.5 Insbesondere haben sich die Gutachter schriftlich eingehend mit den Stel-

lungnahmen auseinandergesetzt und die durch diese aufgeworfenen Fragen schlüs-

sig und nachvollziehbar beantwortet. Ein Widerspruch zu oder in den gutachterlichen 

Ausführungen konnte durch die Stellungnahmen nicht aufgedeckt werden.  

5.2.6 Nach ständiger Rechtsprechung des VwGH kann im Übrigen ein von einem 

tauglichen Sachverständigen erstelltes, mit den Erfahrungen des Lebens und den 

Denkgesetzen nicht im Widerspruch stehendes Gutachten nur auf gleicher fachlicher 

Ebene durch ein gleichwertiges Gutachten oder durch fachliche fundierte Argumente 

tauglich bekämpft werden (VwGH 25.4.2003, 2001/12/0195 ua.). Nur Widersprüche 

zu den Erfahrungen des Lebens und den Denkgesetzen können auch ohne sachver-

ständige Untermauerung aufgezeigt werden (VwGH 20.10.2005, 2005/07/0108; 

2.6.2005, 2004/07/0039; 16.12.2004, 2003/07/0175). Gegengutachten wurden auch 

nicht vorgelegt. 
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5.2.7 Die Teilgutachten  sowie  die  zusammenfassende Bewertung sind daher der 

Entscheidung zu Grunde zu legen. 

6 Entscheidungsrelevante Rechtsgrundlagen  

6.1 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 

Großverfahren 

§ 44a. (1) Sind an einer Verwaltungssache oder an verbundenen Verwaltungssachen 

voraussichtlich insgesamt mehr als 100 Personen beteiligt, so kann die Behörde den 

Antrag oder die Anträge durch Edikt kundmachen. 

….. 

§ 59. (1) Der Spruch hat die in Verhandlung stehende Angelegenheit und alle die 

Hauptfrage betreffenden Parteianträge, ferner die allfällige Kostenfrage in möglichst 

gedrängter, deutlicher Fassung und unter Anführung der angewendeten Gesetzes-

bestimmungen, und zwar in der Regel zur Gänze, zu erledigen. Mit Erledigung des 

verfahrenseinleitenden Antrages gelten Einwendungen als miterledigt. ….. 

6.2 Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000 - UVP -G 2000  

1. ABSCHNITT 

Aufgabe von Umweltverträglichkeitsprüfung und Bürgerbeteiligung 

§ 1. (1) Aufgabe der Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) ist es, unter Beteiligung 

der Öffentlichkeit auf fachlicher Grundlage 

1. die unmittelbaren und mittelbaren Auswirkungen festzustellen, zu beschreiben 

und zu bewerten, die ein Vorhaben 

a) auf Menschen, Tiere, Pflanzen und deren Lebensräume, 

b) auf Boden, Wasser, Luft und Klima, 

c) auf die Landschaft und 

d) auf Sach- und Kulturgüter 
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hat oder haben kann, wobei Wechselwirkungen mehrerer Auswirkungen untereinan-

der miteinzubeziehen sind, 

2. Maßnahmen zu prüfen, durch die schädliche, belästigende oder belastende 

Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt verhindert oder verringert oder günsti-

ge Auswirkungen des Vorhabens vergrößert werden, 

3. die Vor- und Nachteile der vom Projektwerber/von der Projektwerberin geprüf-

ten Alternativen sowie die umweltrelevanten Vor- und Nachteile des Unterbleibens 

des Vorhabens darzulegen und 

4. bei Vorhaben, für die gesetzlich die Möglichkeit einer Enteignung oder eines 

Eingriffs in private Rechte vorgesehen ist, die umweltrelevanten Vor- und Nachteile 

der vom Projektwerber/von der Projektwerberin geprüften Standort- oder Trassenva-

rianten darzulegen. 

…. 

Begriffsbestimmungen 

§ 2. ….. 

(3) Als Genehmigungen gelten die in den einzelnen Verwaltungsvorschriften für die 

Zulässigkeit der Ausführung eines Vorhabens vorgeschriebenen behördlichen Akte 

oder Unterlassungen, wie insbesondere Genehmigungen, Bewilligungen oder Fest-

stellungen. Davon ist auch die Einräumung von Dienstbarkeiten nach § 111 Abs. 4 

erster Satz des Wasserrechtsgesetzes 1959, nicht jedoch die Einräumung sonstiger 

Zwangsrechte erfasst. 

….. 

Gegenstand der Umweltverträglichkeitsprüfung 

§ 3. (1) Vorhaben, die in Anhang 1 angeführt sind, sowie Änderungen dieser Vorha-

ben sind nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen einer Umweltverträglichkeits-

prüfung zu unterziehen. Für Vorhaben, die in Spalte 2 und 3 des Anhanges 1 ange-

führt sind, ist das vereinfachte Verfahren durchzuführen. Im vereinfachten Verfahren 

sind § 3a Abs. 2, § 6 Abs. 1 Z 1 lit. d und f, § 7 Abs. 2, § 12, § 13 Abs. 2, § 16 Abs. 2, 
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§ 20 Abs. 5 und § 22 nicht anzuwenden, stattdessen sind die Bestimmungen des 

§ 3a Abs. 3, § 7 Abs. 3, § 12a und § 19 Abs. 2 anzuwenden. 

….. 

(3) Wenn ein Vorhaben einer Umweltverträglichkeitsprüfung zu unterziehen ist, sind 

die nach den bundes- oder landesrechtlichen Verwaltungsvorschriften, auch soweit 

sie im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde zu vollziehen sind, für die Ausführung 

des Vorhabens erforderlichen materiellen Genehmigungsbestimmungen von der Be-

hörde (§ 39) in einem konzentrierten Verfahren mit anzuwenden (konzentriertes Ge-

nehmigungsverfahren). 

….. 

(6) Vor Abschluss der Umweltverträglichkeitsprüfung oder der Einzelfallprüfung dür-

fen für Vorhaben, die einer Prüfung gemäß Abs. 1, 2 oder 4 unterliegen, Genehmi-

gungen nicht erteilt werden und kommt nach Verwaltungsvorschriften getroffenen 

Anzeigen vor Abschluss der Umweltverträglichkeitsprüfung keine rechtliche Wirkung 

zu. Entgegen dieser Bestimmung erteilte Genehmigungen können von der gemäß 

§ 40 Abs. 3 zuständigen Behörde innerhalb einer Frist von drei Jahren als nichtig er-

klärt werden. 

….. 

Umweltverträglichkeitserklärung 

§ 6. (1) Die Umweltverträglichkeitserklärung hat folgende Angaben zu enthalten: 

1. Beschreibung des Vorhabens nach Standort, Art und Umfang, insbesondere: 

a) Beschreibung der physischen Merkmale des gesamten Vorhabens einschließ-

lich des Bedarfs an Grund und Boden während des Bauens und des Betriebes; 

b) Beschreibung der wichtigsten Merkmale der Produktions- oder Verarbeitungs-

prozesse, insbesondere hinsichtlich Art und Menge der verwendeten Materialien; 

c) Art und Menge der zu erwartenden Rückstände und Emissionen (Belastung des 

Wassers, der Luft und des Bodens, Lärm, Erschütterungen, Licht, Wärme, Strahlung 

usw.), die sich aus der Verwirklichung und dem Betrieb ergeben; 
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d) die durch das Vorhaben entstehende Immissionszunahme; 

e) Klima- und Energiekonzept: Energiebedarf, aufgeschlüsselt nach Anlagen, Ma-

schinen und Geräten sowie nach Energieträgern, verfügbare energetische Kennzah-

len, Darstellung der Energieflüsse, Maßnahmen zur Energieeffizienz; Darstellung der 

vom Vorhaben ausgehenden klimarelevanten Treibhausgase (§ 3 Z 3 Emissionszerti-

fikategesetz) und Maßnahmen zu deren Reduktion im Sinne des Klimaschutzes; Be-

stätigung eines befugten Ziviltechnikers oder technischen Büros, dass die im Klima- 

und Energiekonzept enthaltenen Maßnahmen dem Stand der Technik entsprechen; 

f) Bestanddauer des Vorhabens und Maßnahmen zur Nachsorge sowie allfällige 

Maßnahmen zur Beweissicherung und zur begleitenden Kontrolle. 

2. Eine Übersicht über die wichtigsten anderen vom Projektwerber/von der Pro-

jektwerberin geprüften Lösungsmöglichkeiten und Angabe der wesentlichen Aus-

wahlgründe im Hinblick auf die Umweltauswirkungen; im Fall des § 1 Abs. 1 Z 4 die 

vom Projektwerber/von der Projektwerberin geprüften Standort- oder Trassenvarian-

ten. 

3. Beschreibung der voraussichtlich vom Vorhaben erheblich beeinträchtigten 

Umwelt, wozu insbesondere die Menschen, Tiere, Pflanzen und deren Lebensräume, 

der Boden, das Wasser, die Luft, das Klima, die Landschaft und die Sachgüter ein-

schließlich der Kulturgüter sowie die Wechselwirkungen zwischen diesen Schutzgü-

tern gehören. 

4. Beschreibung der voraussichtlichen erheblichen Auswirkungen des Vorhabens 

auf die Umwelt, infolge 

a) des Vorhandenseins des Vorhabens, 

b) der Nutzung der natürlichen Ressourcen, 

c) der Emission von Schadstoffen, der Verursachung von Belästigungen und der 

Art, Menge und Entsorgung von Abfällen 

sowie Angaben über die zur Abschätzung der Umweltauswirkungen angewandten 

Methoden. 
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5. Beschreibung der Maßnahmen, mit denen wesentliche nachteilige Auswirkun-

gen des Vorhabens auf die Umwelt vermieden, eingeschränkt oder, soweit möglich, 

ausgeglichen werden sollen. 

6. Eine allgemein verständliche Zusammenfassung der Informationen gemäß Z 1 

bis 5. 

7. Kurze Angabe allfälliger Schwierigkeiten (insbesondere technische Lücken oder 

fehlende Daten) des Projektwerbers/der Projektwerberin bei der Zusammenstellung 

der geforderten Angaben. 

8. Hinweis auf durchgeführte Strategische Umweltprüfungen im Sinn der Richtlinie 

2001/42/EG über die Prüfung von Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Pro-

gramme, ABl. Nr. L 197 vom 21. 07. 2007 S. 30, mit Bezug zum Vorhaben. 

(2) Sind einzelne Angaben nach Abs. 1 für das Vorhaben nicht relevant oder ist de-

ren Vorlage im Hinblick auf den Kenntnisstand und die Prüfungsmethoden dem Pro-

jektwerber/der Projektwerberin billigerweise nicht zumutbar, so kann davon abgese-

hen werden. Dies ist in der Umweltverträglichkeitserklärung anzuführen und zu be-

gründen. Soweit Angaben nach Abs. 1 bereits Gegenstand einer Strategischen Um-

weltprüfung waren, kann diese einen Bestandteil der Umweltverträglichkeitserklärung 

darstellen. § 5 Abs. 2 bleibt unberührt. 

…... 

Entscheidung 

§ 17. (1) Die Behörde hat bei der Entscheidung über den Antrag die in den betreffen-

den Verwaltungsvorschriften und im Abs. 2 bis 6 vorgesehenen Genehmigungsvo-

raussetzungen anzuwenden. Die Zustimmung Dritter ist insoweit keine Genehmi-

gungsvoraussetzung, als für den betreffenden Teil des Vorhabens in einer Verwal-

tungsvorschrift die Möglichkeit der Einräumung von Zwangsrechten vorgesehen ist. 

Die Genehmigung ist in diesem Fall jedoch unter dem Vorbehalt des Erwerbs der 

entsprechenden Rechte zu erteilen. 

(2) Soweit dies nicht schon in anzuwendenden Verwaltungsvorschriften vorgesehen 

ist, gelten im Hinblick auf eine wirksame Umweltvorsorge zusätzlich nachstehende 

Genehmigungsvoraussetzungen: 
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1. Emissionen von Schadstoffen sind nach dem Stand der Technik zu begrenzen, 

2. die Immissionsbelastung zu schützender Güter ist möglichst gering zu halten, 

wobei jedenfalls Immissionen zu vermeiden sind, die 

a) das Leben oder die Gesundheit von Menschen oder das Eigentum oder sonsti-

ge dingliche Rechte der Nachbarn/Nachbarinnen gefährden, 

b) erhebliche Belastungen der Umwelt durch nachhaltige Einwirkungen verursa-

chen, jedenfalls solche, die geeignet sind, den Boden, die Luft, den Pflanzen- oder 

Tierbestand oder den Zustand der Gewässer bleibend zu schädigen, oder 

c) zu einer unzumutbaren Belästigung der Nachbarn/Nachbarinnen im Sinne des 

§ 77 Abs. 2 der Gewerbeordnung 1994 führen, 

3. Abfälle sind nach dem Stand der Technik zu vermeiden oder zu verwerten oder, 

soweit dies wirtschaftlich nicht vertretbar ist, ordnungsgemäß zu entsorgen. 

….. 

(4) Die Ergebnisse der Umweltverträglichkeitsprüfung (insbesondere Umweltverträg-

lichkeitserklärung, Umweltverträglichkeitsgutachten oder zusammenfassende Bewer-

tung, Stellungnahmen, einschließlich der Stellungnahmen und dem Ergebnis der 

Konsultationen nach § 10, Ergebnis einer allfälligen öffentlichen Erörterung) sind in 

der Entscheidung zu berücksichtigen. Durch geeignete Auflagen, Bedingungen, Be-

fristungen, Projektmodifikationen, Ausgleichsmaßnahmen oder sonstige Vorschrei-

bungen (insbesondere auch für Überwachungs-, Mess- und Berichtspflichten und 

Maßnahmen zur Sicherstellung der Nachsorge) ist zu einem hohen Schutzniveau für 

die Umwelt in ihrer Gesamtheit beizutragen. 

(5) Ergibt die Gesamtbewertung, dass durch das Vorhaben und seine Auswirkungen, 

insbesondere auch durch Wechselwirkungen, Kumulierung oder Verlagerungen, un-

ter Bedachtnahme auf die öffentlichen Interessen, insbesondere des Umweltschut-

zes, schwerwiegende Umweltbelastungen zu erwarten sind, die durch Auflagen, Be-

dingungen, Befristungen, sonstige Vorschreibungen, Ausgleichsmaßnahmen oder 

Projektmodifikationen nicht verhindert oder auf ein erträgliches Maß vermindert wer-

den können, ist der Antrag abzuweisen. Im Rahmen dieser Abwägung sind auch re-
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levante Interessen der Materiengesetze oder des Gemeinschaftsrechts, die für die 

Realisierung des Vorhabens sprechen, zu bewerten. 

(6) In der Genehmigung können angemessene Fristen für die Fertigstellung des Vor-

habens, einzelner Teile davon oder für die Inanspruchnahme von Rechten festge-

setzt werden. Die Behörde kann diese Fristen aus wichtigen Gründen verlängern, 

wenn der Projektwerber/die Projektwerberin dies vor Ablauf beantragt. In diesem Fall 

ist der Ablauf der Frist bis zur rechtskräftigen Entscheidung oder zur Entscheidung 

des Verwaltungsgerichtshofes oder Verfassungsgerichtshofes über die Abweisung 

des Verlängerungsantrages gehemmt. Im Rahmen eines Berufungsverfahrens oder 

eines Verfahrens gemäß § 18b können die Fristen von Amts wegen geändert wer-

den. 

…… 

Partei- und Beteiligtenstellung sowie Rechtsmittelbefugnis 

§ 19. (1) Parteistellung haben 

1. Nachbarn/Nachbarinnen: Als Nachbarn/Nachbarinnen gelten Personen, die 

durch die Errichtung, den Betrieb oder den Bestand des Vorhabens gefährdet oder 

belästigt oder deren dingliche Rechte im In- oder Ausland gefährdet werden könnten, 

sowie die Inhaber/Inhaberinnen von Einrichtungen, in denen sich regelmäßig Perso-

nen vorübergehend aufhalten, hinsichtlich des Schutzes dieser Personen; als Nach-

barn/Nachbarinnen gelten nicht Personen, die sich vorübergehend in der Nähe des 

Vorhabens aufhalten und nicht dinglich berechtigt sind; 

hinsichtlich Nachbarn/Nachbarinnen im Ausland gilt für Staaten, die nicht Vertrags-

parteien des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum sind, der Grund-

satz der Gegenseitigkeit; 

2. die nach den anzuwendenden Verwaltungsvorschriften vorgesehenen Parteien, 

soweit ihnen nicht bereits nach Z 1 Parteistellung zukommt; 

3. der Umweltanwalt gemäß Abs. 3; 

4. das wasserwirtschaftliche Planungsorgan zur Wahrnehmung der wasserwirt-

schaftlichen Interessen gemäß § 55 Abs. 4 WRG 1959; 
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5. Gemeinden gemäß Abs. 3; 

6. Bürgerinitiativen gemäß Abs. 4, ausgenommen im vereinfachten Verfahren 

(Abs. 2) und 

7. Umweltorganisationen, die gemäß Abs. 7 anerkannt wurden. 

(2) Im vereinfachten Verfahren können Bürgerinitiativen gemäß Abs. 4 als Beteiligte 

mit dem Recht auf Akteneinsicht am Verfahren teilnehmen. 

(3) Der Umweltanwalt, die Standortgemeinde und die an diese unmittelbar angren-

zenden österreichischen Gemeinden, die von wesentlichen Auswirkungen des Vor-

habens auf die Umwelt betroffen sein können, haben im Genehmigungsverfahren 

und im Verfahren nach § 20 Parteistellung. Sie sind berechtigt, die Einhaltung von 

Rechtsvorschriften, die dem Schutz der Umwelt oder der von ihnen wahrzunehmen-

den öffentlichen Interessen dienen, als subjektives Recht im Verfahren geltend zu 

machen und Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof zu erheben. 

(4) Eine Stellungnahme gemäß § 9 Abs. 5 kann durch Eintragung in eine Unterschrif-

tenliste unterstützt werden, wobei Name, Anschrift und Geburtsdatum anzugeben 

und die datierte Unterschrift beizufügen ist. Die Unterschriftenliste ist gleichzeitig mit 

der Stellungnahme einzubringen. Wurde eine Stellungnahme von mindestens 200 

Personen, die zum Zeitpunkt der Unterstützung in der Standortgemeinde oder in ei-

ner an diese unmittelbar angrenzenden Gemeinde für Gemeinderatswahlen wahlbe-

rechtigt waren, unterstützt, dann nimmt diese Personengruppe (Bürgerinitiative) am 

Verfahren zur Erteilung der Genehmigung für das Vorhaben und nach § 20 als Partei 

oder als Beteiligte (Abs. 2) teil. Als Partei ist sie berechtigt, die Einhaltung von Um-

weltschutzvorschriften als subjektives Recht im Verfahren geltend zu machen und 

Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof oder den Verfassungsgerichtshof zu er-

heben. 

(5) Vertreter/in der Bürgerinitiative ist die in der Unterschriftenliste als solche be-

zeichnete Person, mangels einer solchen Bezeichnung die in der Unterschriftenliste 

an erster Stelle genannte Person. Der Vertreter/die Vertreterin ist auch Zustellungs-

bevollmächtigter gemäß § 9 Abs. 1 des Zustellgesetzes, BGBl. Nr. 200/1982. Schei-

det der Vertreter/die Vertreterin aus, so gilt als Vertreter/in der Bürgerinitiative die in 

der Unterschriftenliste jeweils nächstgereihte Person. Der Vertreter/die Vertreterin 
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kann mittels schriftlicher Erklärung an die Behörde durch eine/n andere/n ersetzt 

werden. Eine solche Erklärung bedarf der Unterschrift der Mehrheit der Bürgerinitiati-

ve. 

….. 

6. ABSCHNITT 

GEMEINSAME BESTIMMUNG 

Behörden und Zuständigkeit 

§ 39. (1) Für die Verfahren nach dem ersten und zweiten Abschnitt ist die Landesre-

gierung zuständig. ….. 

(2) In Verfahren nach dem zweiten Abschnitt beginnt die Zuständigkeit der Landes-

regierung mit der Rechtskraft einer Entscheidung gemäß § 3 Abs. 7, dass für ein 

Vorhaben eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach diesem Bundesgesetz durchzu-

führen ist, ….. 

Anhang 1 

Z 6  a) Anlagen zur Nut-

zung von Windenergie 

mit einer elektrischen 

Gesamtleistung von 

mindestens 20 MW oder 

mit mindestens 20 Kon-

vertern mit einer Nenn-

leistung von mindestens 

je 0,5 MW. 

b) Anlagen zur Nutzung 

von Windenergie in schutz-

würdigen Gebieten der Ka-

tegorie A mit einer elektri-

schen Gesamtleistung von 

mindestens 10 MW oder mit 

mindestens 10 Konvertern 

mit einer Nennleistung von 

mindestens je 0,5 MW. 

6.3 NÖ Elektrizitätswesengesetz 2005 

Abschnitt 1 

Genehmigungsverfahren 

§ 5 
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Genehmigungspflicht 

(1) Unbeschadet der nach anderen Vorschriften erforderlichen Genehmigungen oder 

Bewilligungen bedarf die Errichtung, wesentliche Änderung und der Betrieb einer Er-

zeugungsanlage mit einer Engpassleistung von mehr als 50 Kilowatt (kW), soweit 

sich aus den Abs. 2, 3 oder 4 nichts anderes ergibt, nach Maßgabe der folgenden 

Bestimmungen einer elektrizitätsrechtlichen Genehmigung (Anlagengenehmigung). 

Für Wasserkraftanlagen ist eine Anlagengenehmigung nicht erforderlich. 

..... 

§ 11 

Voraussetzungen für die Erteilung der elektrizitätsrechtlichen Genehmigung 

(1) Erzeugungsanlagen sind entsprechend dem Stand der Technik so zu errichten, 

zu ändern und zu betreiben, dass durch die Errichtung und den Betrieb der Anlage 

oder durch die Lagerung von Betriebsmitteln oder Rückständen und dergleichen 

1. das Leben oder die Gesundheit des Betreibers der Erzeugungsanlage, 

2. das Leben oder die Gesundheit oder das Eigentum oder sonstige dingliche 

Rechte der Nachbarn nicht gefährdet werden, 

3. Nachbarn durch Lärm, Geruch, Erschütterung, Wärme, Schwingungen, Blen-

dung oder in anderer Weise nicht unzumutbar belästigt werden, 

4. die zum Einsatz gelangende Energie unter Bedachtnahme auf die Wirtschaft-

lichkeit effizient eingesetzt wird und 

5. der Standort geeignet ist. 

(2) Unter Gefährdungen im Sinne des Abs. 1 Z. 2 sind nur jene zu verstehen, die 

über solche hinausgehen, die von Bauwerken (z.B. Hochhäuser, Sendemasten, 

Windkraftanlagen) üblicherweise ausgehen. Unter einer Gefährdung des Eigentums 

im Sinne des Abs. 1 Z. 2 ist die Möglichkeit einer bloßen Minderung des Verkehrs-

wertes des Eigentums nicht zu verstehen. 
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(3) Ob Belästigungen im Sinne des Abs. 1 Z. 3 zumutbar sind, ist danach zu beurtei-

len, wie sich die durch die Erzeugungsanlage verursachten Änderungen der tatsäch-

lichen örtlichen Verhältnisse auf ein gesundes, normal empfindendes Kind und auf 

einen gesunden, normal empfindenden Erwachsenen auswirken. 

(4) Der Standort ist jedenfalls dann nicht geeignet, wenn das Errichten oder Betrei-

ben der Erzeugungsanlage zum Zeitpunkt der Entscheidung durch raumordnungs-

rechtliche Vorschriften verboten ist, oder wenn die in § 56 NÖ Bauordnung 1996, 

LGBl. 8200, begründeten öffentlichen Interessen wesentlich beeinträchtigt werden. 

(5) Ist für eine Erzeugungsanlage keine Bewilligung nach der NÖ Bauordnung 1996, 

LGBl. 8200, erforderlich, sind die bautechnischen Bestimmungen und die Bestim-

mungen über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden der NÖ Bauordnung 1996 

sinngemäß anzuwenden. 

(6) Die Behörde ist ermächtigt, durch Verordnung nähere Bestimmungen über die 

Genehmigungsvoraussetzungen gemäß Abs. 1 zu erlassen. 

§ 12 

Erteilung der Genehmigung 

(1) Die Erzeugungsanlage ist mit schriftlichem Bescheid zu genehmigen, wenn die 

Voraussetzungen gemäß § 11 Abs. 1 erfüllt sind; insbesondere, wenn nach dem 

Stande der Technik und dem Stande der medizinischen und der sonst in Betracht 

kommenden Wissenschaften zu erwarten ist, dass überhaupt oder bei Einhaltung der 

erforderlichenfalls vorzuschreibenden bestimmten geeigneten Auflagen, die nach den 

Umständen des Einzelfalls voraussehbaren Gefährdungen vermieden und Belästi-

gungen auf ein zumutbares Maß beschränkt werden. Können die Voraussetzungen 

auch durch solche Auflagen nicht erfüllt werden, ist die elektrizitätsrechtliche Ge-

nehmigung zu versagen. 

(2) Die Behörde kann im Genehmigungsbescheid anordnen, dass der Betreiber vor 

Baubeginn einen geeigneten Bauführer zu bestellen hat, wenn es Art oder Umfang 

des Vorhabens erfordert oder es zur Wahrung der im § 11 Abs. 1 Z. 1 bis 3 festge-

legten Interessen sich als notwendig erweist. Der bestellte Bauführer hat die Errich-

tung der Erzeugungsanlage zu überwachen. 
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(3) Die Behörde hat Emissionen nach dem Stand der Technik durch geeignete Aufla-

gen zu begrenzen. 

(4) Die Behörde kann zulassen, dass bestimmte Auflagen erst ab einem dem Zeit-

aufwand der hiefür erforderlichen Maßnahmen entsprechend festzulegenden Zeit-

punkt nach Inbetriebnahme der Anlage oder von Teilen der Anlage eingehalten wer-

den müssen, wenn dagegen keine Bedenken vom Standpunkt des Schutzes der im § 

11 Abs. 1 umschriebenen Interessen bestehen. 

(5) Stand der Technik ist der auf den einschlägigen wissenschaftlichen Erkenntnis-

sen beruhende Entwicklungsstand fortschrittlicher technologischer Verfahren, Ein-

richtungen, Bau- oder Betriebsweisen, deren Funktionstüchtigkeit erprobt und erwie-

sen ist. Bei der Bestimmung des Standes der Technik sind insbesondere jene ver-

gleichbaren Verfahren, Einrichtungen, Bau- und Betriebsweisen heranzuziehen, wel-

che am wirksamsten zur Erreichung eines allgemein hohen Schutzniveaus für die 

Umwelt insgesamt sind. 

(6) Durch einen Wechsel in der Person des Betreibers der Erzeugungsanlage wird 

die Wirksamkeit der Genehmigung nicht berührt. Der Genehmigung kommt insoferne 

dingliche Wirkung zu, als daraus erwachsende Rechte auch vom Rechtsnachfolger 

geltend gemacht werden können und daraus erwachsende Pflichten auch vom 

Rechtsnachfolger zu erfüllen sind. Der Rechtsnachfolger hat unverzüglich die Behör-

de vom Wechsel zu verständigen. 

(7) Soweit Änderungen einer Genehmigung bedürfen, hat diese Genehmigung auch 

die bereits genehmigte Erzeugungsanlage soweit zu umfassen, als es wegen der 

Änderung zur Wahrung der im § 11 Abs. 1 umschriebenen Interessen gegenüber der 

bereits genehmigten Anlage erforderlich ist. 

(8) Die im Zuge eines nach diesem Gesetz durchgeführten Verfahrens getroffenen 

Übereinkommen sind auf Antrag eines Beteiligten von der Behörde im Bescheid zu 

beurkunden. 

(9) Die Fertigstellung der Erzeugungsanlage ist vom Betreiber der Behörde schriftlich 

anzuzeigen. Mit dieser Anzeige erhält der Betreiber das Recht, mit dem Betrieb zu 

beginnen, sofern sich aus § 14 Abs. 1 nichts anderes ergibt. Die Fertigstellung eines 

Teiles einer genehmigten Erzeugungsanlage darf dann angezeigt werden, wenn die-
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ser Teil für sich allein dem genehmigten Verwendungszweck und den diesen Teil be-

treffenden Auflagen oder Aufträgen entspricht. Der Fertigstellungsanzeige ist eine 

Bestätigung, ausgestellt von einer akkreditierten Stelle, einem Zivilingenieur, einem 

Technischen Büro oder einer anderen fachlich geeigneten Stelle anzuschließen, in 

der eine Aussage über die projektsgemäße Ausführung und die Erfüllung der vorge-

schriebenen Auflagen oder Aufträge getroffen ist. 

(10) Die Behörde kann von Amts wegen Überprüfungen vornehmen, insbesondere ist 

sie berechtigt, die Übereinstimmung der Ausführung mit der Genehmigung zu über-

prüfen. Werden bei der Überprüfung Mängel festgestellt, hat die Behörde deren Be-

hebung innerhalb angemessener Frist anzuordnen und wenn notwendig bis dahin die 

Fertigstellung der Arbeiten an den davon betroffenen Teilen zu untersagen. 

6.4 Elektrotechnikgesetz 1992 - ETG 1992 

Ausnahmebewilligungen 

§ 11. Der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten kann über begründetes 

Ansuchen in einzelnen, durch örtliche oder sachliche Verhältnisse bedingten Fällen, 

Ausnahmen von der Anwendung bestimmter elektrotechnischer Sicherheitsvorschrif-

ten bewilligen, wenn die elektrotechnische Sicherheit im gegebenen Falle gewähr-

leistet erscheint. 

6.5 NÖ STARKSTROMWEGEGESETZ  

NÖ Starkstromwegegesetz 

Anwendungsbereich 

§ 1 

(1) Dieses Gesetz gilt für elektrische Leitungsanlagen für Starkstrom, die sich nur auf 

das Gebiet des Bundeslandes Niederösterreich erstrecken. 

(2) Dieses Gesetz gilt jedoch nicht für elektrische Leitungsanlagen für Starkstrom, die 

sich innerhalb des dem Eigentümer dieser elektrischen Leitungsanlagen gehörenden 

Geländes befinden oder ausschließlich dem ganzen oder teilweisen Betrieb von Ei-

senbahnen sowie dem Betrieb des Bergbaues, der Luftfahrt, der Schifffahrt, den 
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technischen Einrichtungen der Post, der Landesverteidigung oder Fernmeldezwe-

cken dienen. 

Begriffsbestimmungen 

§ 2 

(1) Elektrische Leitungsanlagen im Sinne dieses Gesetzes sind Anlagen (§ 1 Abs. 2 

des Elektrotechnikgesetzes 1992, BGBl. Nr. 106/1993 in der Fassung BGBl. I Nr. 

136/2001), die der Fortleitung elektrischer Energie dienen; hiezu zählen insbesonde-

re auch Umspann-, Umform- und Schaltanlagen. 

(2) Elektrische Leitungsanlagen für Starkstrom, die sich nur auf das Gebiet des Bun-

deslandes Niederösterreich erstrecken, sind solche, die auf dem Weg von der 

Stromerzeugungsstelle oder dem Anschluß an eine bereits bestehende elektrische 

Leitungsanlage bis zu den Verbrauchs- oder Speisepunkten, bei denen sie nach dem 

Projekt enden, die Grenze des Bundeslandes Niederösterreich nicht überqueren. 

(3) Starkstrom im Sinne des § 1 ist elektrischer Strom mit einer Spannung über 42 

Volt oder einer Leistung von mehr als 100 Watt. 

Bewilligung elektrischer Leitungsanlagen 

§ 3 

(1) Die Errichtung und Inbetriebnahme von elektrischen Leitungsanlagen bedarf un-

beschadet der nach anderen Vorschriften erforderlichen Genehmigungen oder Bewil-

ligungen nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen der Bewilligung durch die Be-

hörde. Das gleiche gilt für Änderungen oder Erweiterungen elektrischer Leitungsan-

lagen, soweit diese über den Rahmen der hiefür erteilten Bewilligung hinausgehen. 

(2) Ausgenommen von der Bewilligungspflicht sind elektrische Leitungsanlagen bis 

1000 Volt und unabhängig von der Betriebsspannung 

1. zu Eigenkraftanlagen gehörige elektrische Leitungsanlagen, sofern hiefür keine 

Zwangsrechte gemäß §§ 11 oder 18 in Anspruch genommen werden, und 

2. elektrische Leitungsanlagen, die ausschließlich dem Transport der in Anlagen 

gemäß § 7 Ökostromgesetz, BGBl. I Nr. 149/2002 in der Fassung BGBl. I Nr. 
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80/2008, erzeugten elektrischen Energie von der Erzeugungsanlage zum öffentlichen 

Netz dienen. 

Bau- und Betriebsbewilligung 

§ 7 

(1) Die Bau- und Betriebsbewilligung ist zu erteilen, wenn die elektrische Leitungsan-

lage dem öffentlichen Interesse an der Versorgung der Bevölkerung oder eines Tei-

les derselben mit elektrischer Energie nicht widerspricht. In dieser Bewilligung hat die 

Behörde erforderlichenfalls durch Auflagen zu bewirken, daß die elektrischen Lei-

tungsanlagen diesen Voraussetzungen entsprechen. Dabei hat eine Abstimmung mit 

den bereits vorhandenen oder bewilligten anderen Energieversorgungseinrichtungen 

und mit den Erfordernissen der Landeskultur, des Forstwesens, der Wildbach- und 

Lawinenverbauung, der Raumordnung, des Natur- und Denkmalschutzes, der Was-

serwirtschaft und des Wasserrechtes, des öffentlichen Verkehrs, der sonstigen öf-

fentlichen Versorgung, der Landesverteidigung, der Sicherheit des Luftraumes und 

des Dienstnehmerschutzes zu erfolgen. Die zur Wahrung dieser Interessen berufe-

nen Behörden und die öffentlichrechtlichen Körperschaften sind im Ermittlungsver-

fahren zu hören, soweit sie durch die Leitungsanlage betroffen werden. 

(2) Die Behörde kann bei Auflagen, deren Einhaltung aus Sicherheitsgründen vor In-

betriebnahme einer Überprüfung bedarf, zunächst nur die Baubewilligung erteilen 

und sich die Erteilung der Betriebsbewilligung vorbehalten. 

(3) Soll in der technischen Ausführung der geplanten elektrischen Leitungsanlage 

von den Vorschriften über die Normalisierung und Typisierung elektrischer Anlagen 

(§ 2 des Elektrotechnikgesetzes) oder von den allgemeinverbindlichen elektrotechni-

schen Sicherheitsvorschriften (§ 3 des Elektrotechnikgesetzes) abgewichen werden, 

so ist die Bau- und Betriebsbewilligung nur unter der Auflage zu erteilen, daß eine 

entsprechende Ausnahmebewilligung des Bundesministeriums für Bauten und Tech-

nik für die geplante Abweichung erlangt wird. 

6.6 Forstgesetz 1975 

Rodung 
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§ 17. (1) Die Verwendung von Waldboden zu anderen Zwecken als für solche der 

Waldkultur (Rodung) ist verboten. 

(2) Unbeschadet der Bestimmungen des Abs. 1 kann die Behörde eine Bewilligung 

zur Rodung erteilen, wenn ein besonderes öffentliches Interesse an der Erhaltung 

dieser Fläche als Wald nicht entgegensteht. 

(3) Kann eine Bewilligung nach Abs. 2 nicht erteilt werden, kann die Behörde eine 

Bewilligung zur Rodung dann erteilen, wenn ein öffentliches Interesse an einer ande-

ren Verwendung der zur Rodung beantragten Fläche das öffentliche Interesse an der 

Erhaltung dieser Fläche als Wald überwiegt. 

(4) Öffentliche Interessen an einer anderen Verwendung im Sinne des Abs. 3 sind 

insbesondere begründet in der umfassenden Landesverteidigung, im Eisenbahn-, 

Luft- oder öffentlichen Straßenverkehr, im Post- oder öffentlichen Fernmeldewesen, 

im Bergbau, im Wasserbau, in der Energiewirtschaft, in der Agrarstrukturverbesse-

rung, im Siedlungswesen oder im Naturschutz. 

(5) Bei der Beurteilung des öffentlichen Interesses im Sinne des Abs. 2 oder bei der 

Abwägung der öffentlichen Interessen im Sinne des Abs. 3 hat die Behörde insbe-

sondere auf eine die erforderlichen Wirkungen des Waldes gewährleistende Wald-

ausstattung Bedacht zu nehmen. Unter dieser Voraussetzung sind die Zielsetzungen 

der Raumordnung zu berücksichtigen. 

….. 

Rodungsbewilligung; Vorschreibungen 

§ 18. (1) Die Rodungsbewilligung ist erforderlichenfalls an Bedingungen, Fristen oder 

Auflagen zu binden, durch welche gewährleistet ist, dass die Walderhaltung über das 

bewilligte Ausmaß hinaus nicht beeinträchtigt wird. Insbesondere sind danach 

1. ein Zeitpunkt festzusetzen, zu dem die Rodungsbewilligung erlischt, wenn der Ro-

dungszweck nicht erfüllt wurde, 

2. die Gültigkeit der Bewilligung an die ausschließliche Verwendung der Fläche zum 

beantragten Zweck zu binden oder 

3. Maßnahmen vorzuschreiben, die 
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a) zur Hintanhaltung nachteiliger Wirkungen für die umliegenden Wälder oder 

b) zum Ausgleich des Verlustes der Wirkungen des Waldes (Ersatzleistung) 

geeignet sind.” 

(2) In der die Ersatzleistung betreffenden Vorschreibung ist der Rodungswerber im 

Interesse der Wiederherstellung der durch die Rodung entfallenden Wirkungen des 

Waldes zur Aufforstung einer Nichtwaldfläche (Ersatzaufforstung) oder zu Maßnah-

men zur Verbesserung des Waldzustandes zu verpflichten. Die Vorschreibung kann 

auch dahin lauten, dass der Rodungswerber die Ersatzaufforstung oder die Maß-

nahmen zur Verbesserung des Waldzustands auf Grundflächen eines anderen 

Grundeigentümers in der näheren Umgebung der Rodungsfläche auf Grund einer 

nachweisbar getroffenen Vereinbarung durchzuführen hat. Kann eine Vereinbarung 

zum Zeitpunkt der Erteilung der Rodungsbewilligung nicht nachgewiesen werden, ist 

die Vorschreibung einer Ersatzleistung mit der Wirkung möglich, dass die bewilligte 

Rodung erst durchgeführt werden darf, wenn der Inhaber der Rodungsbewilligung die 

schriftliche Vereinbarung mit dem Grundeigentümer über die Durchführung der Er-

satzleistung der Behörde nachgewiesen hat. 

(3) Ist eine Vorschreibung gemäß Abs. 2 nicht möglich oder nicht zumutbar, so hat 

der Rodungswerber einen Geldbetrag zu entrichten, der den Kosten der Neuauffors-

tung der Rodungsfläche, wäre sie aufzuforsten, entspricht. Der Geldbetrag ist von 

der Behörde unter sinngemäßer Anwendung der Kostenbestimmungen der Verwal-

tungsverfahrensgesetze vorzuschreiben und einzuheben. Er bildet eine Einnahme 

des Bundes und ist für die Durchführung von Neubewaldungen oder zur rascheren 

Wiederherstellung der Wirkungen des Waldes (§ 6 Abs. 2) nach Katastrophenfällen 

zu verwenden. 

(4) Geht aus dem Antrag hervor, dass der beabsichtigte Zweck der Rodung nicht von 

unbegrenzter Dauer sein soll, so ist im Bewilligungsbescheid die beantragte Verwen-

dung ausdrücklich als vorübergehend zu erklären und entsprechend zu befristen (be-

fristete Rodung). Ferner ist die Auflage zu erteilen, dass die befristete Rodungsfläche 

nach Ablauf der festgesetzten Frist wieder zu bewalden ist. 

(5) Abs. 1 Z 3 lit. b und Abs. 2 und 3 finden auf befristete Rodungen im Sinn des 

Abs. 4 keine Anwendung. 
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(6) Zur Sicherung 

1. der Erfüllung einer im Sinne des Abs. 1 vorgeschriebenen Auflage oder 

2. der Durchführung der Wiederbewaldung nach Ablauf der festgesetzten Frist im 

Sinne des Abs. 4 

kann eine den Kosten dieser Maßnahmen angemessene Sicherheitsleistung vorge-

schrieben werden. Vor deren Erlag darf mit der Durchführung der Rodung nicht be-

gonnen werden. Die Bestimmungen des § 89 Abs. 2 bis 4 finden sinngemäß Anwen-

dung. 

(7) Es gelten 

1. sämtliche Bestimmungen dieses Bundesgesetzes für befristete Rodungen ab dem 

Ablauf der Befristung, 

2. die Bestimmungen des IV. Abschnittes und der §§ 172 und 174 für alle Rodungen 

bis zur Entfernung des Bewuchses. 

….. 

6.7 Luftfahrtgesetz – LFG 

5. Teil 

Luftfahrthindernisse 

Begriffsbestimmung 

§ 85. ….. 

(2) Außerhalb von Sicherheitszonen sind Luftfahrthindernisse die in Abs. 1 Z 1 be-

zeichneten Objekte, wenn ihre Höhe über der Erdoberfläche 

1. 100 m übersteigt oder 

2. 30 m übersteigt und sich das Objekt auf einer natürlichen oder künstlichen Bo-

denerhebung befindet, die mehr als 100 m aus der umgebenden Landschaft heraus-

ragt; in einem Umkreis von 10 km um den Flugplatzbezugspunkt (§ 88 Abs. 2) gilt 

dabei als Höhe der umgebenden Landschaft die Höhe des Flugplatzbezugspunktes. 
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Luftfahrthindernisse außerhalb von Sicherheitszonen 

§ 91. Ein Luftfahrthindernis außerhalb von Sicherheitszonen (§ 85 Abs. 2 und 3) darf, 

unbeschadet der Bestimmung des § 91a, nur mit Bewilligung der gemäß § 93 zu-

ständigen Behörde errichtet, abgeändert oder erweitert werden (Ausnahmebewilli-

gung). Die nach sonstigen Rechtsvorschriften erforderlichen Bewilligungen bleiben 

unberührt. 

Ausnahmebewilligungen 

§ 92. (1) Im Antrag auf Erteilung einer Ausnahmebewilligung (§ 86 und § 91) sind die 

Lage, die Art und Beschaffenheit sowie der Zweck des Luftfahrthindernisses anzuge-

ben. 

(2) Eine Ausnahmebewilligung ist mit Bescheid zu erteilen, wenn durch die Errich-

tung, Abänderung oder Erweiterung des Luftfahrthindernisses die Sicherheit der Luft-

fahrt nicht beeinträchtigt wird. Sie ist insoweit bedingt, befristet oder mit Auflagen zu 

erteilen, als dies im Interesse der Sicherheit der Luftfahrt oder zum Schutze der All-

gemeinheit erforderlich ist, wobei insbesondere die Art und Weise der allenfalls er-

forderlichen Kennzeichnung des Luftfahrthindernisses (§ 95) festzulegen ist. 

…… 

Zuständigkeit 

§ 93. …... 

(2) ….. Im Falle eines Luftfahrthindernisses gemäß § 85 Abs. 2 Z 1 ist vor Erteilung 

einer Ausnahmebewilligung gemäß § 91 das Einvernehmen mit der Austro Control 

GmbH herzustellen. 

Anlagen mit optischer oder elektrischer Störwirkung 

§ 94. (1) Ortsfeste und mobile Anlagen mit optischer oder elektrischer Störwirkung, 

durch die eine Gefährdung der Sicherheit der Luftfahrt, insbesondere eine Verwechs-

lung mit einer Luftfahrtbefeuerung oder eine Beeinträchtigung von Flugsicherungs-

einrichtungen sowie eine Beeinträchtigung von ortsfesten Einrichtungen der Luft-

raumüberwachung oder ortsfesten Anlagen für die Sicherheit der Militärluftfahrt ver-

ursacht werden könnten, dürfen nur mit einer Bewilligung der gemäß Abs. 2 zustän-
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digen Behörde errichtet, abgeändert, erweitert und betrieben werden. Die nach sons-

tigen Rechtsvorschriften erforderlichen Bewilligungen bleiben unberührt. Die Bewilli-

gung ist zu erteilen, wenn die Sicherheit der Luftfahrt dadurch nicht beeinträchtigt 

wird. Die Bewilligung ist insoweit bedingt, befristet oder mit Auflagen zu erteilen, als 

dies im Interesse der Sicherheit der Luftfahrt erforderlich ist. 

….. 

Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen 

§ 95. (1) Ist in der Ausnahmebewilligung gemäß § 92 Abs. 2 eine Kennzeichnung des 

Luftfahrthindernisses festgelegt worden, ist der Eigentümer des Luftfahrthindernisses 

verpflichtet, diese Kennzeichnung auf seine Kosten durchzuführen und für die lau-

fende Instandhaltung der Kennzeichnung zu sorgen. Dies gilt auch für Luftfahrthin-

dernisse, die vor dem 1. Juli 1994 errichtet worden sind, sowie für Luftfahrthindernis-

se, die vor dem 1. Jänner 1958 errichtet worden sind und für die mit Bescheid von 

Amts wegen Kennzeichnungsmaßnahmen vorgeschrieben worden sind. Ein diesbe-

züglich allfällig entgegenstehender Bescheidspruch ist nicht mehr anzuwenden. 

….. 

Meldung von Luftfahrthindernissen 

§ 95a. (1) Der Eigentümer eines gemäß § 92 genehmigten Luftfahrthindernisses hat 

dem örtlich zuständigen Landeshauptmann den Baubeginn sowie die Fertigstellung 

des Objektes zu melden. Im Falle von befristet errichteten Luftfahrthindernissen kann 

diese Meldung auch vom Errichter des Objektes erstattet werden. Die Meldung hat 

genaue Angaben über die Lage und die Beschaffenheit des Luftfahrthindernisses zu 

enthalten. Bei der Meldung der Fertigstellung eines gemäß § 85 Abs. 1 oder Abs. 2 

Z 1 genehmigten Luftfahrthindernisses sind die aus der Vermessung ermittelten Ge-

nauigkeiten der Position und Höhenwerte anzugeben. Für die Richtigkeit dieser An-

gaben ist der Meldungsleger verantwortlich. 

….. 

6.8 ArbeitnehmerInnenschutzgesetz - ASchG 

Arbeitsstättenbewilligung 
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§ 92. (1) Arbeitsstätten, die infolge der Art der Betriebseinrichtungen, der Arbeitsmit-

tel, der verwendeten Arbeitsstoffe oder Arbeitsverfahren in besonderem Maße eine 

Gefährdung der Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer bewirken können, dür-

fen nur auf Grund einer Bewilligung der zuständigen Behörde errichtet und betrieben 

werden (Arbeitsstättenbewilligung). 

….. 

6.9 NÖ Naturschutzgesetz 2000  

§ 7 

Bewilligungspflicht 

(1) Außerhalb vom Ortsbereich, das ist ein baulich und funktional zusammenhängen-

der Teil eines Siedlungsgebietes (z.B. Wohnsiedlungen, Industrie- oder Gewerbe-

parks), bedürfen der Bewilligung durch die Behörde:  

1. die Errichtung und wesentliche Abänderung von allen Bauwerken, die nicht Ge-

bäude sind und die auch nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit Gebäuden ste-

hen und von sachlich untergeordneter Bedeutung sind;  

….. 

(2) Die Bewilligung nach Abs. 1 ist zu versagen, wenn  

1. das Landschaftsbild,  

2. der Erholungswert der Landschaft oder  

3. die ökologische Funktionstüchtigkeit im betroffenen Lebensraum  

nachhaltig beeinträchtigt wird und diese Beeinträchtigung nicht durch Vorschreibung 

von Vorkehrungen weitgehend ausgeschlossen werden kann. Bei der Vorschreibung 

von Vorkehrungen ist auf die Erfordernisse einer zeitgemäßen Land- und Forstwirt-

schaft sowie einer leistungsfähigen Wirtschaft soweit wie möglich Bedacht zu neh-

men.  

(3) Eine nachhaltige Beeinträchtigung der ökologischen Funktionstüchtigkeit des be-

troffenen Lebensraumes liegt insbesondere vor, wenn  
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1. eine maßgebliche Störung des Kleinklimas, der Bodenbildung, der Oberflächen-

formen oder des Wasserhaushaltes erfolgt,  

2. der Bestand und die Entwicklungsfähigkeit an für den betroffenen Lebensraum 

charakteristischen Tier- und Pflanzenarten, insbesondere an seltenen, gefährdeten 

oder geschützten Tier- oder Pflanzenarten, maßgeblich beeinträchtigt oder vernichtet 

wird,  

3. der Lebensraum heimischer Tier- oder Pflanzenarten in seinem Bestand oder 

seiner Entwicklungsfähigkeit maßgeblich beeinträchtigt oder vernichtet wird oder  

4. eine maßgebliche Störung für das Beziehungs- und Wirkungsgefüge der heimi-

schen Tier- oder Pflanzenwelt untereinander oder zu ihrer Umwelt zu erwarten ist.  

(4) Mögliche Vorkehrungen im Sinne des Abs. 2 sind:  

* die Bedingung oder Befristung der Bewilligung,  

* der Erlag einer Sicherheitsleistung sowie  

* die Erfüllung von Auflagen, wie beispielsweise die Anpassung von Böschungsnei-

gungen, die Bepflanzung mit bestimmten standortgerechten Bäumen oder Sträu-

chern, die Schaffung von Fisch-Aufstiegen, Grünbrücken oder Tierdurchlässen.  

(5) Von der Bewilligungspflicht gemäß Abs. 1 sind Maßnahmen, die im Zuge folgen-

der Vorhaben stattfinden, ausgenommen:  

1. Forststraßen und forstliche Bringungsanlagen;  

2. Bringungsanlagen gemäß § 4 des Güter- und Seilwege-Landesgesetzes 1973, 

LGBl. 6620;  

3. wasserrechtlich bewilligungspflichtige unterirdische bauliche Anlagen (z.B. 

Rohrleitungen, Schächte) für die Wasserver- und -entsorgung;  

4. Straßen, auf die § 9 Abs. 1 des NÖ Straßengesetzes 1999, LGBl. 8500, anzu-

wenden ist. 

Abschnitt III 
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Besondere Schutzbestimmungen 

§ 8 

Landschaftsschutzgebiet 

(1) Gebiete, die eine hervorragende landschaftliche Schönheit oder Eigenart aufwei-

sen, als charakteristische Kulturlandschaft von Bedeutung sind oder die in besonde-

rem Maße der Erholung der Bevölkerung oder dem Fremdenverkehr dienen, können 

durch Verordnung der Landesregierung zu Landschaftsschutzgebieten erklärt wer-

den. 

….. 

(3) Neben der Bewilligungspflicht nach § 7 Abs. 1 bedürfen in Landschaftsschutzge-

bieten einer Bewilligung durch die Behörde: 

1. die Kulturumwandlung von Flächen mit einem Ausmaß von mehr als einem 

Hektar; 

2. die Beseitigung besonders landschaftsprägender Elemente im Sinne des Abs. 

1. 

§ 7 Abs. 5 gilt in Landschaftsschutzgebieten nicht. 

(4) In Landschaftsschutzgebieten sind bewilligungspflichtige Vorhaben oder Maß-

nahmen (§§ 7 Abs. 1 und 8 Abs. 3) zu versagen, wenn 

1. das Landschaftsbild, 

2. der Erholungswert der Landschaft, 

3. die ökologische Funktionstüchtigkeit im betroffenen Lebensraum, 

4. die Schönheit oder Eigenart der Landschaft oder 

5. der Charakter des betroffenen Landschaftsraumes 

nachhaltig beeinträchtigt wird und diese Beeinträchtigung nicht durch Vorschreibung 

von Vorkehrungen (§ 7 Abs. 4) weitgehend ausgeschlossen werden kann. Bei der 
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Vorschreibung von Vorkehrungen ist auf die Erfordernisse einer zeitgemäßen land- 

und forstwirtschaftlichen Nutzung soweit wie möglich Bedacht zu nehmen. 

§ 9 

Europaschutzgebiet 

(1) Die folgenden Bestimmungen (§§ 9 und 10) dienen dem Aufbau und dem Schutz 

des europäischen ökologischen Netzes “Natura 2000”, insbesondere dem Schutz der 

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und der Europäischen Vogelschutzgebie-

te. Die getroffenen Maßnahmen zielen darauf ab, einen günstigen Erhaltungszustand 

der natürlichen Lebensräume und wildlebenden Pflanzen- und Tierarten von gemein-

schaftlichem Interesse zu bewahren oder wiederherzustellen. 

(2) Im Sinne der §§ 9 und 10 bedeuten: 

1. Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie: Richtlinie 92/43/ EWG des Rates vom 21. März 

1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und 

Pflanzen (ABl.Nr. L 206 vom 22.7.1992, S. 7), die zuletzt durch die Richtlinie 

97/62/EG des Rates vom 27. Oktober 1997 (ABl.Nr. L 305 S. 42) geändert worden 

ist. 

2. Vogelschutz-Richtlinie: Richtlinie 79/409/EWG des Rates vom 2. April 1979 

über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten (ABl.Nr. L 103 vom 25. April 1979, S. 

1), die zuletzt durch die Richtlinie 97/49/EG der Kommission vom 29. Juli 1997 

(ABl.Nr. L 223 vom 13.8.1997, S. 9) geändert worden ist. 

3. Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung: die in die Liste nach Artikel 4 Abs. 

2 Satz 3 der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie eingetragenen Gebiete. 

4. Europäische Vogelschutzgebiete: Gebiete zur Erhaltung wildlebender Vogelar-

ten im Sinne des Artikel 4 Abs. 1 und 2 der Vogelschutz-Richtlinie. 

5. Prioritäre natürliche Lebensraumtypen: vom Verschwinden bedrohte Lebens-

raumtypen, für deren Erhaltung der Gemeinschaft besondere Verantwortung zu-

kommt und die in Anhang I der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie mit einem Sternchen 

(*) gekennzeichnet sind. 

6. Erhaltungszustand eines natürlichen Lebensraums: 
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die Gesamtheit der Einwirkungen, die den betreffenden Lebensraum und die darin 

vorkommenden charakteristischen Arten beeinflussen und die sich langfristig auf sei-

ne natürliche Verbreitung, seine Struktur und seine Funktionen sowie das Überleben 

seiner charakteristischen Arten auswirken können. 

7. Prioritäre Arten: wildlebende Tiere und Pflanzen für deren Erhaltung der Ge-

meinschaft besondere Verantwortung zukommt und die in Anhang II der Fauna-

Flora-Habitat-Richtlinie mit einem Sternchen (*) gekennzeichnet sind. 

8. Erhaltungszustand einer Art: die Gesamtheit der Einflüsse, die sich langfristig 

auf die Verbreitung und die Größe der Populationen der betreffenden Arten auswir-

ken können. 

9. Erhaltungsziele: Erhaltung oder Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungs-

zustandes der in Anhang I der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie aufgeführten natürli-

chen Lebensräume und der in Anhang II dieser Richtlinie aufgeführten Tier- und 

Pflanzenarten, die in einem Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung vorkommen 

sowie der in Anhang I der Vogelschutz-Richtlinie aufgeführten und der in Artikel 4 

Abs. 2 dieser Richtlinie genannten Vogelarten sowie ihrer Lebensräume, die in einem 

Europäischen Vogelschutzgebiet vorkommen. 

(3) Gebiete gemäß Abs. 1 sind durch Verordnung der Landesregierung zu besonde-

ren Schutzgebieten mit der Bezeichnung “Europaschutzgebiete” zu erklären. Zu Eu-

ropaschutzgebieten können insbesondere auch bereits bestehende Natur- und 

Landschaftsschutzgebiete erklärt werden. 

….. 

§ 10 

Verträglichkeitsprüfung 

(1) Projekte, 

* die nicht unmittelbar mit der Verwaltung eines Europaschutzgebietes in Verbindung 

stehen oder hierfür nicht notwendig sind und 

* die ein solches Gebiet einzeln oder in Zusammenwirkung mit anderen Plänen oder 

Projekten erheblich beeinträchtigen könnten, 
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bedürfen einer Bewilligung der Behörde. 

….. 

(3) Im Rahmen des Bewilligungsverfahrens hat die Behörde eine Prüfung des Projek-

tes auf Verträglichkeit mit den für das betroffene Europaschutzgebiet festgelegten 

Erhaltungszielen, insbesondere die Bewahrung oder Wiederherstellung eines günsti-

gen Erhaltungszustandes der natürlichen Lebensräume und wildlebenden Tier- und 

Pflanzenarten in diesem Gebiet, durchzuführen (Naturverträglichkeitsprüfung). 

(4) Hat die Behörde aufgrund der Ergebnisse der Naturverträglichkeitsprüfung fest-

gestellt, dass das Gebiet als solches nicht erheblich beeinträchtigt wird, ist die Bewil-

ligung zu erteilen. 

 

§ 11 

Naturschutzgebiet 

….. 

(4) In Naturschutzgebieten ist jeder Eingriff in das Pflanzenkleid oder Tierleben und 

jede Änderung bestehender Boden- oder Felsbildungen verboten. Weiters ist das Be-

treten außerhalb der gemäß Abs. 5 in der Verordnung bezeichneten Wege und Be-

reiche verboten. Von dem Betretungsverbot sind die Eigentümer, die Nutzungsbe-

rechtigten und diejenigen Personen ausgenommen, denen dies aufgrund eines ge-

setzlichen Auftrages (z.B. Forstschutzorgane, Jagd- und Fischereiaufsichtsorgane, 

Organe der Naturschutzbehörde) gestattet ist. 

….. 

6.10 NÖ GEBRAUCHSABGABEGESETZ 1973 

§ 1 

Gebrauchserlaubnis 

(1) Für den Gebrauch von öffentlichem Grund in der Gemeinde einschließlich seines 

Untergrundes und des darüber befindlichen Luftraumes ist vorher eine Gebrauchser-
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laubnis zu erwirken, wenn der Gebrauch über die widmungsmäßigen Zwecke dieser 

Fläche hinausgehen soll. 

….. 

§ 2 

Erteilung der Gebrauchserlaubnis, Anzeigepflicht 

(1) Die Erteilung einer Gebrauchserlaubnis ist nur auf Antrag zulässig. 

(2) Die Gebrauchserlaubnis ist zu versagen, wenn dem Gebrauch öffentliche Rück-

sichten, wie Umstände sanitärer oder hygienischer Art, der Parkraumbedarf, städte-

bauliche Interessen, Gesichtspunkte des Stadt- und Grünlandbildes oder Umstände 

des Natur-, Denkmal- oder Bodenschutzes, entgegenstehen; bei Erteilung der Ge-

brauchserlaubnis sind Bedingungen, Befristungen oder Auflagen vorzuschreiben, 

soweit dies zur Wahrung dieser Rücksichten erforderlich ist. 

6.11 NÖ Bauordnung 2014 (NÖ BO 2014) 

I. Baurecht 

A) Allgemeines 

§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz regelt das Bauwesen im Land Niederösterreich. 

(2) Durch dieses Gesetz werden 

1. die Zuständigkeit des Bundes für bestimmte Bauwerke (z. B. Bundesstraßen, 

Bergbau-, Eisenbahn-, Luftfahrts-, Verteidigungs-, Wasserkraft- und öffentliche 

Schifffahrtsanlagen) sowie 

2. die Vorschriften, wonach für Bauvorhaben zusätzliche Bewilligungen erforder-

lich sind (z. B. Gewerbe-, Wasser-, Naturschutz- und Umweltschutzrecht), 

nicht berührt. 
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(3) Weiters sind folgende Bauwerke vom Geltungsbereich dieses Gesetzes ausge-

nommen: 

1. Forststraßen und forstliche Bringungsanlagen; 

2. landwirtschaftliche Bringungsanlagen (§ 4 des Güter- und Seilwege-

Landesgesetzes 1973, LGBl. 6620); 

3. unterirdische Wasserver- und -entsorgungsanlagen (z. B. Rohrleitungen, 

Schächte) sowie Schutz- und Regulierungswasserbauten, soweit es sich um nach 

dem Wasserrechtsgesetz, BGBl. Nr. 215/1959 in der Fassung BGBl. I Nr. 54/2014, 

bewilligungs- oder anzeigepflichtige Maßnahmen handelt; 

4. elektrische Leitungsanlagen, ausgenommen Gebäude, (§ 2 des NÖ Stark-

stromwegegesetzes, LGBl. 7810), Anlagen zur Erzeugung von elektrischer Energie 

(§ 2 Abs. 1 Z 22 des NÖ Elektrizitätswesengesetzes 2005, LGBl. 7800), soweit sie 

einer elektrizitätsrechtlichen Genehmigung bedürfen, sowie Gas-, Erdöl- und Fern-

wärmeleitungen; 

5. Straßenbauwerke des Landes und der Gemeinden; 

6. bewilligungs-, anzeige- und meldefreie Vorhaben. 

….. 

6.12 NÖ Raumordnungsgesetz 2014 (NÖ ROG 2014) 

§ 20 

Grünland 

….. 

19. Windkraftanlagen: 

Flächen für Anlagen zur Gewinnung elektrischer Energie aus Windkraft mit einer 

Engpassleistung von mehr als 20 kW; erforderlichenfalls unter Festlegung der Anzahl 

der zulässigen Windkraftanlagen und der zulässigen Nabenhöhe am gleichen Stand-

ort. Es ist ausreichend, wenn die für das Fundament einer Windkraftanlage erforder-

liche Fläche gewidmet wird. 
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….. 

(3a) Bei der Widmung einer Fläche für Windkraftanlagen müssen 

 1. eine mittlere Leistungsdichte des Windes von mindestens 220 Watt/m² in 130 m 

Höhe über dem Grund vorliegen und 

 2. folgende Mindestabstände eingehalten werden: 

 - 1.200 m zu gewidmetem Wohnbauland und Bauland-Sondergebiet mit erhöh-

tem Schutzanspruch 

 - 750 m zu landwirtschaftlichen Wohngebäuden und erhaltenswerten Gebäuden 

im Grünland (Geb), Grünland Kleingärten und Grünland Campingplätzen 

 - 2.000 m zu gewidmetem Wohnbauland (ausgenommen Bauland-Gebiete für 

erhaltenswerte Ortsstrukturen), welches nicht in der Standortgemeinde liegt. Wenn 

sich dieses Wohnbauland in einer Entfernung von weniger als 800 m zur Gemeinde-

grenze befindet, dann beträgt der Mindestabstand zur Gemeindegrenze 1.200 m. Mit 

Zustimmung der betroffenen Nachbargemeinde(n) kann der Mindestabstand von 

2.000 m auf bis zu 1.200 m reduziert werden. 

Bei der Widmung derartiger Flächen ist auf eine größtmögliche Konzentration von 

Windkraftanlagen hinzuwirken und die Widmung von Einzelstandorten nach Möglich-

keit zu vermeiden. 

(3b) Die Landesregierung hat durch die Erlassung eines Raumordnungsprogrammes 

Zonen festzulegen, auf denen die Widmung “Grünland – Windkraftanlage” zulässig 

ist. Dabei ist insbesondere auf die im Abs. 3a festgelegten Abstandsregelungen, die 

Interessen des Naturschutzes, der ökologischen Wertigkeit des Gebietes, des Orts- 

und Landschaftsbildes, des Tourismus, des Schutzes des Alpenraumes, auf die vor-

handenen und geplanten Transportkapazitäten der elektrischen Energie (Netzinfra-

struktur) und auf Erweiterungsmöglichkeiten bestehender Windkraftanlagen (Wind-

parks) Bedacht zu nehmen. Nach Möglichkeit ist eine regionale Ausgewogenheit an-

zustreben. Im Raumordnungsprogramm können weitere Festlegungen getroffen wer-

den (z. B. Anzahl der Windkraftanlagen in einer Zone). 

….. 
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(6) Die Errichtung von Bauwerken für die Energie- und Wasserversorgung sowie für 

die Abwasserbeseitigung, von fernmeldetechnischen Anlagen, Maßnahmen zur 

Wärmedämmung von bestehenden Gebäuden, Messstationen und Aussichtswarten, 

Kapellen, Marterln und anderen Kleindenkmälern sowie Kunstwerken darf in allen 

Grünlandwidmungsarten bewilligt werden. Die Fundamente der Windkraftanlagen 

dürfen jedoch nur auf solchen Flächen errichtet werden, die als Grünland-

Windkraftanlagen im Flächenwidmungsplan gewidmet sind. Photovoltaikanlagen dür-

fen nur auf solchen Flächen errichtet werden, die als Grünland-Photovoltaikanlagen 

gewidmet sind. 

….. 

7 Subsumption 

7.1 UVP-Pflicht/Genehmigungspflicht gemäß UVP-G 200 0  

7.1.1 Das Vorhaben „Windpark Dürnkrut-Götzendorf II“, nämlich die Errichtung und 

der Betrieb von 9 Windenergieanlagen (WEA), davon 8 Anlagen der Type REpower 

3.2M114 mit einer Nabenhöhe von 143 m (4 Anlagen), und 123 m (restlichen 4 Anla-

gen), einem Rotordurchmesser von 114 m und einer Nennleistung von je 3.170 kW, 

1 Anlage der Type REpower MM92 mit einer Nabenhöhe von 100 m, einem Rotor-

durchmesser von 92,5 m und einer Nennleistung von 2.050 kW, in Summe demnach 

eine Gesamtleistung von 27,41 MW, inklusive aller damit im Zusammenhang stehen-

den Begleitmaßnahmen, in der Marktgemeinden Dürnkrut, der Gemeinde Velm-

Götzendorf, der Marktgemeinde Spannberg und Stadtgemeinde Zistersdorf, im Ver-

waltungsbezirk Gänserndorf, erfüllt den Tatbestand des § 3 Abs 1 UVP-G 2000 iVm 

Z 6 lit a Anhang 1 zum UVP-G 2000. 

7.1.2 Das Vorhaben unterliegt daher der Verpflichtung zur Durchführung einer Um-

weltverträglichkeitsprüfung im vereinfachten Verfahren, weshalb ein Umweltverträg-

lichkeitsprüfungsverfahren nach § 12 a UVP-G 2000 sowie ein Genehmigungsverfah-

ren nach § 17 UVP-G 2000 durchzuführen ist. 
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7.2 Materienrechtliche Genehmigungstatbestände 

7.2.1 Das Vorhaben erfüllt weiters die unter Punkt 6 angeführten Genehmigungstat-

bestände, weshalb ein Genehmigungsverfahren nach § 17 UVP-G 2000 iVm den an-

geführten Bestimmungen durchzuführen war. 

7.2.2 Bei der windparkinternen Verkabelung handelt es sich um einen Bestandteil 

der Erzeugungsanlagen elektrischer Energie, weshalb sie auch den Genehmigungs-

bestimmungen des NÖ ElWG 2005 unterliegen. 

7.2.3 Insbesondere handelt es sich bei der externen Wildparkverkabelung (Kabel-

systeme von den WEAs zum Netzanschlusspunkt) um eine elektrische Leitungsanla-

ge für Starkstrom, deren Errichtung einer Bewilligungspflicht nach dem Starkstrom-

wegerecht unterliegt. Da die Leitungsanlage nicht ausschließlich dem Transport der 

in der Anlage gemäß Ökostromgesetzt erzeugten elektrischen Energie dient, ist die 

Ausnahmebestimmung nicht anzuwenden. 

8 Rechtliche Würdigung 

8.1 Allgemeine Ausführungen 

8.1.1 Zunächst ist auszuführen, dass ein Vorhaben immer einen Eingriff in den Be-

stand darstellt und es üblicherweise auch zu Auswirkungen auf die Umwelt, Men-

schen, Tier und Pflanzen kommt. Allgemein kennt jedoch weder der Gesetzgeber 

noch die Judikatur ein allgemeines Verschlechterungsverbot, dh Eingriffe in Rechte 

Dritter sowie (vom Gesetzgeber festgelegte) Schutzgüter sind zulässig, solange sie 

im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben geschehen (vgl § 19 UVP-G 2000). 

8.1.2 Weiters wurde, den von der Judikatur zur Gewerbeordnung entwickelten 

Rechtsgrundsätzen folgend, in Bezug auf die Auswirkungen auf den Menschen nur 

beurteilt, wie sich die Veränderung der tatsächlichen örtlichen Verhältnisse auf einen 

gesunden, normal empfindenden Menschen und auf ein gesundes, normal empfin-

dendes Kind als Durchschnittsmenschen ohne besondere Überempfindlichkeit aus-

wirkt. Besondere Empfindlichkeiten von Personen können daher nur bei Vorliegen 

besonderer  Schutznormen (zB Widmungsvorschriften für Krankenanstalten) berück-

sichtigt werden. 
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8.1.3 Im Ermittlungsverfahren wurde das Vorliegen der Genehmigungskriterien des 

UVP-G 2000 sowie der materienrechtlichen Bestimmungen aller mit angewendeten 

Normen geprüft und festgestellt, dass diese erfüllt sind und insbesondere weder ge-

sundheitliche Gefährdungen noch unzumutbare Belästigungen von Personen zu er-

warten sind und die öffentlichen Schutzinteressen gewahrt werden.  

8.1.4 Anzumerken ist dazu, dass die Beurteilung sowohl in Hinblick auf die Bau- als 

auch auf die Betriebsphase erfolgte. 

8.1.5 Bei Genehmigungsverfahren nach dem UVP-G 2000 handelt es sich um Pro-

jektgenehmigungsverfahren (US 26.08.2013, 3A/2012/19-51 Graz Murkraftwerk). In-

soweit bildet die vom Antragsteller vorgelegte Vorhabensbeschreibung den Verfah-

rens- und Beurteilungsgegenstand. 

8.2 Umweltverträglichkeit des Vorhabens 

8.2.1 Die Umweltverträglichkeit des gegenständlichen (Gesamt)Vorhabens zu prü-

fen, bedeutet nun grundsätzlich der Frage nachzugehen, ob die öffentlichen Schutz-

interessen bei seiner Realisierung mittelbar oder unmittelbar berührt sind und wie sie 

umfassend und bestmöglich geschützt werden können. Der Kreis der öffentlichen In-

teressen ergibt sich neben § 1 Abs 1 Z 1 UVP-G 2000 auch aus den mit anzuwen-

denden materienrechtlichen Vorschriften. 

8.2.2 Bei dieser fachlich anzustellenden Prüfung kamen die Sachverständigen zum 

Schluss, dass die Errichtung und der Betrieb der Anlagen den geltenden technischen 

Standards entspricht und negative Auswirkungen auf die maßgebenden Schutzinte-

ressen nicht zu erwarten sind, wenn projektgemäß vorgegangen wird und die im 

Spruch angeführten Auflagen eingehalten werden. Aufgrund dieser durchaus nach-

vollziehbaren und ausreichend begründeten fachlichen Einschätzungen steht für die 

Behörde somit fest, dass das Vorhaben als umweltverträglich zu qualifizieren ist.  

8.2.3 Insbesondere wurde durch die Gutachter auch auf die in den Stellungnahmen 

vorgebrachten Argumente eingegangen und berücksichtigt. Auch wurde diese Fest-

stellung in der nach dem UVP-G 2000 gebotenen Gesamtbeurteilung durch die 

Sachverständigen getroffen. 
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8.3 Materienrechtliche Genehmigungsfähigkeit 

8.3.1 Die Behörde hat bei der Entscheidung über einen Antrag die in den betreffen-

den Verwaltungsvorschriften und die im § 17 Abs 2 bis 6 UVP-G 2000 vorgesehenen 

Genehmigungsvoraussetzungen anzuwenden.  

8.3.2 Es ist daher zunächst zu prüfen, ob die in den materienrechtlichen Verwal-

tungsvorschriften festgelegten Genehmigungsvoraussetzungen erfüllt sind. Durch 

das Vorhaben werden jedenfalls jene materienrechtlichen Tatbestände erfüllt, die un-

ter den entscheidungsrelevanten Rechtsgrundlagen angeführt sind. Die Prüfung hat 

daher diese Genehmigungsvoraussetzungen zu umfassen. 

8.3.3 Die Umweltverträglichkeitsprüfung ist materiell als umfassende Prüfung öffent-

licher Interessen anzusehen, weshalb durch sie auch schon ein beachtlicher Teil der 

Prüfung hinsichtlich der Genehmigungsfähigkeit des Vorhabens anhand der einzel-

nen, zitierten Genehmigungstatbestände vorgenommen worden ist. Dies deshalb, 

weil die in den materienrechtlichen Genehmigungsvoraussetzungen angeführten öf-

fentlichen Interessen de iure immer die wesentliche Grundlage jeder Genehmigung 

bilden und die Genehmigungstatbestände auf deren Einhaltung abstellen. Naturge-

mäß sind in der die öffentlichen Interessen betreffenden Beurteilung in aller Regel 

auch schon die fachlichen Aussagen zur Frage nach der Einhaltung der sonstigen 

Genehmigungsvoraussetzungen enthalten. So wird in den fachlichen Ausführungen 

in gleicher Weise schlüssig befunden, dass bei projektgemäßer Ausführung und Ein-

haltung der Auflagen neben den öffentlichen Interessen auch den sonstigen Geneh-

migungsvoraussetzungen nicht zuwidergehandelt wird.  

8.3.4 Im Zuge dieses Ermittlungsverfahrens wurden auch speziell die materienrecht-

lichen Genehmigungsvoraussetzungen geprüft und festgestellt, dass diese – auch in 

Hinblick auf die Beachtung der öffentlichen Interessen, die im Zuge der Feststellung 

der Umweltverträglichkeit geprüft wurden – erfüllt sind. 

8.3.5 Von der Behörde wurden nun die materienrechtlichen Genehmigungsvoraus-

setzungen geprüft, welche wie folgt zusammengefasst werden können: 

8.3.5.1 Personenschutz: Es wurde geprüft, ob durch das Vorhaben (insbesondere 

Immissionen wie Lärm – Schall und Infraschall - oder Schattenwurf) Personen ge-

sundheitlich gefährdet oder unzumutbar belästigt werden. Diese Prüfung wurde so-
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wohl in Bezug auf Personen, welche bei der Errichtung oder beim Betrieb des Vor-

habens tätig sind oder deren Umfeld nutzen, als auch auf Personen, welche durch 

Auswirkungen der Anlage betroffen sein könnten, durchgeführt (vgl NÖ Elektrizitäts-

wesengesetz 2005, ArbeitnehmerInnenschutzgesetz – AschG,). Insbesondere wurde 

auch die mögliche Gefährdung von Personen durch Eisabfall geprüft und beurteilt. 

Ergebnis dieser Prüfung war, dass durch das Vorhaben Personen weder gesundheit-

lich gefährdet noch unzumutbar belästigt werden. 

8.3.5.2 Sachgüter/Rechtsschutz/Eigentum: Es wurde geprüft, ob es durch das 

Vorhaben zu unzulässigen Zerstörungen und Eingriffen in Sachgüter und in Rechte 

(Eigentum) an diesen (zB Nutzungseinschränkungen) sowie unzulässigen Zerstörun-

gen und Eingriffen in immaterielle Interessen (wie Kulturgüter und Denkmalschutz) 

kommt (vgl Denkmalschutzgesetz – DMSG).  

Ergebnis dieser Prüfung war, dass es durch das Vorhaben zu keinen unzulässigen 

Beeinträchtigungen von Sachgütern, Rechten an diesen oder immateriellen Interes-

sen kommt. Insbesondere ist von keinen unzulässigen Eingriffen in das Eigentum 

Dritter auszugehen. 

8.3.5.3 Umweltschutz: Es wurde geprüft, ob es durch das Vorhaben zu unzulässi-

gen Zerstörungen bzw Eingriffen in der Natur, dh die Tier- und Pflanzenwelt inklusive 

deren Lebensräumen und das Orts- und Landschaftsbild, in Gewässer, dh sowohl 

Grund- als auch Tagwässer (privat und öffentlich), in den Boden an sich oder die Luft 

an sich kommt. Insbesondere wurden dabei auch Beurteilungen des Einflusses des 

Vorhabens auf die Avifauna, Fledermäuse und die Flugkorridore vorgenommen (vgl 

NÖ NSchG 2000, Wasserrechtsgesetz 1959 - WRG 1959 inkl Verordnungen, Abfall-

wirtschaftsgesetz 2002 - AWG 2002).  

Ergebnis dieser Prüfung war, dass es durch das Vorhaben zu keinen unzulässigen 

Beeinträchtigungen der Schutzgüter Natur, Orts- und Landschaftsbild inklusive Tier 

und Pflanzenwelt, Gewässer, Boden, oder Luft kommt. Dabei muss insbesondere auf 

die Ausführungen des Sachverständigen für Naturschutz/Ornithologie sowie des 

Sachverständigen für Raumordnung/Landschaftsbild hingewiesen werden. 

8.3.5.4 Ressourcennutzung: Es wurde geprüft, ob es durch das Vorhaben zu un-

zulässigen bzw nicht schonenden Nutzungen von Ressourcen kommt (vgl NÖ Elekt-

rizitätswesengesetz 2005, Wasserrechtsgesetz 1959 - WRG 1959 inkl Verordnun-

gen, Abfallwirtschaftsgesetz 2002 - AWG 2002).   
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Der Windpark ist ein Beitrag zur Produktion elektrischer Energie in Österreich und 

verringert so die Stromimporte (insbesondere von Strom aus weniger ressourcen-

schonenderen Stromerzeugungsmethoden) nach Österreich und die Abhängigkeit 

von nicht heimischen Energieträgern.  

Bei der Umsetzung des Vorhabens wird als wesentlich betrachtet, dass Windpark 

und Infrastruktur unter größtmöglicher Rücksichtnahme auf Umwelt und Landschaft 

errichtet werden. Unter anderem wird auf kleinstmögliche Bauplätze geachtet und 

besonderes Augenmerk auf die Nutzung schon bestehender Wege als Anlagenzu-

fahrt gelegt.  

Ergebnis dieser Prüfung war daher, dass es durch das Vorhaben zu keinen unzuläs-

sigen Nutzungen und Verbrauch von Ressourcen kommt. Im Gegenteil wurde sogar 

festgestellt, dass durch das Vorhaben eine bessere Ressourcennutzung erfolgt, 

weshalb ein öffentliches Interesse an der Umsetzung des Vorhabens besteht. 

8.3.5.5 Stand der Technik: Es wurde geprüft, ob das Vorhaben dem jeweiligen 

Stand der Technik entspricht, dies insbesondere in Hinblick auf die elektrotechni-

schen Vorgaben und auf die Einhaltung (auch gesetzlich festgeschriebener) der 

Emissions- und Immissionsgrenzwerte (NÖ Elektrizitätswesengesetz 2005).  

Ergebnis dieser Prüfung war, dass durch das Vorhaben der Stand der Technik ein-

gehalten wird und keine unzulässigen Emissionen, Immissionen oder Grenzwert-

überschreitungen zu erwarten sind. 

8.3.6 Insbesondere wurde weiters geprüft, ob durch das Vorhaben eine Gefährdung 

der im Luftfahrtgesetz geschützten Interessen zu befürchten ist. Insbesondere auf-

grund des luftfahrttechnischen Gutachtens und des Einvernehmens mit der ACG 

musste die Behörde zur Auffassung gelangen, dass eine Beeinträchtigung des Flug-

verkehres oder von Aufgaben, welche die für die Überwachung der Luftfahrt zustän-

digen Behörden zu erfüllen haben, nicht in einem derartig relevanten Ausmaß betrof-

fen sind, dass dies zu einer negativen Beurteilung des Vorhabens führen müsste. 

8.3.7 Die oben angeführten Genehmigungsvoraussetzungen können auch insbe-

sondere aufgrund von behördlichen Vorschreibungen (Auflagen), die sich auf Vor-

schläge der beigezogenen Sachverständigen stützen, eingehalten werden. Auch ist 

die Möglichkeit, Vorschreibungen zu treffen, regelmäßig in den materienrechtlichen 

Bestimmungen vorgesehen. 
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8.3.8 Neben der Einhaltung der öffentlichen Interessen nach den materienrechtli-

chen Genehmigungsvoraussetzungen müssen auch „formale“ Genehmigungsvo-

raussetzungen, die einer Genehmigung entgegenstehen können, einer Umweltver-

träglichkeit jedoch nicht entgegenstehen müssen, von der Behörde geprüft werden. 

In diesem Sinn wurden insbesondere auch die Zulässigkeit der geplanten Anlage in 

Hinblick auf die bau- und widmungsrechtlichen Vorschriften und das Erfordernis der 

Zustimmung zum Projekt - etwa durch Grundeigentümer oder sonstig dinglich Be-

rechtigte - hin geprüft.  

Bei der Prüfung wurde nun insbesondere festgestellt, dass die geplante Anlage den 

widmungsrechtlichen Vorschriften insofern nicht zuwiderläuft, als die Anlagen an sich 

nicht von der Bauordnung erfasst und im Übrigen die entsprechenden Widmungen 

vorliegen. Weiters sind gemäß NÖ Elektrizitätswesengesetz 2005 für Erzeugungsan-

lagen notwendige Beschränkungen von Grundeigentum oder anderer dinglicher 

Rechte einschließlich der Entziehung des Eigentums (Enteignung) gegen angemes-

sene Entschädigung möglich.  

8.4 Genehmigungsfähigkeit gemäß UVP-G 2000 

8.4.1 Gemäß § 17 UVP-G 2000 sind zur Sicherstellung einer wirksamen Umwelt-

vorsorge zusätzliche Genehmigungsvoraussetzungen festgelegt, soweit diese nicht 

schon in den anzuwendenden Verwaltungsvorschriften vorgesehen sind. Die Behör-

de hat bei der Entscheidung über einen Antrag neben den betreffenden Verwal-

tungsvorschriften auch die Bestimmungen des § 17 Abs 2 bis 6 UVP-G 2000 als Ge-

nehmigungsvoraussetzungen anzuwenden. 

8.4.2 Gemäß § 17 Abs 2 UVP-G 2000 sind Emissionen von Schadstoffen nach dem 

Stand der Technik zu begrenzen (Z 1), die Immissionsbelastung zu schützender Gü-

ter möglichst gering zu halten, wobei jedenfalls Immissionen zu vermeiden sind, die 

das Leben oder die Gesundheit von Menschen oder das Eigentum oder sonstige 

dingliche Rechte der Nachbarn/Nachbarinnen gefährden, erhebliche Belastungen der 

Umwelt durch nachhaltige Einwirkungen verursachen, jedenfalls solche, die geeignet 

sind, den Boden, die Luft, den Pflanzen- oder Tierbestand oder den Zustand der Ge-

wässer bleibend zu schädigen, oder zu einer unzumutbaren Belästigung der Nach-

barn/Nachbarinnen im Sinne des § 77 Abs 2 der Gewerbeordnung 1994 führen. Wei-
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ters sind Abfälle nach dem Stand der Technik zu vermeiden oder zu verwerten oder, 

soweit dies wirtschaftlich nicht vertretbar ist, ordnungsgemäß zu entsorgen (Z 3). 

8.4.3 Wie oben angeführt, wurde ein Verfahren gemäß § 12a UVP-G 2000 durchge-

führt, wobei die Umweltverträglichkeit des Vorhabens festgestellt wurde, und das 

Vorhaben nach den materienrechtlichen Bestimmungen als genehmigungsfähig be-

trachtet. 

8.4.4 Vom Ergebnis der Umweltverträglichkeitsprüfung und der Beurteilung der ma-

terienrechtlichen Genehmigungsvoraussetzungen ausgehend wurde weiters die Fra-

ge nach der Genehmigungsfähigkeit des Projektes gemäß UVP-G 2000 fachlich be-

urteilt. Durch die Beurteilung, dass das Vorhaben materienrechtlich genehmigungs-

fähig ist, ist bereits der wesentliche Teil der Frage nach der Genehmigungsfähigkeit 

gemäß UVP-G 2000 beantwortet. 

8.4.5 Da die Genehmigungskriterien des UVP-G 2000 bereits bei der Beurteilung 

der materienrechtlichen Genehmigungsfähigkeit abgearbeitet wurden, bleibt als Ge-

nehmigungskriterium nach dem UVP-G 2000 demnach im Kern die Frage, ob auch 

bei einer Gesamtbewertung die öffentlichen Interessen, wie sie sich aus den materi-

enrechtlichen Bestimmungen und den Regelungen des UVP-G 2000 ergeben, ent-

sprechend geschützt werden. 

8.4.6 Auch bei dieser Gesamtbewertung der Auswirkungen des Vorhabens muss 

aufgrund des Ermittlungsverfahren und der dabei erstellten Gutachten, die in der zu-

sammenfassende Bewertung der Umweltauswirkungen zusammengeführt wurden 

und die in keinem Widerspruch zueinander stehen, die Behörde zum Ergebnis kom-

men, dass das Verfahren nach den Bestimmungen des UVP-G 2000 genehmigungs-

fähig ist. 

8.5 Abgrenzung Beurteilungsrahmen - Genehmigungsumf ang 

8.5.1 Im Verfahren gemäß UVP-G 2000 ist auch streng zwischen dem (behördli-

chen) Beurteilungsgegenstand und dem Antrags/Entscheidungsgegenstand zu un-

terscheiden. 

8.5.2 Beurteilungsgegenstand für die Umweltverträglichkeitsprüfung ist die Gesamt-

heit der räumlich und sachlich in einem Zusammenhang stehenden Maßnahmen und 
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deren Auswirkung auf die Umwelt. Das heißt, die Behörde hat das beabsichtigte Vor-

haben in seiner Gesamtheit dahingehend zu beurteilen, ob in einem nach fachlichen 

Kriterien festgelegten Raum entsprechend der fachlichen Beurteilung erhebliche 

Auswirkungen (nicht) ausgeschlossen werden können. Die Abgrenzung dieses Un-

tersuchungsraumes und Untersuchungsumfanges erfolgt daher primär nach den je-

weiligen fachlichen Gesichtspunkten. Dies hat auch zur Folge, dass je nach Fachge-

biet unterschiedliche Abgrenzungen des Untersuchungsraumes und damit des Beur-

teilungsgegenstandes erfolgt sind.  

8.5.3 Dieser Beurteilungsgegenstand erfordert daher auch die Einbeziehung von 

insbesondere (nicht zur Genehmigung beantragten) elektrischen Anlagenteilen (Um-

spannwerk) in die Beurteilung der Auswirkungen des verfahrensgegenständlichen 

Vorhabens auf die Umwelt. Eine entsprechende Beurteilung erfolgte jedenfalls durch 

die Behörde in der zusammenfassenden Bewertung.  

8.5.4 Der Antragsgegenstand (Genehmigungsgegenstand) umfasst demgegenüber 

nur jene Vorhabensbestandteile, für die aufgrund rechtlicher Erwägungen unter Be-

rücksichtigung der Genehmigungstatbestände des UVP-G 2000 und der anwendba-

ren Materiengesetze behördliche Genehmigungen beantragt werden. Der Antrags-

gegenstand (Genehmigungsgegenstand) richtet sich somit nach dem Antrag und den 

Einreichungen der Projektwerberin. Die Behörde kann und darf nicht mehr genehmi-

gen, als beantragt wurde (VwGH 06.07.2010, 2008/05/0115). 

8.5.5 Aus dem Antrag und den vorgelegten Unterlagen der Projektwerberin sowie 

der Vorhabensbeschreibung Punkt I.5 kann nun eindeutig abgeleitet werden, was zur 

Genehmigung beantragt wurde und wo die Vorhabensgrenzen liegen.  

8.5.6 Daraus lässt sich auch ersehen, dass die „Ableitung des Stroms“ entspre-

chend der fachlichen Abgrenzung sehr wohl Gegenstand der Beurteilung war und die 

Möglichkeit, den erzeugten Strom in das Netz einzuspeisen, sehr wohl gegeben ist. 

8.5.7 Eine Netzzugangsvereinbarung mit der Netz Niederösterreich GmbH vom 

6. März 2013 zum Anschluss des Windparks Dürnkrut-Götzendorf II liegt vor. 

8.5.8 Im Detail ist dazu folgendes auszuführen: 
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8.5.9 § 6 NÖ ElWG 2005 normiert die Antragsvoraussetzungen, während § 12 NÖ 

ElWG 2005 die Genehmigungsvoraussetzungen bestimmt.  

8.5.10 § 6 Abs 2 NÖ ElWG 2005 legt dar, welche Unterlagen dem Antrag auf Ertei-

lung einer elektrizitätsrechtlichen Genehmigung anzuschließen sind (Antragsvoraus-

setzung). Diese Bestimmung sieht das Vorliegen eines Netzzugangsvertrags nicht 

als Unterlage und somit nicht als Antragsvoraussetzung vor.  

8.5.11 Gemäß § 12 Abs 1 NÖ ElWG 2005 ist die Erzeugungsanlage zu genehmigen, 

wenn die Voraussetzungen nach § 11 Abs 1 NÖ ElWG 2005 erfüllt sind (Genehmi-

gungsvoraussetzungen). § 11 Abs 1 NÖ ElWG 2005 normiert das Vorliegen eines 

Netzzugangsvertrags nicht als Genehmigungsvoraussetzung. 

8.5.12 Gemäß § 7 Abs 1 Z 1 NÖ NSchG bedürfen – außerhalb vom Ortsbereich – die 

Errichtung und wesentliche Abänderung von allen Bauwerken, die nicht Gebäude 

sind und die auch nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit Gebäuden stehen und 

von sachlich untergeordneter Bedeutung sind, einer behördlichen Genehmigung. 

8.5.13 Die Genehmigung ist gemäß § 7 Abs 2 NÖ NSchG zu versagen ("taxative 

Versagungsgründe"), wenn (i) das Landschaftsbild, (ii) der Erholungswert der Land-

schaft oder (iii) die ökologische Funktionstüchtigkeit im betroffenen Lebensraum 

nachhaltig beeinträchtigt wird und diese Beeinträchtigung nicht durch Vorschreibung 

von Vorkehrungen weitgehend ausgeschlossen werden kann.  

8.5.14 Das NÖ NSchG normiert das Vorliegen eines Netzzugangsvertrags nicht als 

Genehmigungsvoraussetzung. Das "Nicht-Vorliegen" eines Netzzugangsvertrags ist 

somit auch nach § 7 Abs 2 NÖ NSchG kein Versagungsgrund.  

8.5.15 Die Realisierungsvorsorge ist somit kein Genehmigungskriterium nach NÖ 

ElWG 2005 oder NÖ NSchG. Auch das Vorliegen öffentlicher Interessen oder eine 

"Bedarfsprüfung" sind nicht als Genehmigungskriterien vorgesehen (siehe unten). 

8.5.16 Auch das UVP-G kennt das Vorliegen eines Netzzugangsvertrags nicht als 

Genehmigungsvoraussetzung. 

8.5.17 Das UVP-G normiert auch keine "Bedarfsprüfung". Eine solche kann auch aus 

§ 17 Abs 5 UVP-G 2000 nicht abgeleitet werden. Dieser Bestimmung kommt damit 

eine Auffangfunktion zu (Vgl Köhler/Schwarzer, UVP-G § 17 Rz 17; US 11.06.2010, 
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1A/2009/6-142 Heiligenkreuz; 08.03.2010, 2B/2008/23-62 Mistelbach Umfahrung). 

Sie soll insbesondere jene Auswirkungen, die durch Wechselwirkungen, Kumulati-

ons- oder Verlagerungseffekte verursacht werden, aber bei Anwendung der Geneh-

migungstatbestände der einzelnen Materiengesetze nicht vollständig erfasst werden 

können, abdecken (ZB US 04.04.2008, 8A/2007/11-94 OÖ-Sbg 380 kV-Leitung). 

§ 17 Abs 5 UVP-G bietet jedoch keine Grundlage für einer Interessenabwägung, die 

bereits nach einem Materiengesetz durchgeführt wurde. § 17 Abs 5 UVP-G bietet 

auch keine Grundlage für eine "Bedarfsprüfung". 

8.6 Bedarf 

8.6.1 Nach den im konkreten Fall anzuwendenden Genehmigungsbestimmungen ist 

der Bedarf keine Genehmigungsvoraussetzung.  

8.6.2 Dessen ungeachtet ist nach dem von der NÖ Landesregierung beschlossenen 

„Energiefahrplan 2030“ angestrebt, bis 2015 100% des Stromverbrauches durch er-

neuerbare Energien in Niederösterreich bereitzustellen. Bis 2020 sollen 50% des ge-

samten Energieverbrauchs durch erneuerbare Energien abgedeckt werden. Ähnliche 

Zielsetzungen bestehen auch auf Bundesebene. Das vorliegende Vorhaben leistet 

zu dieser Zielerreichung einen wesentlichen Beitrag. Ein Bedarf für das Vorhaben ist 

daher gegeben. 

8.7 Öffentliche Interessen 

8.7.1 Gemäß § 17 Abs 1 UVP-G 2000 hat die Behörde bei der Entscheidung über 

den Antrag die in den betreffenden Verwaltungsvorschriften und im Abs 2 bis 6 vor-

gesehenen Genehmigungsvoraussetzungen anzuwenden. 

8.7.2 Gemäß § 17 Abs 5 UVP-G 2000 sind bei zu erwartenden schwerwiegenden 

Umweltbelastungen neben den öffentlichen Interessen, insbesondere des Umwelt-

schutzes, auch relevante Interessen der Materiengesetze oder des Gemeinschafts-

rechts, die für die Realisierung des Vorhabens sprechen, zu bewerten. 

8.7.3 Wie den Aussagen der Sachverständigen zu den Risikofaktoren in den Gut-

achten entnommen werden kann, sind mit dem Vorhaben keine schwerwiegenden 

Umweltbelastungen zu erwarten. § 17 Abs 5 UVP-G 2000 gelangt daher nicht zur 

Anwendung.  
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8.7.4 Weiters lässt sich aus dem Umstand, dass ein Bedarf zur Umsetzung überre-

gionaler allgemeiner Planungsakte vorliegt, auch das Vorliegen eines allgemeinen 

öffentlichen Interesses an dem Vorhaben ableiten. 

8.7.5 Dass insbesondere beim Betreiber des Windparks auch persönliche wirt-

schaftliche Interessen für den Wunsch nach Umsetzung dieses Vorhabens vorliegen, 

steht der Beurteilung, dass ein allgemeines öffentliches Interesse am Vorhaben vor-

liegt, jedenfalls nicht entgegen. 

8.8 Zur Interessenabwägung gemäß Forstgesetz  

8.8.1 Die rodungsgegenständlichen Waldflächen liegen in einem Bereich, für welche 

im gültigen Waldentwicklungsplan (WEP) höchste Bewertung hinsichtlich ihrer 

Schutz und Wohlfahrtsfunktion ausgewiesen wurde.  

8.8.2 Die Schutzfunktion der Waldflächen im verfahrensgegenständlichen Bereich 

liegt insbesondere in der Windbremsung, im Bodenschutz und der Verminderung von 

Schneeverwehungen, welche in diesen Bereichen bereits bei geringen Schneefall-

mengen gravierend sein können. Die betroffenen Waldflächen haben einen hohen 

klimatischen Einfluss auf die benachbarten landwirtschaftlich genutzten Flächen. 

Dies wird durch die WEP-Kennzahl 331 für die betreffende Funktionsfläche ausge-

drückt. Die Schutzfunktion ist somit Leitfunktion und bezieht sich überwiegend auf 

den Schutz vor Windverwehungen im zumeist landwirtschaftlich intensiv genutzten 

Gebiet und dem Schutz vor Abschwemmung in steilen Weingärten und Ackerflächen. 

8.8.3 Die Wohlfahrtsfunktion ergibt sich aus der Filterwirkung sowie einer Verbesse-

rung des lokalen Klimas vor allem für angrenzend landwirtschaftlich genutzte Flä-

chen. Wälder, insbesondere auch kleinere isolierte Waldkomplexe inmitten einer zu-

meist agrarisch intensiv genutzten Landschaft stellen thermische Senken dar, das 

heißt, sie wirken als Kühlflächen der Landschaft. Bedingt durch den hohen Strah-

lungsenergieumsatz für die Wasserverdunstung sind die Waldflächen im Sommer 

relativ kühle Bereiche. Die Bodentemperaturen im Wald sind niedriger als außerhalb 

des Waldes, und zwar umso mehr, je feuchter der Waldboden ist. Der Bestandesin-

nenraum ist relativ homogen temperiert. Insbesondere während Hitzeperioden im 

Sommer sorgen vor allem Wälder durch ihre Verdunstung für eine Dämpfung der 

Extreme.  
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8.8.4 Die Waldausstattung laut WEP der KG Velm beträgt lediglich 4,3%, die der 

ebenfalls betroffenen KG Götzendorf lediglich 2,7% und die der KG Dürnkrut 6,4%. 

Für die Betrachtung des vom Windpark betroffenen Gebietes ist es noch aussage-

kräftiger, die Funktionsflächen im Waldentwicklungsplan zu betrachten. Die Funkti-

onsfläche 1, in der der betroffene Windpark liegt, weist eine Wertziffer von 331 und 

ein Bewaldungsprozent von lediglich 4,3 % auf. Die Funktionsfläche ist gekennzeich-

net durch Waldarmut und weist eine starke Gefährdung durch Winderosion auf. Die 

hohe Wohlfahrtswirkung ist bedingt durch die Funktionen des Waldes als Klimaaus-

gleich, durch Windreduktion und Feuchtigkeitsabgabe.  

8.8.5 Dem hohen öffentlichen Interesse an der Walderhaltung steht das hohe öffent-

liche Interesse an Energiegewinnung gegenüber. Das hohe öffentliche Interesse an 

der Gewinnung von Strom durch die Nutzung erneuerbarer Energieträger kommt 

durch nationale und internationale Zielsetzungen zum Ausdruck, wie beispielsweise 

das Ökostromgesetz, E-wirtschafts- und Organisationsgesetz, EU Richtlinie für er-

neuerbare Energien, Kyoto-Protokoll.  

8.8.6 Es liegt ein besonderes Interesse an der Walderhaltung vor. 

8.8.7 Die Behörde kann eine Bewilligung zur Rodung erteilen, wenn ein besonderes 

öffentliches Interesse an der Erhaltung dieser Fläche als Wald nicht entgegensteht. 

Da ein besonderes öffentliches Interesse an der Erhaltung von der von der Rodung 

betroffenen Waldfläche jedoch gegeben ist, kann eine Bewilligung nur erteilt werden, 

wenn ein öffentliches Interesse an einer anderen Verwendung der zur Rodung bean-

tragten Fläche das öffentliche Interesse an der Erhaltung dieser Fläche als Wald 

überwiegt. 

8.8.8 Die rechtfertigenden öffentlichen Interessen werden in § 17 Abs 4 ForstG bei-

spielhaft aufgezählt. Bergbau gilt als ein öffentliches Interesse im Sinne dieser Be-

stimmung. 

8.8.9 Wie der Verwaltungsgerichtshof in ständiger Rechtsprechung zum Ausdruck 

gebracht hat, ist die Frage, ob ein bestimmter Waldboden im Hinblick auf das öffent-

liche Interesse an der Erhaltung des Waldbestandes aus einem anderen, konkurrie-

renden öffentlichen Interesse entzogen werden darf, eine Frage, die in der Regel nur 
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auf Grund von Gutachten einschlägiger Sachverständiger beantwortet werden kann 

(vgl VwGH 31. März 1987, 84/0710344). 

8.8.10 Ein derartiges forsttechnisches Gutachten, aus dem klar ersichtlich ist, dass 

das Interesse an der Walderhaltung nicht überwiegt, wurde eingeholt.  

8.8.11 Abschließend ist noch zu erwähnen, dass allfällige negative Auswirkungen auf 

die Walderhaltungszwecke durch umfangreiche Ausgleichsmaßnahmen (insbesonde-

re Ersatzaufforstungen) jedenfalls hinten angehalten werden. 

8.9 Störfälle/Eisabfall 

8.9.1 Es wird bei der Beurteilung der Umweltverträglichkeit gemäß UVP-G 2000 

zwischen (Normal)Errichtungsphase, (Normal)Betrieb sowie Störfällen, die „nach 

vernünftiger Einschätzung als charakteristisch und typisch für den jeweiligen Vorha-

benstyp“ und außergewöhnlichen Ereignissen, die zwar denkmöglich aber nicht ty-

pisch für ein Vorhaben sind, unterschieden. 

8.9.2 Ähnlich hat die Judikatur die Frage des Beurteilungsrahmen im Zuge von Ge-

nehmigungsverfahren (zB § 77 GewO 1994, § 105 WRG 1959) beurteilt: 

§ 77 Abs 1 GewO 1994 stellt auf "die nach den Umständen des Einzelfalles voraus-

sehbaren Gefährdungen im Sinne des § 74 Abs 2 Z 1" ab. Damit sind "Störfälle", die 

nicht voraussehbar sind, nicht erfasst, wohl aber "Störfälle", die auf Grund einer un-

zureichenden Technologie regelmäßig und vorhersehbar auftreten (VwGH 

18.11.2004 Geschäftszahl 2004/07/0025). 

8.9.3 Weder das UVP-G 2000 noch die anzuwendenden materienrechtlichen Best-

immungen geben nun konkret vor, welche außergewöhnlichen Betriebszustände 

(Störfälle) neben dem Normalbetrieb einer Beurteilung der Umweltverträglichkeit oder 

Genehmigungsfähigkeit zugrunde zu legen sind.  

8.9.4 In einer Zusammenschau der Schutzzwecke der beurteilungsrelevanten Rege-

lungen und der zur GewO (als allgemein grundlegende anlagenrechtliche Vorschrift) 

entwickelten Judikatur ergibt sich nun, dass sowohl für die Beurteilung der Umwelt-

verträglichkeit als auch der Genehmigungsfähigkeit nach den einzelnen materien-

rechtlichen Genehmigungsvoraussetzungen neben dem Normalbetrieb jene Störfälle 

zu beurteilen sind, die charakteristisch und typisch für den jeweiligen Vorhabenstyp 
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sind und regelmäßig und vorhersehbar auftreten, sofern nicht materienrechtliche 

Bestimmungen besondere Beurteilungen vorsehen (vgl zB Seveso II und III Richtli-

nie), was im gegenständlichen Fall nicht gegeben ist. 

8.9.5 Die fachliche Beurteilung des gegenständlichen Windpark-Standortes im Hin-

blick auf Störfälle erfolgte insbesondere durch den bautechnischen, elektrotechni-

schen und maschinenbautechnischen Sachverständigen.  

8.9.6 Eine Betrachtung von für den Anlagenbetrieb charakteristischen und typischen 

Störfällen wurde insbesondere im Zuge der elektro-, bau- und maschinenbautechni-

schen Betrachtungen vorgenommen und durch die Einhaltung des Standes der 

Technik (zB einschlägigen technischen Normen), insbesondere bei sicherheitstech-

nischen Einrichtungen (zB Fluchtwege), und die Vorschreibung von Maßnahmen be-

rücksichtigt.  

8.9.7 Grundsätzlich werden alle technischen Normen eingehalten und übersteigt 

das von den Anlagen ausgehende technische Risiko (Maschinenbruch, Brandfall) 

nicht das normale Lebensrisiko. 

8.9.8 Insbesondere erfolgte diese behördliche Betrachtung auch in Hinblick auf den 

Eisabfall durch das eingeholten Gutachten von DI KLOPF vom 01.03.2015, Teilgut-

achten Eisabfall, in welchem folgendes ausgeführt wird: 

….. 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass unter Berücksichtigung der empfohle-

nen risikominimierenden Maßnahmen das Gesamtrisiko für Personen, die sich au-

ßerhalb der vom Rotorblatt überstrichenen Fläche aufhalten, von herabfallenden Eis-

stücken Schaden zu nehmen, im Bereich von < 10-6 liegt und somit geringer als das 

allgemein akzeptierte Risiko ist. 

…. 

8.9.9 Aufgrund der Gesetzeslage sowie der höchstgerichtlichen Judikatur und des 

eingeholten Gutachtens ergibt sich nun folgende rechtliche Beurteilung:  

8.9.9.1 Beim Eisabfall handelt es sich um Immissionen (auf Nachbargrundstücken). 

8.9.9.2 Wenn durch Immissionen (im konkreten Eisabfall) von Windkraftanlagen das 

Leben oder die Gesundheit der Nachbarn und das Eigentum oder sonstige dingliche 
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Rechte der Nachbarn gefährdet werden, sind Windenergieanlagen nicht genehmi-

gungsfähig. Unter Gefährdung ist jedoch nicht jede denkbare Gefahr, welche von 

dem Vorhaben ausgehen kann, zu verstehen. 

8.9.9.3 Diese Gefährdung der Gesundheit beziehungsweise Beeinträchtigung des 

Eigentums liegt dann nicht vor, wenn die Gefahren durch das beantragte Vorhaben 

durch Schnee- und Eisabfall nicht über jene Gefahren hinausgehen, die von in 

Grenznähe typischerweise zulässigen Baulichkeiten hervorgerufen werden (vgl Er-

kenntnis vom 19. Jänner 2010, Zl 2009/05/0020, sowie die Erkenntnisse vom 26. 

Februar 2009, Zl 2006/05/0283, und 15. Mai 2014, Zl 2011/05/0094). 

8.9.9.4 Bei der Ermittlung der Gefahr ist die Eintrittswahrscheinlichkeit (und Gefähr-

lichkeit) eines Ereignisses, welches durch das geplante Vorhaben hervorgerufen 

werden kann, mit der Eintrittswahrscheinlichkeit (und Gefährlichkeit) eines Ereignis-

ses, welches typischerweise durch auf Nachbargrundstücken zulässigen Baulichkei-

ten hervorgerufen wird, zu vergleichen - etwa Eisabfall bei Gittermasten zu Eisabfall 

an WKA. Ein Anhaltspunkt in der Beurteilung kann in dem Zusammenhang das „all-

gemein gesellschaftlich akzeptierte Risiko“ sein, zumal die Errichtung und der Betrieb 

von Strom- und Funkmasten in Bereichen, wo typischerweise auch Windenergiean-

lagen errichtet werden, als gesellschaftlich akzeptiert gelten. 

8.9.9.5 Im Hinblick auf das Risiko, welches durch Eisabfall von dem Vorhaben aus-

geht, kommt die Behörde aufgrund der fachlichen Beurteilung zu folgendem Ergeb-

nis: Das Ergebnis des Gutachtens DI KLOPF und auch von Gutachten zu vergleich-

baren Standorten im ostösterreichischen Raum gehen unmittelbar neben der WEA 

von einem Risiko (10-6 bis 10-7) für Personen aus, welches klar unter der Schwelle 

des gesellschaftlich akzeptierten Risikos (10-4 pro Jahr = max. tolerierbares Risiko 

für die Öffentlichkeit - Lebensrisikos) liegt. Das Risiko der Gefährdung durch Eisfall 

übersteigt (auch aufgrund der Maßnahmen der Projektwerberin zB Abschaltung bei 

Eisansatz und damit kein Eisabwurf und der behördlichen Vorschreibungen) das ge-

sellschaftlich akzeptierte Risiko bzw die Gefahren, die von in Grenznähe typischer-

weise zulässigen Baulichkeiten hervorgerufen werden, demnach nicht. Es ist somit 

weder bei Personen, welche sich regelmäßig aufgrund ihrer Tätigkeit bei den WEAs 

aufhalten, noch bei sonstigen Personen von einem unzulässig hohen Risiko, welches 

von den Anlagen herrührt, auszugehen.  
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8.9.9.6 Die dennoch (trotz der von der Projektwerberin vorgesehenen Maßnahmen 

und trotz der behördlichen Vorschreibungen) vorhandene theoretische Gefährdung 

durch Eisabfall oder einem anderen vorhabensuntypischen Störfall, ist aufgrund der 

sehr geringen Eintrittswahrscheinlichkeit nicht mehr dem Bereich der typischen und 

damit genehmigungsrelevanten Störfälle zuzurechnen, sondern vielmehr den atypi-

schen nicht voraussehbaren Ereignissen (vgl UVE Leitfaden 2008, VwGH 

18.11.2004, GZ 2004/07/0025) und steht der Genehmigungsfähigkeit damit nicht 

entgegen.  

8.9.9.7 Für vorhabenstypische Störfälle wurden jedoch sowohl im Vorhaben als auch 

durch behördliche Vorschreibungen entsprechende Vorsorgen getroffen (zB Auflagen 

zum Brandschutz, wiederkehrende Kontrollen durch Fachleute, Dokumentationen 

etc.), sodass keine Gefährdung oder unzumutbare Belästigung vom Vorhaben durch 

Störfälle wie Eisabfall, Maschinenbruch oder Brandereignisse ausgehen. 

8.10 Ausnahmegenehmigung 

8.10.1 Das Vorhaben erfüllt gewisse (verbindliche) elektrotechnische Vorschriften 

(Fluchtwegsicherheit) nicht. Die Behörde kann jedoch Ausnahmen von der Anwen-

dung bestimmter elektrotechnischer Sicherheitsvorschriften bewilligen, wenn die 

elektrotechnische Sicherheit im gegebenen Falle gewährleistet erscheint. 

8.10.2 Aufgrund der Ausführungen des elektrotechnischen und des bautechnischen 

Sachverständigen, sowie der aufgrund dieser Ausführungen getätigten Vorschrei-

bungen ist davon auszugehen, dass die elektrotechnische Sicherheit im gegebenen 

Falle trotzdem gewährleistet ist. 

8.11 „Kumulative Betrachtung“ 

8.11.1 Die Wechselwirkungen des Vorhabens mit bestehenden Windkraftanlagen 

wurden sowohl in den Einreichunterlagen als auch in den behördlich erstellten Gut-

achten und dabei insbesondere in den Aussagen zum Naturschutz und Ornithologie 

eingehend erörtert und dargelegt. Eine gegenseitige Beeinflussung des geplanten 

Vorhabens mit bestehenden Vorhaben ist zwar gegeben, eine mangelnde Genehmi-

gungsfähigkeit oder mangelnde Umweltverträglichkeit kann daraus jedoch nicht ab-

geleitet werden.  
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8.11.2 Insbesondere erfolgte eine Erörterung im Gutachten Fachbereich Land-

schaftsbild/ Raumordnung, in dem auszugsweise folgendes ausgeführt wird 

…. 

Das hoch sensible Landschaftsschutzgebiet Donau-March-Thaya-Auen befindet sich 

in ca. 5 km Entfernung. Relevante Sichtbeziehungen sind aufgrund des Geländereli-

efs und der Gehölzbestände nicht zu erwarten.  

Visuelle Vorbelastungen bestehen durch die bestehenden und genehmigten Wind-

energieanlagen im Nahbereich der geplanten Anlagen. Es kommt zu keiner bzw. le-

diglich punktuellen Neubelastung von unbeeinflussten Sichträumen. 

Die Sichtbeziehungen auf den Windpark sind bereichsweise durch Waldflächen, Ge-

hölzbestände und das hügelige Geländerelief eingeschränkt. 

Das Vorhaben bildet keine Sichtbarriere für bedeutende Sichtachsen. 

Durch die gemeindeübergreifende Festlegung von Ausschlusszonen für Windkraft 

können wesentliche Kumulationswirkungen vermieden werden. 

Von den ursprünglichen Siedlungsbereichen der Ortskerne mit geschlossener dichter 

Bebauung ergeben sich kaum Sichtbeziehungen zum geplanten Windpark. Zudem 

befinden sich die Ortskernbereiche in Niederungen. Somit ergeben sich vorwiegend 

von den höher gelegenen Ortsrandbereichen bzw. von den Siedlungserweiterungs-

gebieten mit lockerer Verbauung Sichtbeziehungen zu den Windkraftanlagen. Am 

stärksten von visuellen Störungen betroffen sind die Gemeinden Velm-Götzendorf 

und Waidendorf. 

Die Sichtbeziehungen auf den Windpark sind bereichsweise durch Waldflächen, Ge-

hölzbestände sowie das hügelige Geländerelief eingeschränkt. 

…. 

8.11.3 Beispielhaft ist noch anzuführen, dass im Fachbereich Naturschutz/ Ornitholo-

gie der Untersuchungsraum jedenfalls die benachbarten Windparks umfasst: 

…. 
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Die Beeinträchtigung wird als nicht wesentlich nachteilig bzw. nicht erheblich bewer-

tet, da sie nicht im Widerspruch mit den Erhaltungszielen des Vogelschutzgebietes 

und des Europaschutzgebietes stehen.  

Mögliche Gesamtauswirkungen des Windparks im Zusammenwirken mit den beste-

henden Windparks Götzendorf-Velm, Windpark Dürnkrut-Götzendorf und Zistersdorf 

Ost sowie mit absehbaren Entwicklungen (Windpark Loidesthal, Windpark 

Gr4oßinzersdorf) sind hierbei berücksichtigt. 

Bei Umsetzung der Auflagen durch die Verwirklichung des Vorhabens keine erhebli-

chen nachteiligen Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen und ihre Lebensräume unter be-

sonderer Berücksichtigung der Vögel zu erwarten, so dass kein Versagensgrund im 

Sinne des UVP-G 2000 im Hinblick auf die gegenständlichen Schutzgüter vorliegt.  

…. 

8.12 Beeinträchtigung von Flächen mit speziellen na turschutzrechtlichen 

Festlegungen 

8.13 Das geplante Vorhaben befindet sich nicht direkt in einem Bereich mit speziel-

len naturschutzrechtlichen Festlegungen (Nationalpark, Natura 2000, Landschafts-

schutzgebiet). Im Nahbereich befinden sich jedoch Flächen mit einer derartigen Fest-

legung. 

8.13.1 Nächstgelegene naturschutzrelevante Gebiete befinden sich in einem Abstand 

von ca. 5 km bis 9 km (Natura 2000-Vogelschutzgebiet, Natura 2000-FFH-Gebiet, 

Landschaftsschutzgebiet, Naturschutzgebiet). 

8.14 Nach herrschender Ansicht und ständiger Judikatur können auch von Vorha-

ben außerhalb einer Schutzzone nachteilige Auswirkungen auf das jeweilige Schutz-

gut verursacht werden. Das heißt auch vom gegenständlichen Vorhaben könnten 

nachteilige Einwirkungen auf Schutzgüter der Schutzzonen verursacht werden. Dies 

ist insbesondere dann relevant, wenn wie etwa im Nationalparkgesetz grundsätzlich 

ein absolutes Einwirkungsverbot besteht. 

8.15 Aus diesem Grund wurden von der Behörde auch explizit die Auswirkungen 

des Vorhabens auf die jeweils relevanten Schutzgüter, die für die Schutzgebiete Na-

tura 2000, FFH, Landschaftsschutzgebiet und Nationalpark festgelegt sind, erhoben 

und beurteilt. Insbesondere wurde dabei festgestellt dass es zu keinen Auswirkungen 
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auf den Nationalpark kommt. Anzumerken ist dazu, dass eine derartige Beeinträchti-

gung weder von der Nationalparkverwaltung, der zuständigen Nationalparkbehörde 

oder dem NÖ Umweltanwalt gesehen wurde. 

8.16 Flächenwidmung und sektorales Raumordnungsprog ramm 

8.16.1 Widmung für die Fundamente der Windkraftanla gen und Abstände  

8.16.1.1 Gemäß § 20 NÖ RAUMORDNUNGSGESETZ 2014 (NÖ ROG 2014) dür-

fen die Fundamente der Windkraftanlagen (mit einer Engpassleistung von mehr als 

20 kW) nur auf solchen Flächen errichtet werden, die als Grünland-Windkraftanlagen 

im Flächenwidmungsplan gewidmet sind. 

8.16.1.2 Das Vorliegen dieser Flächenwidmung wurde im Genehmigungsverfahren 

geprüft. Laut vorgelegten Unterlagen wurde vom Gemeinderat der Gemeinde Velm-

Götzendorf und vom Gemeinderat der Marktgemeinde Dürnkrut eine entsprechende 

Änderung des Flächenwidmungsplanes beschlossen und nach Durchführung des 

aufsichtsbehördlichen Verfahrens kundgemacht. Unwidersprochen liegt demnach ei-

ne entsprechende rechtskräftige Widmung für die in Anspruch genommenen Flächen 

vor. 

8.16.1.3 Dazu ist festzuhalten, dass die UVP-Behörde an die rechtskräftige Wid-

mung gebunden ist. Diese ist der Behördenentscheidung zugrunde zu legen. 

8.16.1.4 Diese Widmungen können im Übrigen nur dann festgelegt werden, wenn 

die vom Gesetzgeber vorgegebenen Mindestabstände zu Wohnnutzungen (auch im 

Grünland) eingehalten werden. Nach den vorgelegten Unterlagen und dem Ermitt-

lungsergebnis der Behörde wurden diese Mindestabstände auch eingehalten. Unab-

hängig vom Abstand der einzelnen Wohnnachbarn wurden aber nun die Auswirkun-

gen der voraussichtlichen Immissionen durch das geplante Vorhaben an den nächst-

gelegenen Wohnnachbarschaften durch die Behörde im Einzelfall, wie es durch die 

Rechtslage und die Judikatur vorgegeben wird, beurteilt. Ergebnis dieser Beurteilung 

war, dass keine unzulässigen (gesundheitsgefährdenden oder belästigenden) Ein-

wirkungen zu erwarten sind. 
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8.16.2 Zu den Zufahrtswegen 

8.16.2.1 Anlagen (seien es nun Erzeugungsanlagen für elektrischer Energie, ge-

werbliche Betriebsanlagen oder andere Arten von Anlagen) bestehen regelmäßig aus 

verschiedenen Anlagenteilen. Zu diesen nicht direkt den (rechtlichen) Charakter einer 

Anlage bestimmenden anderen Anlagenteilen gehören regelmäßig Verkehrsflächen, 

welche zur externen aber auch internen Erschließung der Anlage dienen. Dass diese 

Erschließungen eine conditio sine qua non für die Nutzung sind, bedarf keine nähere 

Erläuterung. 

8.16.2.2 Der gegenständliche Windpark ist eine Erzeugungsanlage, welche aus 

Windkraftanlagen und sonstigen für die Erzeugung elektrischer Energie und den Be-

trieb notwendigen Teilen (z B Aufstellflächen, interne Verkabelungen, Warneinrich-

tungen) besteht. 

8.16.2.3 Aus den vorgelegten Unterlagen und dem Willen der Antragstellerin ist 

nun eindeutig ableitbar, dass es sich bei den Erschließungsstraßen (Stichstraßen), 

soweit es sich nicht um die öffentlichen Verkehrsflächen handelt, um Bestandteile der 

Anlagen handelt. Diese Erschließungsstraßen oder auch die Aufstellflächen für die 

Kräne und Wartungsfahrzeuge bilden somit einen integralen Teil der Erzeugungsan-

lage im Sinn des NÖ Elektrizitätswesengesetzes 2005. 

8.16.2.4 Derartige Anlagen unterliegen nicht den Bestimmungen der NÖ BO und 

dürfen in jeder Widmungsart auch im (sonstigen) Grünland errichtet werden. Die 

Vorgabe des NÖ Raumordnungsgesetzes, dass Windkraftanlagen nur auf entspre-

chenden Widmungen errichtet werden dürfen, bezieht sich nur auf das Fundament 

einer Windkraftanlage nicht jedoch auf die sonstigen Anlagenteile der Erzeugungsan-

lage. Würde man eine andere Ansicht vertreten, müsste etwa auch für die gesamte 

interne Windparkverkabelung eine entsprechende Widmung Grünland Windkraftan-

lage vorliegen. Diese Rechtsansicht wurde bisher weder von den für Widmungen zu-

ständigen Behörden, der Aufsichtsbehörde oder den Verwaltungsgerichten vertreten. 

8.16.2.5 Im Kommentar Pallitsch/Pallitsch/Kleewein, NÖ Baurecht 8, RZ 3 S 1371 

wird ausgeführt: 

Im Grünland wird eine funktionsgerechte bzw für den Verwendungszweck geeignete 

Verkehrserschließung für Campingplätze(§ 19a Abs 4 NO ROG) und erhaltenswerte 
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Gebäude im Grünland (§ 19 Abs 2 Z 4 lit b) gefordert. Ob zur Erschließung des Grün-

landes öffentliche oder private Verkehrsflächen ausgewiesen werden oder die Zu-

fahrten im Grünland verbleiben, ist dem Ermessen des Gemeinderates überlassen.  

8.16.2.6 Das heißt, dass eine Verkehrserschließung für Grünlandnutzungen – die 

Widmung Windkraftanlage ist eine „Grünlandwidmung“ - auch auf als Grünland ge-

widmeten Flächen nach den raumordnungsrechtlichen Bestimmungen grundsätzlich 

zulässig ist. 

8.17 Befristung  

8.17.1 § 17 Abs 6 UVP-G 2000 ermächtigt die genehmigende Behörde zur Vor-

schreibung von Fertigstellungsfristen und Fristen für die Inanspruchnahme von Rech-

ten. Die Fristen können auf Antrag aus wichtigen Gründen verlängert werden.  

8.17.2 In der gegenständlichen Entscheidung werden alle Fristen ausschließlich nach 

§ 17 Abs 6 UVP-G 2000 festgelegt. Dies ist deswegen geboten, weil das UVP-G 

2000 in § 17 Abs 1 Satz 1 die Berücksichtigung der "Genehmigungsvoraussetzun-

gen" und nicht der Genehmigungsbestimmungen (so auch Fristen) in der Entschei-

dungsfindung normiert.  

8.17.3 In diesem Sinne gehen Eberhartinger-Tafill/Merl davon aus, dass der Gesetz-

geber die entsprechenden Bestimmungen der mitanzuwendenden Materiengesetze 

nicht für anwendbar hielt und mit § 17 Abs 6 eine abschließende Regelung treffen 

wollte (Eberhartinger-Tafill/Merl, UVP-G 85). Baumgartner/Petek vertreten die An-

sicht, dass materiengesetzliche Fristen subsidiär anwendbar bleiben, wenn die UVP-

Behörde keine Fristsetzung vornimmt (Baumgartner/Petek, UVP-G 183). Im vorlie-

genden Fall macht die UVP-Behörde von der Fristsetzung nach UVP-G 2000 vollum-

fänglich Gebrauch. Der Bestimmung des § 17 Abs 6 UVP-G 2000 ist der Vorrang vor 

den Fristsetzungen der Materiengesetze einzuräumen; dies sowohl aus faktischen 

als auch aus rechtlichen Gründen. 

8.17.4 Mit der einheitlichen Festlegung sämtlicher Fristen nach § 17 Abs 6 UVP-G 

2000 wird in hohem Maße zur Rechtssicherheit und Rechtsklarheit beigetragen. Eine 

einheitliche, sinnvolle und nachvollziehbare Regelung aller Fristen ist damit sicherge-

stellt. 
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8.17.5 Im Übrigen erfolgte die Bemessung der Fristen in Anlehnung an die materien-

rechtlich vorgesehenen Erlöschensfristen (vgl § 19 NÖ ElWG 2005, Luftfahrtgesetz), 

weshalb von der Angemessenheit dieser zur Umsetzung des Vorhabens ausgegan-

gen werden muss. 

9 Zusammenfassung 

9.1 Aus dem oben Angeführten folgt nun, dass sowohl die in den materienrechtli-

chen Genehmigungsvoraussetzungen genannten öffentlichen Interessen als auch 

die im UVP-G 2000 angeführten öffentlichen Interessen nicht beeinträchtigt werden 

und auch die sonstigen Genehmigungsvoraussetzungen erfüllt sind. Zusammenfas-

send ist daher festzuhalten, dass das Vorhaben, insbesondere auch aufgrund seiner 

Umweltverträglichkeit, als genehmigungsfähig qualifiziert werden muss, weshalb die 

Genehmigung zu erteilen war.  

9.2 Es war daher spruchgemäß zu entscheiden. 

Rechtsmittelbelehrung  

Sie haben das Recht gegen diesen Bescheid Beschwerde zu erheben. 

Die Beschwerde ist innerhalb von vier Wochen nach Zustellung dieses Bescheides 

schriftlich oder in jeder anderen technisch möglichen Weise bei uns einzubringen. 

Sie hat den Bescheid, gegen den sie sich richtet, und die Behörde, die den Bescheid 

erlassen hat, zu bezeichnen. Weiters hat die Beschwerde die Gründe, auf die sich 

die Behauptung der Rechtswidrigkeit stützt, das Begehren und die Angaben, die er-

forderlich sind, um zu beurteilen, ob die Beschwerde rechtzeitig eingebracht ist, zu 

enthalten. 

Die Höhe der Pauschalgebühr für Beschwerden, Wiedereinsetzungsanträge und 

Wiederaufnahmeanträge (samt Beilagen) beträgt 30 Euro. 

Hinweise: 
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Die Gebühr ist auf das Konto des Finanzamtes für Gebühren, Verkehrsteuern und 

Glücksspiel (IBAN: AT83 0100 0000 0550 4109, BIC: BUNDATWW) zu entrichten. 

Als Verwendungszweck ist das Beschwerdeverfahren (Geschäftszahl des Beschei-

des) anzugeben. 

Der Eingabe ist - als Nachweis der Entrichtung der Gebühr - der Zahlungsbeleg oder 

ein Ausdruck über die erfolgte Erteilung einer Zahlungsanweisung anzuschließen. 

Für jede gebührenpflichtige Eingabe ist vom Beschwerdeführer (Antragsteller) ein 

gesonderter Beleg vorzulegen. 
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1. Marktgemeinde Dürnkrut z. H. des Bürgermeisters, Schloßplatz 1, 2263 Dürnkrut 
2. Gemeinde Velm-Götzendorf z. H. des Bürgermeisters, Hauptstraße 133, 2245 

Velm-Götzendorf 
3. Marktgemeinde Spannberg z. H. des Bürgermeisters, Hauptplatz 18, 2244 

Spannberg 
4. Stadtgemeinde Zistersdorf z. H. des Bürgermeisters, Hauptstraße 12, 2225 

Zistersdorf 
5. Abteilung Wasserwirtschaft Fachbereich Abwassertechnik, z.H. Frau Dürnecker; 

wasserwirtschaftliches Planungsorgan 
6. Arbeitsinspektorat für den 6. Aufsichtsbezirk (Wien), Fichtegasse 11, 1010  Wien 
7. Bezirkshauptmannschaft Gänserndorf, Schönkirchner Straße 1, 2230 

Gänserndorf 
8. Abteilung Umwelt- und Energierecht Fachbereich Energierecht 
9. Abteilung Verkehrsrecht 
10. NÖ Agrarbezirksbehörde 
11. Austro Control Österreichische Gesellschaft für Zivilluftfahrt mbH, Schnirchgasse 

11, 1030 Wien 
12. Bundesdenkmalamt - Landeskonservatorat für Niederösterreich, Hoher Markt 11, 

Gozzoburg, 3500 Krems an der Donau 
13. Bundesministerium für Landesverteidigung und Sport, Roßauer Lände 1, 1090 

Wien 
14. Bundesministerium für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft, Stubenring 1, 

1011 Wien 
15. Abteilung Bau- und Anlagentechnik 1) Fachbereich Elektrotechnik, z.H. Herrn DI 

Schrott; 2) Fachbereich Maschinenbautechnik, z.H. Herrn DI Spangl 
16. Abteilung Umwelttechnik Fachbereich Techn.Luftfahrtangelegenheiten, z.H. Herrn 

Ing. Pichler 
17. Abteilung Forstwirtschaft, z.H. Herrn DI Gruber 
18. Gebietsbauamt Korneuburg Fachbereich Agrartechnik,  z.H. Herrn DI Edelmann, 

Laaer Straße 23, 2100 Korneuburg 
19. Abteilung Hydrologie und Geoinformation Fachbereich Grundwasserhydrologie, 

z.H. Herrn Staindl 
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20. Abteilung Umwelthygiene, z.H. Herrn Dr. Jungwirth 
21. Herrn Dipl.Ing. Rudolf WENNY AXIS Ingenieurleistungen ZT Ges.m.b.H., 

Schulring 15, 3100 St. Pölten 
22. Herrn Ing. Ludwig Pointner Msc. TÜV Österreich, Abteilung 

Umweltschutztechnologie, Am Thalbach 15, 4609 Thalheim bei Wels 
23. Herrn Ing. Wilhelm Mayrhofer iC consulenten Ziviltechniker GesmbH, 

Schönbrunner Straße 297, 1120 Wien 
24. Herrn Dr. Hans Peter Kollar Technisches Büro für Biologie, Teschnergasse 35, 

1180  Wien 
25. Herrn Dipl.-Ing. Thomas Knoll Ziviltechniker, Schiffamtsgasse 18/13, 1020 Wien 
26. Herrn Dipl.-Ing. Thomas KLOPF, BSc pA TÜV AUSTRIA SERVICES GMBH GB 

Umweltschutz, Am Thalbach 15, 4600 Thalheim bei Wels 
27. NÖ Umweltanwaltschaft, Wiener Straße 54, 3109 St. Pölten 
28. Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft, 

Stubenbastei 5, 1010 Wien 
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